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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r s itz e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zwei- Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblieben 
ter Prä�ident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter und gilt daher als genehmigt. 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist er ö f f n e t. 

K r a n k  gemeldet ist der Abgeordnete Robert 
Graf. 

Das amtliche P r o t o k oll der 55. Sitzung E n t s c h uld i g t  ist der Abgeordnete Hell-
des Nationalrates vom 19. Mai 1967 ist in der wagner. 
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Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 11 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

durch die der Zug zum Stillstand kam. Nach 
dem Stillstand überprüfte der Triebfahrzeug­
führer die Bremsschläuche und stellte fest, 
daß sich die Schläuche der direkten Bremse 
zwischen Lokomotive und erstem Wagen 
gelöst hatten. Trotzdem Setzte er die Fahrt 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat- fort. Dabei versäumte er es, mit der funktions-
lichte Unternehmungen fähigen indirekten Bremse rechtzeitig die vor-

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Adam geschriebene Geschwindigkeit von 12 km pro 
Pichler (SPO) an den Herrn Bundesminister Stunde einzuhalten, sodaß sich der Zug im 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmun- Gefälle auf 65 bis 70 km pro Stunde be­
gen, betreffend Bau eines Postamtes in Saal- schleunigte. Alle weiteren Versuche des Trieb­
felden. . fahrzeugführers brachten keinen ent"cheidenden 

789/M 
Wann ka.nn damit gerechnet werden, daß 

der seit einem .T ahrzehnt geplante Bau eines 
Postamtes in Saalfelden begonnen wird ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen DipI.-Ing. Dr. Ludwig 
Weiß: In Saalfelden soll ein Post- und Wähl­
amtsgebäude nebst einer Postautoabfahrts­
stelle errichtet werden. Der Vorentwurf hiefür 
liegt vor. Es ist in Aussicht genommen, mit 
dem Neubau im Jahr 1968 zu beginnen. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Krempl 
(OV P) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Unglück des Erzzuges in Eisenerz. 

826/M 
Welches Ergebnis haben die Untersuchungen, 

betreffend das Unglück des Erzzuges am 
13. Mai 1 967 in Eisenerz, gezeigt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Die abgeschlossenen Erhebun­
gen ergaben, daß das Entrollen des Erzzuges 
zwischen den Bahnhöfen Erzberg und Eisenerz 
am 13. Mai 1967 auf Verschulden des Trieb­
fahrzeugführers Bundesbahnadjunkt Ludwig 
Stadlel' der Zugförderungsstelle Vordernberg 
zurückzuführen ist. 

Stadler hatte am 13. Mai mit seinem Lok­
heizer die Dampflokomotive der Serie 197 
übernommen, um den Erzzug 5259 vom Bahn­
hof Erzberg nach Eisenerz zu fühlen. Nach dem 
vorschriftsmäßigen Kuppeln wurde die Funk­
tionsprobe der Bremseinrichtungen durchge­
führt, die ordnungsgemäß verlief. Auf der 
Zahnradstrecke sind zur Erhöhung der Ver­
kehrssicherheit zwei voneinander unabhän­
gige Bremsbauarten, die sogenannte direkte 
und die indirekte Bremse, vorgeschrieben. 

Nach der ersten ordnungsgemäßen Bremsung 
stellte der Triebfahrzeugführer bei der Ein­
fahrt in das Gefälle nach einer neuerlichen 
Bremsung mit der direkten Bremse keine 
Bremswirkung fest. Er leitete daher sofort mit 
der zweiten Bremse eine Vollbremsung ein, 

Erfolg, den Zug zum Stehen zu bringen. 

Der Triebfahrzeugführer hat durch seine 
Handlungsweise gegen die Bestimmungen für 
die Führung druckluftgebremster Erzzüge auf 
der Strecke Vordernberg-Eisenerz sowie gegen 
Bestimmungen der Verkehrsvorschriften, 
Bremsvorschriften und die Dienstvorschriften 
für Lokomotivmannschaften verstoßen. 

Ein Unglück größeren Ausmaßes wurde 
dadurch verhindert, daß der von aufmerk­
samen Beobachtern verständigte Fahrdienst­
leiter des Bahnhofes in Eisenerz den Zug durch 
Halbstellen einer Weiche vorschriftsmäßig zur 
Entgleisung brachte. 

Der Triebfahrzeugführer, gegen den ein 
Dienststrafverfahren eingeleitet wurde, ist vom 
Streckenfahrdienst abgezogen und einer Ver­
wendung im Werkstättendienst zugeführt wor­
den. Er hat eine strafrechtliche Verfolgung zu 
gewärtigen. 

Präsident: Z usa tzfrage. 

Abgeordneter KrempI: Herr Minister! Welche 
Maßnahmen sind nach dem vorjährigen Zugs­
unglück vom 26. Juli in Leoben, das ebenfalls 
die Folge mangelnder Bremsmanipulationen 
war, getroffen worden 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Da­
mals ist das Personal unserer Zugförderung 
eingehend belehrt und geprüft worden. Es 
sind Weisungen hinausgegeben worden, gerade 
auf die richtige Betätigung der Bremsen ent­
sprechend EinHuß zu nehmen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter KrempI: Herr·Minister! Haben 
diese Maßnahmen nicht ausgereicht, um diesen 
neuerlichen ähnlichen Unfall zu verhindern 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister DipI.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! In diesem Fall lag ein ausge­
sprochen menschliches Versagen vor. Der Mann 
hat einfach mehrere Fehler gleichzeitig ge­
macht. Wir werden auch diesen Fall zum 
Anlaß nehmen, üm auf dieser gewiß sehr 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
schwierigen Strecke das Personal neuerlich 
einer eingehenden Belehrung zuzuführen. 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter MeißI 
(F PÖ) an den Herrn Verkehrsminister , be­
treffend Verteuerung des Österreichischen Kurs­
buches. 

Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Durch 

die Erhöhung des Verkaufspreises des Amtlichen 
Österreichischen Kursbuches, Ausgabe 1967, 
von 24 S auf 28 S für den Teil I und von 36 S 
auf 45 S für den Teil n . , .  (Abg. M eißl: 
Falsche Fr age ! - Weiter e Rufe bei der S PÖ : 
Falsche Fr age ! Falsche Antw or t!) 

Präsident: Wir sind bei der Frage betreffend 
das Österreichische Kursbuch. (Abg. Pr obst: 
Nein! - Abg. Peter : Der Par lamentsdirektor 
hat den falschen Fahrplan vorgelegt !) 

3. Anfrage: Abgeordneter MeißI (F PÖ) an 
den Herrn Verkehrsminister , betreffend Ver­
teuerung des Österreicbiiwhen Kursbuches. 
(Wider spr uch. - Abg. Peter : Nein !) Ich 
muß schon bitten, daß man mir das . . . (Abg. 
Peter : Falscher Fahrplan !) Ja, das habe ich 
schon zur Kenntnis genommen. Hoffentlich 
sind nicht falsche Fahrpläne im Kursbuch 1 

Die Anfrage 3 ist hier falsch betitelt. Sie 
lautet richtig: "Werden Maßnahmen ergriffen 
werden, um in der Wolfsegg. Traunthaler 
Kohlenwerks-AG. eine entsprechende Ver wal­
tungsvereinfachung durchzuführen 1" 

Bundesminister Dipl..lng. Dr. Weiß: Diese 
Anfrage hätte mir zugeleitet werden müssen; 
sie ist mir nicht zugeleitet worden. Ich bin 
daher nicht in der Lage, auf diese Anfrage 
ohneweiters aUI3 dem Stegreif zu antworten. 
(Abg. Pete r: Was sagt der Par lamen tsdirektor 
dazu? 1 mmp.r wieder der Parlammtsdirek tor !) 

Präsident: Ich bitte, sich zu beruhigen. 
(Lebhaf te Unruhe.) Ich möchte den Herrn 
Parlamentsdirektor hier in Schutz' nehmen; 
ich werde die Sache überpl üfen und klarstellen. 
Ich werde feststellen, in wessen Verschulden 
es fällt. Das ist meine Angelegenheit. 

Anfrage 4: Abgeordneter Dr. Pittermann 
(SPÖ) an den Herrn Verkehrsminister, be· 
treffend Postamt WelBjLichtenegg. 

790jM 
Wann ist mit der Grundsteinlegung für den 

Bau des Postamt.es WeIsjLichtenegg zu rechnen ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl..lng. Dr. Weiß: Herr 

Abgeordneter Dr. Pittermann! Eine Grund­
steinlegung für Wels/Lichtenegg wird nicht 
stattfinden, weil in WelsfLichtenegg geeignete 
Räume für ein Postamt angemietet wer-den 
sollen. 

Ich möchte hiezu allerdings ergänzend be­
merken, daß die Neuerrichtung eines Postamtes 
in Wels/Lichtenegg natürlich von der Personal· 
lage abhängt, die derzeit etwas schwierig ibt 
und zur zeitweiligen Schließung anderer Post­
ämter zwingt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter DDr. Pittermann: Ibt Ihre Ant· 

wO! t, Herr Minibter, so aufzufassen, daß die 
in Aussicht gestellte Neuerrichtung beziehungs­
weise Erweiterung dieses Postamtes jedenfalls 
im Jahre 1967 leider nicht erwartet werden 
kann? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Im 

Jahre 1967 ist die Errichtung dieses Postamtes 
nicht zu erwarten. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Exler 
(SPÖ) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Wähl· und Verbundamt Weiz/Steier­
mark. 

791/M 
Wann wird das Wähl- und Verbundarnt 

WeizjSteiermark fertiggestellt sein ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Mit 

der baulichen Fertig<;tellung des Wähl· und 
Verbund amtes in WeizjSteiermark ist im 
Laufe des Monate� September 1967 zu rechnen. 
Der Betrieb wird voraussichtlich im November 
1967 aufgenommen werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Exler: Herr MiniE;ter! Weshalb 

scheint dann diese& Postamt im Bericht der 
Post als mit J abresende 1966 fertiggestellt auf 1 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.·Ing. Dr. Weiß: Darauf 

kann ich augenblicklich nicht antworten. 
Ich habe das nicht vor mir, ich muß das erst 
überprüfen lassen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Exler: Herr Minister! Ist Ihnen 

die Situation beim Postamt Weiz bekannt? 
Es wird ja damit gerechnet, daß durch die 
Errichtung dieses Wähl- und Verbundamtes 
eine Erleichterung für das Postamt geschaffen 
wird. Man hätte also darauf dringen müc;sen, 
daß das Wähl· und Verbundamt tatsächlich 
fertiggestellt wird. 

Präsident: Herr Minister. 
Bunde<;minister Dipl.-Ing; Dr_ Weiß: Herr 

Abgeordneter! Ich war selbst nicht dort; ich 
habe das persönlich nicht gesehen. Ich kann 
mich nur auf das verlassen, was ich von 'der 
Post· und Telegraphenverwaltung bekomme, 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
die mir mitteilte, daß die baulichen Herstel­
lungen im September 1967 fertig sein werden 
und die Inbetriebnahme für November 1967 
vorgesehen ist. Mehr kann ich in dieser Sache 
augenblicklich leider nicht sagen. 

Präsident: 6. Anfrage: Frau Abgeordnete 
ROba Weber (S PÖ) an den Herrn Verkehrs­
minister , betreffend Schnellbahnstation Brün­
ner Straße. 

845/1\1 
Wann kann mit dem Bau der Schnellbahn­

station Brünner Straße gerechnet werden ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Im 
Zuge der Elektrifizierung des Streckenab­
schnittes FIoridsdorf-Stockerau wurde wegen 
der besonderen Verkehrs bedeutung dieser 
Strecke die bis dahin schienengleiche Kreuzung 
mit der Brünner Straße schienenfrei ausgebaut. 
Die bereits getätigten Bauherstellungen um­
fassen im wesentlichen die Hebung der ein­
gleisigen Strecke im Bereich der Brünner 
Straße und jene Herstellungen für einen 
späteren zweigleisigen Ausbau. 

In einer zweiten Ausbaustufe sollte zwischen 
Floridsdorf und Jedlersdorf ein zweitee. Gleis 
zugelegt und die Haltestelle Brünner Straße 
hochbaulich errichtet werden. Die Kosten 
dieser Herstellung betragen rund 35 Millionen 
Schilling, und der Bau wäre in einer Zeit von 
zwei Jahren durchzuführen. 

Da im Wirt&chaftsplan der Österreichischen 
Bundesbahnen dieser Betrag bis jetzt nicht 
unterzubringen war, sind deshalb derzeit 
Verhandlungen mit dem Magistrat der Stadt 
Wien wegen einer Sonderfinanzierung im 
Gange. Vor einem positiven Abschluß dieser 
Verhandlungen kann daher mit dieser end­
gültigen Lösung in der Brünner Straße noch 
nicht gerechnet werden. Wir können 
erst dann, wenn diese Verhandlungen abge­
schlos@en sind und die Finanzierung gesichert 
ist, mit dem Bau der Haltestelle Brünner 
Straße und der Zulegung eines zweiten Gleises 
zwischen Floridsdorf und Jedlersdorf be­
ginnen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Rosa Weber: Sehr geehrter 
Herr Minister! Es wird Ihnen bekannt sein, 
daß beim Bau der Brücke bereits Vorsorge 
für ein Stationsgebäude getroffen worden 
ist, daß also der notwendige Raum vor­
handen ist, auch wenn ein zweites Gleis 
bis jetzt noch nicht dort liegt. Ich frage Sie 
nun, ob Ihnen die Bedeutung dieser Station 
für dieses Industriegebiet bekannt ist. In 
diesem Gebiet gibt es &ehr viele Betriebe, 
Hunderte von Arbeitskräften müssen in andere 

Bezirke fahren, die Verkebrsbedingungen sind 
nicht besonders gut, und eine Schnellbahn. 
station gerade an diesem Ort wäre eine wesent­
liche Erleichterung für die dort Beschäf­
tigten. 

Außerdem wird die Einbeziehung der Schnell­
bahn in das Tarifgebiet der Wiener Verkehrs­
betriebe ebenfalls erst dann wirksam, wenn 
es eine Einsteigmöglichkeit für die dort Be­
schäftigten gibt. 

Ich frage also, ob Ihnen alle diese Umstände 
bekannt sind und ob Sie auf Grund dieser 
Dringlichkeit auch Vorkehrungen treffen wer­
den, daß die vorbereitenden Besprechungen 
!Jlöglichst bald zum Abschluß kommen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Frau 
Abgeordnete! Mir sind die Verhältnisse des­
halb gut bekannt, weil bereits eine Reihe von 
Betriebsräten wegen der Herstellung dieser 
Haltestelle Brünner Straße bei mir vorge­
sprochen hat. Ich habe ihnen auch zugesagt, 
daß ich mich für diese Sache interessieren 
werde. 

Bei der Wiener Schnellbahn sind noch drei 
Punkte nicht erledigt: der Matzleinsdorfer 
Platz, die Brünner Straße und der ehemalige 
Aspangbahnhof. Am wichtigsten ist derzeit 
die Fertigstellung des Matzleinsdorfer Platzes. 
Wir verhandeln deshalb· mit der Gemeinde 
Wien in erster Linie wegen des Matzleins­
dorfer Platzes. 

Da ich jedoch einsehe, daß die Schwierig­
keiten in der Brünner Straße besonders für 
die Arbeiterschaft sehr groß sind, habe ich 
der Generaldirektion den Auftrag gegeben, 
zu versuchen, ein Provisorium zu schaffen, 
zu versuchen, ob es vielleicht durch pro­
visorische Stiegen und durch eine proviso­
rische Herstellung des Bahnsteige& möglich 
wäre, die Züge dort zum Anhalten zu bringen� 
Ich muß auf das Ergebnis dieser Unter­
suchung warten. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Am;wärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Ma­
chunze (GV P) an den Herrn Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten, betreffend 
Diplomatische Akademie in Wien. 

792/M 

Wann ist mit der Vorlage eines Gesetz­
entwurfes über die Rechtsgrundlagen der in 
Wien IV bestehenden Diplomatischen Akademie 
an den Ministerrat zu rechnen' 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bunder:.minister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Toncic.Sorinj: Herr Abgeordneter! 
Obwohl der Text des Gesetzentwurfes über 
die Diplomatische Akademie in einer Reihe 
von Verwaltungskonferenzen, an denen die 
hauptsächlich beteiligten Stellen teilgenommen 
haben, beraten wurde, ist im Zuge des Begut­
achtungsverfahrens eine beträchtliche Zahl 
von Abänderungsvorschlägen geäußert worden. 
Diesen Abänderungsvorschlägen wurde wei­
testgehend Rechnung getragen, und der Ge­
setzentwurf konnte gestern, am 30. dieses 
Monats, im Ministerrat eingebracht werden. 

Einige zusätzliche Anregungen des Ver­
fassungtldienstes de"! Bundeskanzleramtes wer­
den noch dem zuständigen Ausschuß zur Be­
handlung vorgetragen werden. 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Czernetz 
(SPÖ) an den Herrn Außenminister, be­
treffend Beschluß der Beratenden Versamm­
lung des Europarates hinsichtlich Griechen­
land. 

793/M 

In welcher Weise werden Sie den Beschluß 
der Beratenden Versammlung des Europa­
rates unterstützen, in welchem die Rückkehr 
zur parlamentarischen Demokratie in Griechen­
land gefordert wird? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Tonäc·Sorinj: Herr 
Abgeordneter! Die österreichische Bundes­
regierung verfolgt mit Aufmerksamkeit die 
Entwicklung der Lage in Griechenland. 

Was den Beschluß der Beratenden Ver­
sammlung bezüglich der Lage in Griechenland 
betrifft - Direktive NI'. 156 -, so ergeht 
in diesem eine Aufforderung an die griechi­
schen Stellen, zum verfassungsmäßigen Zu­
stand und zu einem demokratisch-parlamenta­
rischen Regime zurückzukehren. Weiters wird 
darin das Büro der Beratenden Versammlung 
beauftragt, das Schicksal der Abgeordneten, 
die vom griechischen Parlament als Mitglieder 
der Beratenden Versammlung bestimmt wor­
den waren, zu erkunden. 

Sobald die Frage im Ministerkomitee des 
;Europarates zur Behandlung kommen wird, 
wird die Bundesregierung das Problem im 
Lichte der dann in Griechenland gegebenen 
Situation prüfen und sich in ihrer Haltung 
von den im Statut des Europarates festge­
haltenen demokratischen Prinzipien sowie den 
Grundsätzen der Europäischen Menschenrechtq­
konvention leiten lassen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Czemetz: Herr Bundes­
minibter I Da Ihnen sicherlich der Brief des 
Generalsekretärs der Internationalen Juristen-

kommission, de"! früheren irischen Außen­
ministerr:. Se an MacBride, bekannt ir:.t, der 
in einem Schreiben an den Präsidenten der 
Beratenden Versammlung ersucht hat, diese 
Kommunikationen auch dem Ministerkomitee 
und dem Generalsekretariat bekanntzugeben, 
wo ausdrücklich gesagt wird, daß nach der 
Meinung der Internationalen Juristenkom­
mission das Ministerkomitee des Europarates, 
aber auch die individuellen Mitgliedstaaten 
- das betrifft auch Österreich - direkt die 
Frage der offensichtlichen Verletzungen der 
Menschenrechtskonvention durch einen Mit­
gliedstaat an die Europäische Menschenrechts­
kommission weiterleiten sollten, und da; 
wie Sie sicherlich wie.sen, Herr Bundesminister, 
auch die Rechtskommission der Beratenden 
Versammlung in der Sitzung vom 22. bis 24. Mai 
in Luxemburg einen ähnlichen Standpunkt 
vertreten hat, bitte ich Sie, dem Hohen Haus 
zu sagen, ob Sie bereit sind, von der österrei­
chischen Bundesregierung eine solche Beschwer­
de gegen die Verletzung der Menschenrechts­
konvention durch die griechische Regierung 
an die Europäische Menschenrechtskommission 
weiterzuleiten. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj: Herr 
Abgeordneter! Die von Ihnen soeben erwähnte 
Anregung ist bei uns in Prüfung. Ich möchte 
aber dazu folgendes sagen: Eine Regierung 
muß sich immer vor Augen halten, daß man 
die Souveränität anderer Staaten respektieren 
muß. Wenn ein Schritt unternommen werden 
soll, so scheint es uns am besten zu sein, 
wenn wir uns hier an die Direktiven, an die 
Anregungen und an die Beschlüsse einer aner­
kannten internationalen Institution halten, 
die von uns allen akzeptiert wird. Ich glaube, 
daß der Europarat das geeignete Forum 
ist. Deswegen habe ich am Ende meiner 
Anfragebeantwortung auf den Europarat ver­
wiesen und auf die Beschlüsse, die etwa der 
Europarat in dieser Sache treffen wird. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Czemetz: Herr Bundesmini­
ster! Ich danke Ihnen für diese Antwort 
und möchte nur die Gewißheit haben, ob Ihre 
Antwort so verstanden werden soll, daß Sie 
selbst im Ministerkomitee des Europarates 
initiativ werden oder, wenn es nur eine Stell­
vertretersitzung gibt, Sie diesem Ständigen 
Vertreter den Auftrag geben werden, im Sinne 
dieser Entschließungen der Internationalen 
Juristenkomission und der Rechtskommission 
der Bera.tenden Versammlung die Frage vom 
Ministerkomitee an die Menschenrechts­
kommission weiterzuleiten. 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj : Das, 
Herr Abgeordneter, ist eben gerade noch 
Gegenstand unserer Prüfungen. 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Peter 
(F pO) an den Herrn Außenminister , betreffend 
Besuch des Schweizer Außenministers. 

794/M 

Warum wurde der kürzlich erfolgte Besuch 
des Schweizer Außenministers in Wien von 
österreichischer Seite so offenkundig mangel. 
haft vorbereitet, daß eH zu den von der Öffent. 
lichkeit mit Befremden registrierten Unstimmig. 
keiten in der. EWG.Frage kommen konntE,? 

, Präsident: Bitte, Herr Minister. 

. Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj: Der Be­
'such des Schweizer Außenministers in Wien 
wurde in allen Details gründlich vorbereitet, 
und auch der Themenkreis, der bei den Ar­
beitssitzungen behandelt werden sollte, ist 
einvernehmlich festgelegt worden. Die Vor­
bereitung des Besuches war zur Zeit der Be­
endigung der Mission Botschafter Turskys 
in der Schweiz so gut wie abgeschlossen. 
Aber auch die gründlichste Vorbereitung 
eines offiziellen Besuches kann und soll eine 
freie Diskussion nicht behindern. Vielmehr 
ist der Zw:eck derartiger Besuche eine offene 
Aussprache über alle die beiden Gesprächs­

. 
partn�r interessierenden Probleme. 

Wa� nun die Integrationsfrage anbelangt, 
so waren die beiderseitigen Auffassungen 
bereits vor dem BeEiuch bekannt. Sie gehen 
auf den Umstand zurück, daß die wirtschafts­
politischen Prämissen beider Länder ver­
schieden sind. Dies bedeutet aber keineswegs, 
daß das eine Land die Integrationspolitik 
des. anderen verurteilt. Darüber hinaus kann 
man feststellen, daß die Gespräche in Wien 
wesentlich zum gegenseitigen besseren Vel­
ständnis der Standpunkte beigetragen haben. 
Diese guten Kontakte wurden beispielsweise 

.in der kurze Zeit darauf folgenden EFTA­
Konferenz in London fortgesetzt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

AbgeordneterPeter: Herr Bundesminister! 
Ihre Feststellung, daß der Besuch Herrn 
Spühlers bis ins kleinste Detail sorgfältig 
vorbereitet gewesen sei, überrascht mich, 

. denn wenn ich Ihrer Auffassung folgen darf, 

. so heißt das, daß auch die überraschungs­
momente hinsichtlich der EWG bis ins Detail 
vorbereitet gewesen sind und daß Sie also 
nichts daran gefunden haben, daß Herr 
.Spühler in Österreich eine Erklärung abgegeben 
,hat, die unseren Integrationsbestrebungen 
aqträglich ist. Teilen Sie diese Auffassung 
oder sind Sie anderer Meinung? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Tonäc-Sorinj : Herr 
Außen minister Spühler hat in Wien Erklä­
rungen abgegeben über die Intregrations­
politik der Schweiz und wie sich die Schweiz 
eine Regelung der europäischen· Integration 
vorstellt. Er hat damit nicht die Integrations­
politik Österreichs verurteilen wollen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Halten Sie es wirklich für zweckmäßig, 
daß man einen Botschafter vor einem derartigen 
Staatsbesuch abberuft, ohne den dafür vorge­
sehenen Botschaftel zeitgerecht dorthin zu 
entsenden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj : Herr 
Abgeordneter! Der Botschafter, von dem Sie 
sprechen, ist abberufen worden, um eine emp­
findliche Lücke, die durch den Abgang eines 
anderen Herrn entstanden ist, auszufüllen. 
Die nötigen Veränderungen konnten aus rein 
persönlichen Motiven noch nicht zeitgerecht 
durchgeführt werden. Aber ich möchte hinzu­
fügen: Als Geschäftsträger in dieser Zeit 
fungierte einer unserer fähigsten Jungeren 
Diplomaten. Es war also bestimmt kein 
Vakuum zu bemerken. 

Präsident: Danke, Herr Minister . 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 10. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Pittermann (SPÖj an den Herrn Bundes­
kanzler, betreffend Beendigung des Krieges 
in Vietnam. 

800/M 

Durch welche Maßnahmen gedenkt der Herr 
Bundeskanzler . die Bemühungen des UNO­
Generall")ekretärs . U Thant zur Beendigung 
des Krieges in Vietnam zu unterstützen! 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ich darf vorweg, 
Herr Abgeordneter, feststellen, daß die Antrag­
steIlung für Maßnahmen, die der Unterstützung 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
zur Beendigung des Vietnamkrieges dienen, 
in den Kompetenzbereich des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten fällt. Soweit 
die Bundesregierung als solche damit befaßt 
werden könnte, ist die Bundesregierung stets 
bereit, die guten Dienste Österreichs alb neu­
trales, der UNO angehöriges Land zur Ver­
fügung zu stellen, sobald und sooft Österreich 
darum ersucht wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage ? 
Abgeordneter DDr. Pittermann: '

Ich danke, 
Herr Bundeskanzler!' Eine weitere Zusatz­
frp,ge erscheint nach dieser Antwort nicht mehr 
nötig . .  
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Präsident : Erledigt. 
1 1 .  Anfrage: Abgeordneter Machunze 

(() V P) an den Herrn Bundeskanzler, be­
treffend Spendenkonto für die Hochwasser­
geschädigten. 

752/M 

Wie hoch waren die Eingänge von dem von 
der Bundesregierlmg eingerichteten Spenden­
konto für die Hochwassergeschädigten der 
Jahre 1965/66! 

Präsident : Bitte, Herr Ka.nzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Die Eingänge 
auf dem Spendenkonto der Hochwasserhilfe 
der Bundesregierung, dem bekannten Konto 
Nr. 9000, betrugen in der Zeit vom 1 .  Jänner 
1965 bis 31 . Dezember 1966 35,518.514 S. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundeskanz­
ler ! Sind diese Beträge in die Bundesländer 
überwiesen worden und den Betroffenen zur 
Gänze zugekommen 1 

Präsident : Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ja, es sind bis­
her im Jahre 1965 von diesen Beträgen 
30,820.000 S an die Bundesländer überwiesen 
worden und im Jahre 1966 noch einmal 
4,100.000 S. 

Präsident : 1 2. Anfrage: Abgeordneter Peter 
( F pO) an den Herrn Bundeskanzler, be­
treffend Ratifizierung internationaler Kon­
ventionen. 

795/M 

Welche Schritte sind im Hinblick auf das 
kommende, von den Vereinten Nationen zum 
Welt jahr der Menschenrechte proklamierte Jahr 
1968 geplant, damit der große Rückstand 
Österreichs in der Ratifizierung grundlegender 
interna,tionaler Konventionen (z. B. Proto­
koll Nr. 4 zur Europäischen Mensehenrechts­
konvention, Europäische Sozialcharta usw.) 
endlioh beseitigt werden kann ! 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ich möchte, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, vorausschicken, 
daß ich nur insoweit eine Antwort auf Ihre 
Frage geben könnte, als es sich um Rati­
fikationswerke, die in den Kompetenzbereich 
des Bundeskanzleramtes fallen, handelt. Es 
gibt Ratifikationsgegenstände, die in andere 
Ministerien, wie soziale Verwaltung, Unter­
richt und dergleichen, fallen. 

Nun aber möchte ich Ihnen zur Sache mit­
teilen: Von den neun Vertragswerken, deren 
Ratifikation die Generalversammlung der Ver­
einten Nationen anläßlich der Erhebung des 
Jahres 1968 zum Jahr der Menschenrechte 
empfohlen hat, hat Österreich bereits fünf 

ratifiziert; nicht ratifiziert sind also noch 
vier, und zwar: 

1. die Konvention der Internationalen Ar­
beitsorganisation, betreffend die Diskrimi­
nierung in Beschäftigung und Beruf; diese 
Materie wird im Sozialministerium behandelt; 

2. die Konvention der UNESCO, betreffend 
die Diskriminierung im Unterricht; das ist 
eine Arbeit, die im Unterrichtsministerium 
im Gange ist; 

3. die Konvention über politische Rechte 
der Frau; die Ratifikationsvorschläge und -an­
träge stehen unmittelbar bevor; 

4. handelt es sich dann noch um die Kon­
vention über rassische Diskriminierung; diese 
wird derzeit von den beteiligten Ministerien 
geprüft. 

Ich möchte gerade in diesem Zusammen­
hang sagen, daß bei etwa 1 20 UNO-Mitgliedern 
diese Konvention erst von acht Staaten 
ratifiziert worden ist. Diese acht Staaten sind 
Bulgarien, die Tschechoslowakei, Ekuador, 
Ghana, Pakistan, Tunesien, Kostarika und 
Finnland. Keine der europäischen Großmächte 
ist darunter. 

Im Rahmen des Europarates ausgearbeitete 
Vertragsinstrumente sind von Österreich in 
einer noch günstigeren Weise bereits rati· 
fiziert worden. Ich erinnere an die Euro­
päische Konvention zum Schutze der Men­
schenrechte; diese ist bereits ratifiziert worden, 
während zum Beispiel Frankreich und die 
Schweiz sie noch nicht ratifiziert haben. 
Das Erste Zusatzprotokoll zur Menschen­
rechtskonvention ist ratifiziert, das Zweite 
und Dritte Zusatzprotokoll sind ebenfalls 
vom Nationalrat bereits genehmigt, das Vierte 
ZusatzplOtokoll kommt in nächster Zeit in 
den Nationalrat und das Fünfte wird eben­
falls in Kürze vorliegen. 

Ich möchte auch dazu bemerken, daß von 
den 18 MitgliedEitaaten des Europarates erst 
drei die letzten beiden von Österreich noch 
nicht ratifizierten Zusatzprotokolle zur Men­
schenrechtskonvention ratifiziert haben. 

Es bleibt noch das individuelle Petitions­
recht und die obligatorische Gerichtsbarkeit, 
von Österreich ebenfalls ratifiziert und aner­
kannt; Beweis dafür ist, daß schon zahl­
reiche Causen aus Österreich den Europäischen 
Gerichtshof beschäftigen. 

Präsident: Eine Zm!atzfrage. 

Abgeordneter Peter : Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler! Zum Unterschied von Ihnen 
vertritt Universitätsprofessor Dr. Theodor 
Veiter die Auffassung, daß Österreich eine 
sehr zögernde Haltung in Fragen der Rati· 
fizierung einnimmt. Er vertritt die Auf-

313 
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Peter 

fassung, daß es ein dringende!) Gebot wäre, 
von Seite der Bundesregierung rascher und 
entscheidungsfreudiger vorzugehen. Können 
Sie sich der Auffassung des Herrn Dr. Veiter 
anschließen ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich könnte mich 

höchstens in der Frage der Diskriminierung 
der Rassen anschHeßen, aber das ist ein der­
artig schwieriges Problem, daß ich sage: 
Genauso wie andere Staaten, die anch in der 
Generalversammlung der UNO mitbeschlossen 
haben, diese Schwierigkeiten erst einmal inner­
staatlich ausräumen müssen, ist auch Öster­
reich verhalten, diese Dinge genau zu prüfen, 
bevor wir eine Ratifikation vorschlagen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Peter : Sehr geehrter Herr 

Bundeskanzler! Herr. Professor Veiter ver­
tritt ebenfalls die Auffassung, daß die Nicht­
ratifizierung vor allem auf die zuständige 
Beamten!)chaft der beteiligten Minis�rien zu­
rückgeht. Teilen Sie diese Auffassung? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus:. Nein. 
·Präsident : 13. Anfrage: Abgeordneter Skritek 

(BPO) an den Herrn Bundeskanzler, be­
treffend parlamentarische Debatte vom· 17. 
und 19. Mai. 

852/M 
Aus welchen Erwägwlgen haben Sie in Ihrer 

Eigenschaft als Bundeskanzler im Rundfunk 
am 20. Mai 1967 die wahrheitswidrige Be­
lu;t.uptung aufgestellt, daß Sie zu den Dis­
kussionsb\:liträgen in der parlamentarischen 
Debatte vom 17. und 19. Mai als Regierungs­
chef ,;Stellung geno.JIlIIlen" hätten? 

. Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Während der parla­

mentarischenDebatte am 19. Mai habe ich mich 
beim Präsidenten des Hohen Hauses zu einem 
Schlußwort zu Wort gemeldet. Ich bin also 
während der Nachmittags- und Abendstunden 
auf der Rednerliste gestanden. Erst als ich 
etwa um neun oder halb zehn Uhr abends 
gesehen habe, daß man auf ein Schlußwort 
des Bundeskanzlers vielleicht nicht mehr den 
größten Wert legt, habe ich nach Rücksprache 
mit dem Präsidenten des Hohen Hauses meine 
Wortmeldung zurückgezogen. Um etwa 
17 Uhr habe ich die "Sendung des 
Bundeskanzlers" für den nächsten Tag· hier 
im Hause aufgegeben. Nach der damaligen 
Situation um 17 Uhr war die Sachlage die, daß 
ich erstens auf der Rednerliste stand und daß 
zweitens zu erwarten war, daß die Debatte 
etwa um 19 Uhr, spätestens um 20 Uhr ge­
�chlossen werde. Aus rein technischen und 

rein sozialen Gründen wollte ich das Aufnahme­
team, \velches hier im Hause gewartet hat, 
nicht über eine Stunde warten lassen - eine 
halbe Stunde hat es sowieso gewartet - und 
habe also aufgegeben, daß ich in einer Schluß­
ansprache "Stellung genommen" habe und 
gleichzeitig natürlich mich zum Wort gemeldet 
hatte. lch bitte zur Kenntnis zu nehmen, 
daß ich am nächsten Tag nicht in Wien war, 
sondern in einem der österreichischen Bundes­
länder, und daher nicht mehr in der Lage 
gewesen bin, diesen rein technischen Fehler 
zu beheben. (Abg. Weikhart : Der Herr 
Bundeskanzler wertet sich selbst ab ! - Abg. 
Dr. Withalm :  Aufpassen !) 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Skritek : Herr Bundeskanzler! 

Ich möchte jetzt nicht darüber reden, warum 
Sie Ihre Meinung geändert haben, die dahin 
gegangen war, ein Schlußwort zu halten. Das 
steht nicht zur Debatte. Ich möchte Sie nur 
fragen: Wäre es nicht doch von Ihrem Büro 
aus technir:.ch möglich gewesen, die Korrektur 
dieser Sendung vorzunehmen � Es ist doch 
üblich, daß bei solchen Rundfunksendungen 
Texte vorliegen, und das wird auch hier der 
Fall gewesen sein. Eine Korrektur wäre doch 
sicherlich möglich gewe"!en, da ein Tag da­
zwi&chenlag. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Natürlich' wäre 

das möglich gewesen. Ich bitte, auch hier zur 
Kenntnis zu nehmen, daß mir da selbst etwas 
entgangen . ist und daß auch meinem Büro 
ein Fehler unterlaufen ist. (Abg. Dr. Broda: 
Das nächste Mal werden wir eine notarielle 
Beglaubigung durch den Notar Dr. Witkalm 
verlangen ! - Abg . Dr. Wit halm:  Ich bin sehr 
dafür ! Das können wir machen !) 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Skritek: Herr Bundeskanzler! 

Sind Sie bereit, bei Ihrer nächsten Sendung 
diese falsche Darstellung zu korrigieren � . 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Auch wenn Sie' mich 
nicht darum gefragt hätten, hätte ich das getan, 
denn ich erachte da"! für eine Selbstverständ­
lichkeit und habe mir das schon längst vor­
genommen. 

Präsident : Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter Ing. 
Karl Hofstetter (O V P) an den Herrn Bundes­
minister für Inneres, betreffend Gendarmerie­
bezirkskommandant in Baden. 
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799/M 
Welche Erwägungen waren für die Er­

nennung des Gendarmeriebezirksinspektors Huf­
nagl zum Gendarmeriebezirkskommandanten 
in Baden maßgebend ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesmini�ter für Inneres Dr. Hetzenauer: 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Die Er­
nennung des Gendarmeriehezirksinspektors 
Hufnagl auf den Po::>ten des Gendarmerie­
hezirkskommandanten von Baden habe ich 
unter Berücksichtigung des § 16 des sogenann­
ten Kompetenzgesetzes, in welchem mir die 
Herstellung des Einverständnisses mit dem 
zuständigen Landeshauptmann vorgeschrieben 
ist, und in gewissenhafter Berücksichtigung 
der Ränge, der Qualifikationen, des Dienst­
alters und des Lehensalters der Bewerber vor­
genommen. 

Präsident: 15. Anfrage : Abgeordneter Ing. 
Kunbt (S p(j) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Treibstoffkontingent für die Gen­
darmerie in Tirol. 

807/M 
Werden Sie anordnen, daß der Gendarmerie 

in Tirol für deren Gendarmeriefahrzeuge ein 
ausreichendes Treibstoffkontingent zur Ver­
fügung gestellt wird ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter I Das Bunde&mini­
sterium für Inneres hat sowohl im Jahre 1966 
wie auch im laufenden Jahre die erforderlichen 
Treibstoffmengen dem Landesgendarmerie­
kommando Tirol zur Verfügung gestellt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing . Kunst: Bei einer Einla­
dung sämtlicher Tiroler Abgeordneten aller 
Parteien hat uns die zuständige Stelle berichtet, 
daß es notwendig wäre, mindestens 70.000 I 
Benzin zu haben, um einwandfrei den Verkehr 
für die Einheimischen und die Fremden sichern 
und dafür Sorge tragen zu können, daß dje 
Sicherheit dieser Einheimischen und der Frem­
den gewährleistet ist, und um außerdem den 
Verkehr einwandfrei abwickeln zu können. 
Durch verschiedene Erlässe soll nun dieses 
Kontingent bis auf 48.000 I reduziert worden 
sein. 

Herr Minister ! Ich frage Sie daher : Was hat 
Sie veranlaßt, durch solche Maßnahmen eine 
Ein'3chränkung vorzunehmen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter ! Darf ich Ihnen die Daten, die mir 
seitens des Gendarmeriezentralkommandos 
über die Zuteilung der Mittel für die Treibstoff­
beschaffung zur Verfügung gestellt worden sind, 
bekanntgeben : 

Im Jahre 1966 hat das Landesgendarmerie­
kommando für Tirol ein monatliches Benzin­
kontingent zugewiesen bekommen, das sich 
wertmäßig auf 54.700 S belaufen hat. Am Jah­
resende wurde infolge des Mehrverbrauches 
beim Landcsgendarmeriekommando für Tirol 
zusätzlich ein Betrag von 99.000 S angewiesen. 
Im Jahre 1967 wurde das Kontingent von 
54.700 S auf monatlich 64.500 S, also um 
9800 S erhöht. Mit Rück'3icht auf die beson­
deren Anforderungen in diesem Landesgendar­
meriekommando ist im März dieses Jahres eine 
zusätzliche Leistung von 15.000 S erfolgt, 
im April eine weitere von 7000 S, im Mai eine 
solche von 14.000 S und im Juni eine solche 
von 15.000 S. In den ersten sechs Monaten 
des laufenden Jahres wurde albO dem erhöhten 
Kontingent zusätzlich ein Betrag von 51 .000 S 
zugewiesen. 

Mit die<;en Zuweisungen, die nach gewissen­
hafter Prüfung seitens des Gendarmeriezentral­
kommandos vorgenommen wurden, kann das 
Landesgendarmeriekommando die dortigen Be­
dürfnisse durchaus decken. 

Präsident: Eine ZUbatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Kunst: Soviel mir bekannt 
ist, wird die Benzinzuteilung ungefähr nach 
der Bevölkerungszahl und nach der Bevölke­
rungsdichte durchgeführt . Herr Minister 1 Ich 
stelle daher an Sie die Frage : Haben Sie dabei 
berücksichtigt, daß wir in Tirol Hunderttausen­
de Fremde haben und daß wir darüber hinaus 
ein enormes Mehr an Irahrzeugen aufzuweisen 
haben, wodurch die Verkehrspolizei unbedingt 
mehr eingesetzt werden muß 1 Die Tiroler 
Gendarmerie hat außerdem eine Ihnen ßicher­
lieh bekannte Anzahl an Sonderaufgaben zu 
erfüllen. Sie hat daher auf diesem Sektor nicht 
nur personalmäßig, sondern auch fahrzeugein­
satzmäßig um sehr viel mehr zu bewältigen.  

Nach den Schilderungen der zuständigen 
Beamten ist die Benzinzuteilung nicht ge­
nügend groß. Die Höhe der von Ihnen an­
gegebenen finanziellen Zuteilung dürfte zwar 
st.immen , aber e'3 hat ja inzwischen eine Benzin­
preiserhöhung �tattgefunden , die man selbst­
ver'3tändlich berücksichtigen müßte. Damit 
die Tiroler Gendarmerie in Zukunft ihre Auf­
gaben tatsächlich erfüllen kann, müßte sie 
im Jahresdurchschnitt mindestens 70.000 1 pro 
Monat bekommen. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister : Sind Sie ­
bereit, in finanzieller Hinsicht die nötigen Au'3-
gaben dementsprechend sicherzustellen 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter ! Die von Ihnen geschilderten Ver­
hältnisse sind sowohl mir als auch meinem_ 
Ministerium hinreichend bekannt, mir ins-
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Bundesminister Dr. Betzenauer 

besondere, als ich aus demselben Bundesland 
wie Sie, Herr Abgeordneter und AnfragesteIler , 
!stamme. Ich darf Ihnen aber sagen, daß ich 
Ihre Ausführungen, die Sie gelegentlich der 
Regierungserklärung des Herrn Bundeskanzlers 
über diese Benzinzuteilung gemacht haben, 
zum Anlaß genommen habe, das Gendarmerie­
zentralkommando zu beauftragen, die Anwen­
dung unserer Benzinkontingente in Tirol zu 
überprüfen, um auf diese Weise die Gewähr­
leistung der erforderlichen Bedürfnisse sicher­
zU'�tellen. 

Präsident: 16. Anfrage : Abgeordneter Dok­
tor Kranzlmayr (0 V P) an den Herrn Innen­
minister , betreffend Schäden des Gendarmerie­
postenkommandos Schärding. 

805/M 
Welche Maßnahmen sind in Aussicht ge­

nommen, um die in den Zeitungen kürzlich 
geschilderten schweren Schäden in den Räumen 
des Gendarmeriepostenkommandos Schärding 
zu beseitigen 7 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Sofort nach Be­
kanntwerden der Schäden, die im Bereiche 
des Gendarmeriepostenkommandos Schärding 
aufgetreten sind, wurde die entsprechende 
Verbesserung der Räumlichkeiten angeordnet, 
die in der Zwischenzeit so durchgeführt 
wurde, daß keine unmittelbare Gefährdung 
der Gendarmeriebeamten mehr besteht. Ich 
habe darüber hinaus das Landesgendarmerie­
kommando Oberösterreich angewiesen, bis 
zu einer allfälligen Neuunterbringung des 
Gendarmeriepostens, die ja beantragt ist, ein 
entsprechendes Ausweichquartier für dieses 
Gendarmeriepostenkommando zu suchen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Herr Bundes­
minister ! Wann ist mit der Nem.chaffung 
einer Unterkunft zu rechnen � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter ! Das Bundesministerium für 
Inneres hat den Neubau eines Gendarmerie­
gebäudes beziehungsweise einer solchen Unter­
kunft unter allen Bauvorhaben der Bunde<!­
gendarmerie für das Jahr 1968 an erster 
Stelle gereiht. Es wird davon abhängen, 
welche Mittel dem Bundesministerium für 
Bauten und Technik zur Verfügung stehen, 
um dieses unser dringlichstes Vorhaben ver­
wirklichen zu können. 

Präsident: 17. Anfrage : Abgeordneter Konir 
( S PO) an den Herrn Innenminister , betreffend 
Kontrolle von Kfz-Reifen. 

833/M 
Im Zusammenhang mit dem Autobahn­

unglück, das nach den vorliegenden Meldungen 
auf schlechte Bereifung zurückzuführen ist, 
frage ich, in welcher Form derzeit eine wirk­
same Kontrolle der Verkehrssicherheit von 
Kfz-Reifen durchgeführt wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter ! Das Bundesministerium für 
Inneres hat im Kraftfahrzeugbereich keine 
unmittelbare Kontrollkompetenz . Die Kraft­
fahrzeugkontrolle im Straßenbereich steht in 
bundesmittelbarer Verwaltung den einzelnen 
Landeshauptleuten und ihren Unterbehörden, 
den Gendarmerie- und Polizeidienststellen, zu. 
Für die Wahrnehmung der Bundeskompetenz 
ist das BundeEtministerium für Handel, Ge­
werbe und Industrie zuständig. Dennoch 
darf ich Ihnen berichten, daß das Bundes­
ministerium für Inneres in seinem Verant­
wortungsbereich schon in der Grundschulung 
der Exekutivorgane, der Polizei und der Gen­
darmerie, immer wieder darauf hinweist und 
die betreffenden Exekutivorgane instruiert, 
bei Kraftfahrzeugkontrollen, die durch die zu­
ständigen Organe angeordnet werden, auch 
auf die Prüfung des Reifenzustandes besonders 
Bedacht zu nehmen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir : Sehr verehrter Herr 
Minister ! Wenn auch da& J nnenministerium 
nicht direkt verantwortlich i�t, so führen 
doch Ihre Beamten diese Kontrollen durch. 
Darf ich daher fragen : Ist Ihnen ein Ergebnis 
bekannt, und wenn ja, wie gliedert sich dieses 
in Schäden bei Personenkraftwagen und bei 
Lastwagen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter ! Ich bin aus den dargerstellten 
Gründen nicht in der Lage, Ihnen Details 
über bolehe festgestellten Schäden mitzu­
teilen. Ich kann Ihnen nur grundsätzlich 
sagen, daß die Landesgendarmeriekommandos 
und die Verkehrsabteilungen auf Grund der , 
Anweisungen der Bezirkshauptleute bezie-

' 

hungsweise der zuständigen Bürgermeister 
und Polizeidirektionen in den Städten je­
weils solche Kontrollen des Kraftfahrzeug­
zustandes vornehmen. Für die Bundespolizei­
direktion Wien bin ich in der Lage, Ihnen 
zu sagen, daß an 60 Stellen solche Kraft­
fahrzeugkontrollen vorgenommen werden, wo­
bei insbesondere auf den Reifenzustand Be­
dacht genommen wird. 

Ich darf Ihnen weiters sagen, daß auch 
im Bereiohe des Landesgendarmeriekomman­
dos Niederösterreich mit Rücksicht auf den 
Kraftfahrzeugunfall, der sich auf der Auto-
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 
bahn ereignet hat, eine verschärfte Kontrolle 
des Reifenzustandes der Kraftfahrzeuge vor­
genommen wurde, was der Öffentlichkeit auch 
entsprechend mitgeteilt worden ist. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir : Das schreckliche Un­
glück auf der Autobahn hat uns gewiß alle 
aufmerksam gemacht, aber es war ja nicht 
das erste . Wäre es daher nicht notwendig 
gewesen, mit den Landeshauptleuten ins Ein­
vernehmen zu kommen, damit wirklich ständig 
und rechtzeitig solche Kontrollen durchgeführt 
werden ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr . Hetzenauer : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Dem Bundes­
ministerium tür Inneres steht eine solche 
Möglichkeit kompetenzmäßig nicht zu. Ich 
darf Ihnen aber noch einmal sagen, daß die 
einzelnen Bezirkshauptleute Anweisungen zur 
Durchführung solcher Kontrollen geben und 
auch die einzelnen Exekutivorgane bei ihrem 
Einsatz von sich aus regelmäßig solche Kon­
trollen vornehmen und insbesondere dann ver­
stärken, wenn - wie aus dem gegenständlichen 
Fall ersichtlich - ein be�onderes Bedürfnis 
danach besteht. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Die folgenden an die Frau 
Sozialminister gestellten Anfragen werden vom 
Herrn Staatbsekretär im Sozialministerium 
Soronics beantwortet. 

18. Anfrage : Abgeordneter Guggenberger 
(0 V P) an den Sozialminister , betreffend 
Behebung der Hochwasser- und Windbruch­
schäden. 

814JM 
Welches Ergebnis haben die seinerzeit vom 

Sozialministerium angekündigten Maßnahmen 
zur Behebung der im vergangenen Jahr ein­
getretenen Ho('hwasser- und Windbruch­
schäden ? 

Präsident : Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Herr Abgeordneter! 
Bei der ersten Aktion zur Behebung der 
Schäden in den Hochwas�ergebieten wurden 
dem Roten Kreuz vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung zunächst 200.000 S 
von der "Gesundheitsvorsorge" und 80.000 S 
von den "Sonstigen Fürsorgemaßnahmen " 
zur Verfügung ge�tellt. Von diesen Beträgen 
hat das Rote Kreuz zunächst ungefähr 
4000 Konserven und andere Gegen 9tände 
angeschafft, die bereits zur Verfügung gestellt 
wurden. 

Bei der zweiten Aktion wurden von dem 
Konto "Gesundheitsvorsorge" 3,5 Millionen 
Schilling zur Verfügung gestellt, damit das 
Rote Kreuz die Möglichkeit hat, seine Bestände 
zu vervollständigen, insbesondere auf dem 
Sektor Impfstoff und auch auf anderen Ge­
bieten, wo das Rote Kreuz bereits alle vor­
handenen Geräte und Bestände zur Verfügung 
gestellt hat. Die Abrechnung des Roten 
Kreuzes wird in der nächsten Zeit erwartet. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Guggenberger : Herr Staats­
sekretär ! Haben andere Institutionen außer 
dem Roten Kreuz auch Zuwendungen er­
halten ? 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Diese Beträge wur­
den lediglich dem Roten Kreuz im Einver­
nehmen mit ihm und den zuständigen Stellen 
überwiesen. 

Präsident: 19.  Anfrage : Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (F PO) an den Sozialminister, 
betreffend Bestrebungen zur Luftreinerhaltung. 

797/M 
Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um 

die Bestrebungen, die auf dem Gebiet der Luft­
reinerhaltung bestehen, unter Zugrundelegung 
der zu diesem Gegenstand kürzlich stattge­
fundenen Enquete zu koordinieren ? 

Präsident : Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Herr Abgeordneter! 
Verschiedene Stellen haben sich mit der Luft­
reinerhaltung beschäftigt. Zum ersten Male 
hat aber das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung für den 20. April eine Enquete ein­
berufen, zu der Vertreter aller beteiligten 
Stellen gekommen sind, um diesen Fragen­
komplex einmal grundsätzlich zu besprechen. 
Es haben namhafte Wissenschaftler zu dieser 
Frage Stellung genommen. Wir sind nun dabei, 
das Ergebnis dieser Enquete auszuwerten, 
und e� ist beabsichtigt, nochmals eine Art 
Generaldebatte durchzuführen. Ich glaube, 
eb wird dann möglich sein, in Zusammenarbeit 
mit den Wis�enschaft1ern, mit den Behörden 
und mit der Wirtschaft einen Weg zu finden, 
um dieses komplexe Problem wenigstens in 
Angriff zu nehmen und vielleicht schrittweise 
einer befriedigenden Lösung zuführen zu 
können. 

Präsident : Eine Zusatzfl age. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Staats­
sekretär ! Sie werden mir zustimmen, daß 
zwar die Erkennung der sachlichen Voraus­
setzungen wichtig ist, daß es aber dann not­
wendig sein wird, entsprechende gesetzliche 
Maßnahmen zu &chaffen . .  Hat nun das Mini-
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sterium schon Vorstellungen, wie eine ent- Fortbildung gewidmet sind und große Auf­
sprechende Gesetzgebung auf diesem Gebiet merksamkeit unsererseits erfahren. 
aussehen könnte � 

Präsident : Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Herr Abgeordneter ! 
Nachdem wir auf dem Gebiet des Strahlen­
schutzes so weit sind, daß wir praktisch sagen 
können, das Gesetz hat konkrete Formen 
angenommen, haben wir uns neben der Lärm­
bekämpfung der Frage der Luftreinerhaltung 
gewidmet. Im Augenblick ist noch nicht zu 
sagen, wie ein derartiges Gesetz konkret aus­
sehen gollte oder ob überhaupt ein derartiges 
Gesetz geschaffen werden soll, weil, wie ich 
schon sagte, die erste Enquete erst am 20. April 
stattgefunden hat. 

Ich bin aber davon überzeugt, daß in den 
Ausschüssen, die wir nun bilden wollen, 
im Zusammenwirken mit allen beteiligten 
Stellen konkrete Vorschläge ausgearbeitet wer­
den, durch die es möglich sein wird, auf diesem 
Gebiete in allernächster Zeit zumindest eine 
klare Aussage zu machen. 

Präsident: Danke, Herr Staatssekretär. 

Bundesministerium für Unterricht 

. Präsident : 20. Anfrage :  Abgeordneter Leisser 
(0 V P) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht, betreffend Lehrkräfte der all­
gemeinbildenden Mittelschulen. 

756/1\1 
In welcher Weise sichert die Unterrichts­

verwaltung die Fortbildung der Lehrkräfte der 
allgemeinbildenden Mittelschulen ? 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piftl-
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! 
Die Fortbildung der Lehrkräfte an den all· 
gemeinbildenden höheren Schulen vol1zieht 
sich auf zwei Ebenen, zunächst auf einer 
innerö&terreichischen. Durch die ständige Kon· 
taktnahme mit den entsprechenden Profes­
soren deI Hochschulen werden Fortbildungs­
kurse und Fortbildungsseminare geführt. Ich 
verweise auf ein solches für Mathematiker 
im Jahre 1964, für Naturhistoriker und Philo· 
sophen im Jahre 1965 und für Historiker im 
Jahre 1967, Außerdem wird das Allgemeine 
Hochschul.Studiengesetz die Möglichkeit geben, 
in Hinkunft durch besondere Studiengesetze 
ex lege solche Fortbildung8veranstaltungen 
festzulegen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Leisser : Herr Minister, denken 
Sie daran, die Fortbildung der Lehrer an 
allgemeinbildenden höheren ScQ.ulen zumin­
dest bis zu einem gewissen Dienstalter für 
verpflichtend zu erklären � 

Präsident: Herr Minister. 

Bunde':!minister Dr. Pif1l-Percevic : Das ist 
eine Intention, die geprüft und allenfalls im 
Zusammenhang mit der gesetzlichen Neu­
regelung des Studiums zur Professur an allge­
meinbildenden höheren Schulen verwirklicht 
werden soll. 

Präsident: 21. Anfrage : Abgeordneter 
Dr. Kleiner (SP(j) an den Herrn Unterrichts­
minister , betreffend § 33 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes. 

765/M 
Ist es richtig, daß die Bestimmung des § 33 

des Allgemeinen Hochschul.Studiengesetzes, wo­
nach bei Prüfungen, die aUB mehreren Teilen 
bestehen, die Noten für die einzelnen Prüfungs­
fächer anzugeben sind, an der juridischen 
Fakultät der Wiener Universität nicht ein· 
gehalten wird ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Püfl-Percevic : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Ich bitte, an Hand 
des Textes des § 33 feststellen zu wollen, daß 
die detaillierte Benotung . nur bei Prüfungen 
vorzunehmen ist, die au mehreren Teilen 
bestehen - was darunter gemeint ist, ist im 
§ 24 Ab'3. 4 festgelegt - oder die sich aus 
Teilprüfungen zusammensetzen. Die nach der 
derzeitigen Rechtsordnung abzuhaltenden Ri­
gorosen und Staatsprüfungen sind jedoch 
Kommissionsprüfungen, auf welche die Be­
stimmungen des § 33 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes keine Anwendung finden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kleiner: HelT Minister ! 
Meine Frage ist nicht nach dem Verfahren bei 
Rigorosen abgestellt, sondern klar und ein­
deutig daraufhin, weshalb an der juridischen 
Fakultät der Wiener Universität bei Prü­
fungen, die aus mehreren Teilen bestehen, 
nicht die Teilbenotung erfolgt. Ich muß Sie 
also bitten, diese Frage zu beantworten, 
denn das ist eigentlich in Ihrer ersten Beant­
wortung nicht geschehen. 

Präsident: Herr Minister. 

Die zweite Ebene ist die internationale 
Ebene. Hier geschieht die Fortbildung bei­
spielsweibe durch den Lehreraustausch, durch 
die Beschickung internationaler Fortbildungs­
kurse und durch die Teilnahme an Experten­
kommissionen. 

Bundesminister Dr. Pif1l-Percevic : Ich 
glaube doch, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

daß da die Staatsprüfungen und Rigorosen keine 
der Prüfungen sind, die in Teilen erfolgen, sondern 

Schließlich darf ich darauf verweisen, 
die Lehrerbibliotheken in erster Linie 

-
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Bundesminister Dr. Pifß-Percevic 
Kommissionsprüfungen, und daher sind die 
Noten nicht einzeln hinsichtlich der kommis­
sionsweise zu prüfenden Gegenstände anzu­
geben. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kleiner : Es ist leider 
unerläßlich, daß ich jetzt noch eine Bemerkung 
mache, die etwa wie eine Diskussion mit dem 
Herrn Minister aussieht.  Aber ich muß noch 
einmal sagen : Ich habe nicht von Rigorosen 
und Staatsprüfungen gesprochen, und es ist 
auch im § 33 von Rigorosen und Staatsprü­
fungen, für die das nicht glIt, nicht die Rede. 

],ch habe also gefragt, warum bei Prüfungen, 
die aus mehreren Teilen bestehen, die juridi­
sche Fakultät an der Wiener Universität nicht 
nach dem § 33 verfährt. Ich kann nicht ver­
stehen; warum auf die Regelung bei Staats­
prüfungen und KommiE,sionen ausgewichen 
wird. 

Ich möchte meine zweite Zusatzfrage darauf­
hin abstellen, ob Sie bereit sind-, da Sie ja zur 
Durchführung diese" Gesetzes zuständig sind, 
die juridische Fakultät an der Universität 
Wien doch darauf aufmerksam zu machen, 
daß bei Teilprüfungen die Teilbenotung er­
forderlich ist. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Per�evic : Nach 
der derzeitigen Studienordnung für die Rechts­
und Staatswissenschaften sind nur Staats­
prüfungen und Rigorosen gesetzlich geordnet. 
Auf Kommissionsprüfungen - ich muß es 
leider wiederholen - ist § 33 nicht anwendbar, 
weil dieser nur für Prüfungen anwendbar i&t, 
die in Teilen vorzunehmen sind. Die Kommis­
sionsprüfungen sind aber nicht in Teilen vor­
zunehmen, und andere Prüfungen, die in 
Teilen vorzunehmen sind, gibt ef> nach der 
derzeitigen Recht�ordnung meines Wiqsens 
nicht. 

Ich bin aber gerne dazu bereit, Herr Abge­
ordneter, daß wir dieses Problem noch gemein­
schaftlich durchgehen. 

Präsident : 22. Anfrage : Abgeordneter 
Dr. Kummer (OYP) an den Herrn Unterrichts­
minister , betreffend Studentenheime für 
Kunststudenten. 

760/M 
Was geschieht seitens des Bundesmini­

steriums für Unterricht, um für Kunststudenten 
die so dringend erforderlichen eigenen Stu­
dentenheime zu schaffen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Per�evic :  Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Für die Kunst­
studenten wird zurzeit ein Bau in Wien-Kagran 
fertiggestellt. Wir hoffen, in den nächsten 

Tagen dort die Eröffnungsfeier vornehmen zu 
können. Außerdem steht im ehemaligen Ursu­
linenkloster, das an sich schon weitgehend 
für den Schulbetrieb adaptiert wurde, ein 
Studentenheim in Vorbereitung. Wir rechnen 
damit, daß dieses zusätzliche Heim für Kunst­
studenten im Jahre 1968 eröffnet werden kann. 
Für die Hörer des Mozarteums in Salz burg 
besteht in der Fronburg seit geraumer Zeit ein 
Studentenheim. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer : tHerr Mjnister ! 
Wieviel Studenten werden in diesen jetzt von 
Ihnen geschilderten Heimen untergebracht 
werden können 1 

Präsident : Herr Minister . 

Bundesminister Dr. PiffI-Per�evic : Die ge­
naue Zahl ist mir nicht bekannt, da die Ein­
richtung des Heimes in Wien-Kagran noch 
nicht voll abgeschlossen ist. Ich werde mir 
aber erlauben, Ihnen, Herr Abgeordneter, die 
Ziffer sofort nach ordentlicher Feststellung 
bekanntzugeben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Können Sie 
sagen, Herr Minister, ob dann, wenn diese 
Objekte fertiggestellt sein werden, das Aus­
langen gefunden werden wird, die Studenten 
unterzubringen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Per�evic : Wie hin­
sichtlich aller Studenten wird sicher noch ein 
restlicher Bedarf nicht unbeachtlichen Aus­
maßes übrigbleiben, der natürlich in den 
weiteren Jahren untergebracht werden soll. 

Ich darf im Übrigen darauf verweisen, daß 
die Kunsthochschüler auch in den allgemeinen 
Studentenheimen Aufnahme finden. 

Präsident: 23. Anfrage :  Abgeordneter Doktor 
Scrinzi (F PO) an den Herrn U nterrichts­
minister, betreffend Konstituierung des Zentral­
ausschusses der Hochschülerschaft.  

812/1\1 
Wie lange noch wird das Bundesministerium 

für Unterricht durch Nichtentscheidung über 
eine Wahlanfechtung an der Akademie der 
bildenden Künste in Wien die Konstituierung 
des Zentralausschusses der Hochschülerschaft 
verhindern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pif1l-Per�evic : Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter ! Ich glaube nicht, 
daß das Unterrichtsministerium hier etwas 
verhindert hat. Wir haben erst am 23. Mai 
die zur Entscheidung der Frage unbedingt 
erforderlichen Unterlagen erhalten. Die An­
fechtung bezog sich auf die Frage, ob Unter-
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schriften erforderlich beziehungswei'3e echt 
und hinreichend seien. Diese Frage kann nur 
geprüft werden, wenn die entsprechenden 
Unterschriftsunterlagen vorgelegt werden. 
Trotz wiederholter Urgenzen haben die im 
Rahmen der studentischen Selbstverwaltung 
agierenden Stellen uns diese Unterlagen erst 
am 23. Mai zur Verfügung gestellt. Die Ent­
scheidung ist auf Grund dieser Unterlagen 
am 29. Mai erfolgt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr . Scrinzi: Herr Minister ! 
Ich nehme an, daß die Gruppe, die die Wahlen 
angefochten hat, ihrerseits innerhalb der offenen 
Frist die Unterlagen, das heißt die Begründung 
der Wahlanfechtung, beibringen wollte. Welche 
Stellen oder welche Betroffenen haben also 
die Beischaffung der zur Überprüfung er­
forderlichen Unterlagen so lange verzögert � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Die stu­
dentische Wahlbehörde. (Abg. Dr. van Tongel: 
Die. Betroffenen !) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Ist es von seiten 
des Unterrichtsministeriums trotz der von 
Ihnen erwähnten Urgenzen nicht möglich 
gewesen, die erforderlichen Unterlagen zu 
einem früheren Zeitpunkt zu erhalten � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftf-Percevic : Wir haben 
kein Brachium, um uns diese angeforderten 
Unterlagen etwa selbst aus den Schreibtisch­
laden herauszuholen. Wir müssen hier der 
studentischen Selbstverwaltung die Disziplin 
zumessen, daß sie in ordentlicher Weise den 
Anforderungen des Ministeriums entspricht. 
Wir vermeiden es, wo immer es nur möglich 
ist, in den Bereich der Selbstverwaltung ein­
zugreifen. 

Präsident: 24. Anfrage : Abgeordneter Adam 
Pichler (SPO) an den Herrn Unterrichts­
minister, betreffend Wintersportzentrum im 
Raum von Saalfelden. 

766/M 
Auf Grund Ihrer mehrfachen Erklärung, 

wonach die Absicht besteht, den Raum Saal­
feiden noch mehr als bisher zu einem Winter­
sportzentrum auszubauen, frage ich, wie weit 
diese Pläne gediehen sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Unser Bestreben, 
im Raume SaalfeIden dem Wintersport zu 
einem besonderen Blühen zu verhelfen, hat 
seine febte Grundlage zunächst im Bundes­
aportheim Hintermoos. Zum weiteren streben 

wir an , in der Bundeserziehungsanstalt Saal­
feIden einen Schulversuch für eine winter­
sportlich besonders betonte Ausbildung ein­
zurichten. Zum dritten darf ich darauf ver­
weisen, daß im erweiterten Umkreis von 
Saalfelden, nämlich am Kitzsteinhorn, ein 
hochalpines, auch den ganzen Sommer benütz­
bares Schisportheim errichtet wird. Die dies­
bezüglichen Verhandlungen sind gut gediehen, 
und ich hoffe, daß die ersten tatsächlichen 
Baumaßnahmen in Kürze einsetzen können. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Die 60 Minuten der Fragestunde sind ab­

gelaufen. Sie ist daher b e e n d e t .  
Seit der letzten Haussitzung sind 18 A n. 

fr a g e b e a n t w o r t u n g e n  eingelangt, die den 
Anfragestellern übermittelt wurden. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, 
die heutige T a g e s or d n u n g  gemäß § 38 
Abs. 5 Geschäft80rdnungagesetz um folgende 
Punkte zu ergänzen : 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver. 
waltung über die Regierungsvorlage (462 der 
Beilagen) :  Bunde8ge&etz, mit dem das All· 
gemeine Sozialversicherungsgesetz abgeändert 
wird (20 . Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz ) (493 der Beilagen) ;  

Bericht des Ausschusses für soziale Ver. 
waltung über die Regierungsvorlage (463 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Kranken­
versicherung und Unfallversicherung öffentlich 
Bediensteter (Beamten-Kranken- und Unfall­
versicherungsgesetz) (494 der Beilagen) ;  

Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
über die Regierungsvorlage (455 der Beilagen) : 
Abkommen zwischen den Vereinten Nationen 
und der Republik Österreich über den Amts­
sitz der Organisation der Vereinten Nationen 
für Industrielle Entwicklung (484 der Bei­
lagen) ; 

Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
über die Regierungsvorlage (458 der Beilagen) : 
übereinkommen zur Befreiung ausländischer 
öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung 
(485 der Beilagen) ; 

Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
über die Regierungsvorlage (459 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Ausstellung der Apostille 
nach dem übereinkommen zur Befreiung aus­
ländischer öffentlicher Urkunden von der 
Beglaubigung (486 der Beilagen) ;  

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1 18 der Beilagen) : 
Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Ungarischen Volksrepublik zur Rege­
lung offener finanzieller Fragen (481 der Bei­
lagen) ; 
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Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (106 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Verwendung der zu­
fließenden Mittel aus dem Vertrag zwischen 
der Republik Österreich und der Ungal ischen 
Vollrsrepublik zur Regelung offener finan­
zieller Fragen (Verteilungsgesetz Ungarn) 
(482 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (460 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über das Erlöschen von Forde­
rungen des Bundes gegen die Simmering­
Graz-Pauker AG. und die Rax-Werk Ges. 
m. b. H. (476 der Beilagen) ; 

Belicht des Justizausschusses über die Re­
gierungsvorlage (457 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über das Ruhen des gerichtlichen 
Dienstes an Samstagen, Sonntagen und gesetz­
lichen Feiertagen (487 der Beilagen) ;  

Bericht des Justizausschusses betreffend 
den Bericht des Bundesministers für Justiz 
über die bedingte Entlassung von Straf­
gefangenen aus der Strafhaft für das Jahr 1966 
(488 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen, betreffend Möglichkeiten zur Ver­
besserung der Finanzstatistik (477 der Bei­
lagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Bericht des Bundesministeriums 
für Finanzen über Veräußerung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen im 4. Viertel 1965 
(478 der Beilagen) ;  

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Bericht des Bundeaministeriums 
für Finanzen über Jahreskreditüberschreitun­
gen im 1 .  Vierteljahr 1967 (479 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Zweiten Bericht des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBI. 
Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz) (480 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (447 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat, be­
treffend das Übereinkommen (Nr. 120) über 
den Gesundheitsschutz im Handel und in 
Büros, sowie die Empfehlung (Nr. 120), be­
treffend den Gesundheitsschutz im Handel 
und in Büros (495 der Beilagen) ;  und 

Wahl eines Schriftführers. 
Wird dem Vorschlag auf Ergänzung der 

Tagesordnung Folge gegeben, werde ich gemäß 
§ 38 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz unter 
Bedachtnahme auf § 1 7  Abs. 1 Geschäfts­
ordnungsgesetz eine Umstellung der Tages-

ordnung in folgender Weise vornehmen : der 
bisherige Punkt 1 wird Punkt 3, die bisherigen 
Punkte 2 und 3 werden die Punkte 17 und 18. 

Ein die8bezüglicher, diesen Änderungen 
Rechnung tragender Tagesordnungsentwurf ist 
bereits allen Abgeordneten als Aviso zuge­
gangen. 

Ich bitte zunächst jene Damen und Herren, 
die meinem Vorschlag hinsichtlich der Er­
gänzung der Tagesordnung ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Ich frage nunmehr, ob gegen die von mir 
bekanntgegebene Umstellung der Tagesord­
nung ein Einwand erhoben wird. - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab­
geordneten Haberl, um die Verlesung des 
E inlaufes. 

Schriftführer Haberl : Von der Bundes­
regierung sind folgende V o r l a g e n  eingelangt : 

Regierungsvorlage :  Bundesgesetz über den 
Obersten Gerichtshof (470 der Beilagen) ; 

Regierungsvorlage : Bundesgesetz, mit dem 
das Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetz ge­
ändert wird (474 der Beilagen) ; 

Regierungsvorlage : Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Tschechoslowa­
kischen Sozialistischen Republik, betreffend 
die Abänderung des Abkommens über die 
Regelung des Grenzüberganges der EiBen­
bahnen vom 22. September 1962 (475 der 
Beilagen) ; 

Regierungsvorlage :  Bundesgesetz über den 
Waffengebrauch von Organen der Bundes­
polizei, der Bundesgendarmerie und der Ge­
meindewachkörper (Waffengebrauchsgesetz 
1967) (497 der Beilagen) ;  

Regierungsvorlage : Bundesgesetz über die 
Förderung der Errichtung von Klein- und 
Mittelwohnungen (Wohnbauförderungsgesetz 
1968) (499 der Beilagen) ; 

Regierungsvorlage : Bundesgesetz über die 
Änderung mietrechtlicher Vorschriften (Miet­
rechtsänderungsgesetz) (500 der Beilagen) .  

Ferner sind folgende B er  ich t e eingelangt : 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit der öster­
reichiBchen Delegation im Gouverneursrat 
der Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) im Jahre 1966 sowie über die 
X. Ordentliche Genel'alkonferenz der IAEO ; 

Bericht der Bundesregierung, betreffend Er­
gänzung des Jahresprogramms 1966/67 des 
ERP-Fonds ; Aufstockung der für Investi­
tionskredite vorgesehenen ERP-Mittel um 
200 Millionen Schilling ; 

3 14: 
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Haber! 

Bericht der Bundesregierung, betreffend das 
Jahresprogramm und die Grundsätze für das 
Wirtsehaftsjahr 1967/68 des ERP-Fonds. 

Präsident: Die soeben vom Schriftführer 
verlesenen Vorlagen werde ich im Einver­
nehmen mit den Parteien sogleich den zu­
ständigen Ausschüssen zuweisen . 

Vorerst gebe ich bekannt, daß mir der 
Vorschlag zugekommen ist, folgende zwei der 
eingelangten Vorlagen einem zu wählenden, 
aus 27 Mitgliedern bestehenden S o nderaus­
s c hu ß zur Vorberatung zuzuweisen, und zwar : 

Bundesgesetz über die Förderung der Er­
richtung von Klein- und Mittelwohnungen 
(Wohnbauförderungsgesetz 1968) (499 der Bei­
lagen) und 

Bundesgesetz über die Änderung mietrecht­
licher Vorschriften (Mietrechtsänderungsgesetz) 
(500 der Beilagen). 

Ich werde zunächst über diesen Antrag, 
einen 27 gliedrigen Ausschuß zu wählen, ab­
stimmen lassen. Ich verweise hiebei auf 
§ 25 Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz, demzu­
folge mit der Festsetzung der Zahl der Aus­
schußmitglieder der Nationalrat zugleich auch 
bestimmt, wie viele Mitglieder der einzelnen 
Klubs dem Ausschuß angehören, da Mit­
glieder und Ersatzmitglieder eines Ausschusses 
auf die parlamentarischen Klubs im Verhältnis 
der Zahl der ihnen angehörenden Abgeordneten 
verteilt werden. Mit der Bekanntgabe der 
Namen der Ausschußmitglieder und Ersatz­
mitglieder durch die einzelnen Klubs gelten 
diese Abgeordneten gemäß § 25 Geschäfts­
ordnungsgesetz als gewählt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag auf Einsetzung eines aus 27 Mit­
gliedern bestehenden Ausschusses zur Vor­
beratung der von mir genannten zwei Regie­
rungsvorlagen zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist dieser Ausschuß gewählt, dem 
ich die beiden genannten Vorlagen 499 und 500 
der Beilagen z u  w e i s  e. 

Ich teile ferner noch mit, daß die einzelnen 
Klubs ihre Ausschuß- beziehungsweise Ersatz­
rnitglieder bereits bekanntgegeben haben. Mit 
dieser Bekanntgabe gelten diese Abgeordneten 
als Mitglieder beziehungsweise als Ersatz­
mitglieder dieses Sonderausschusses gewählt. 
Sie werden im stenographischen Protokoll 
angeführt. Ein Verzeichnis der Mitglieder 
des Ausschusbes wird den einzelnen Abge­
ordneten zugehen. 

Die übrigen eingelangten Vorlagen weise  
ich zu  wie folgt : 

461 der Beilagen : Bundesgesetz, betreffend 
Grundsätze für land- und fQrstwirtschaftliche 

Bringungsrechte (Güter- und Seilwege-Grund­
satz gesetz 1967) ,  dem Ausschuß für Land­
und Forstwirtschaft ; 

470 der Beilagen : Bundesgesetz Über den 
Obersten Gerichtshof, dem Justizausschuß ; 

474 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetz ge­
ändert wird, und 

475 der Beilagen : Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Tschecho­
slowakischen Sozialistischen Republik be­
treffend die Abänderung des Abkommens 
über die Regelung des Grenzüberganges der 
Eisenbahnen vom 22 . September 1962, 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft ; 

497 der Beilagen : Bundesgesetz über den 
Waffengebrauch von Organen der Bundes­
polizei, der Bundesgendarmerie und der Ge­
meindewachkörper (Waffengebrauchsgesetz 
1967), dem Verfassungsausschuß. 

Ferner weise ich die eingelangten Berichte 
zu wie folgt : 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit der öster­
reichischen Delegation im Gouverneursrat 
der Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) im Jahre 1966 sowie über die 
X. Ordentliche Generalkonferenz der IAEO 
dem Außenpolitischen Ausschuß ; 

Bericht der Bundesregierung betreffend Er­
gänzung des Jahresprogramms 1966/67 des 
ERP-Fonds ; Aufstockung der für Investi­
tionskredite vorgesehenen ERP-Mittel um 
200 Millionen Schilling, und 

Bericht der Bundesregierung betreffend das 
Jahresprogramm und die Grundsätze für das 
Wirtschaftsjahr 1967/68 des ERP-Fonds, 
dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Es ist mir ferner der Vorschlag zugekommen, 
die Debatte über die Punkte 1 und 2, ferner 
über die Punkte 5 und 6 sowie außerdem 
auch über die Punkte 7 und 8 der nun­
mehrigen Tagesordnung jeweils unter einem 
abzuführen. 

Die Punkte 1 und 2 betreffen die 20. Novelle 
zum ASVG. sowie das Beamten-Kranken­
und Unfallversicherungsgesetz ; 

bei den Punkten 5 und 6 handelt es sich 
um ein übereinkommen zur Befreiung aus­
ländischer öffentlicher Urkunden von der 
Beglaubigung und ein Bunde&gesetz über die 
Ausstellung der Apostille nach dem über­
einkommen zur Befreiung ausländischer öffent­
licher Urkunden von der Beglaubigung ; 

die Punkte 7 und 8 betreffen den Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Ungarischen Volksrepublik zur Regelung 
offener finanzieller Fragen und das Verteilungs­
gesetz Ungarn. 
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Präsident 

Falls diese Vorschläge angenommen 
werden, werden jeweils zuerst die Bericht­
erstatter ihre Berichte geben, sodann wird 
die Debatte über die jeweils zusammen­
gezogenen Punkte unter einem abgeführt. 
Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorschläge ein Einwand 
erhoben ? - Dies ist nicht der Fall. Die 
Debatte wird somit in allen drei von 
mir genannten Fällen unter einem abgeführt. 

1� Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung .über die Regierungsvorlage (462 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz abgeän­
dert wird (20. Novelle zum Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetz) (493 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (463 
der Beilagen) : Bundesgesetz über die 
Kranken- und Unfallversicherung öffentlich 
Bediensteter (Beamten-Kranken- und Unfall­
versicherungsgesetz - B-KUVG.) (494 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
über die soeben beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem durchzuführen. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Suppan. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

Beric hterstatter Suppan: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Durch die Regierungsvorlage 
einer 20. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz sollen Bestimmungen des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, deren 
Inhalt durch die in Aussicht genommene 
gesetzliche Regelung über die Kranken- und 
Unfallversicherung der öffentlich Bediensteten 
berührt wird, entsprechend angepaßt werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 
29. Mai 1967 in Verhandlung gezogen. An der 
Debatte beteiligten sic h acht Abgeordnete 
und die Frau Bundesminister für soziale Ver­
waltung. 

Die Vorlage wurde unter Berück'3ichtigung 
von Abänderungsanträgen der Abgeordneten 
Stohs und Moser sowie der Abgeordneten 
Kulhanek und Müller, die die Initiativanträge 
der Abgeordneten Kostroun und Genossen und 
der Abgeordneten Kulhanek und Genossen 
(45/A und 49/A) in einem gemeinsamen Antrag 
zusammenfaßten, einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
Ant r ag, der Nationalrat wolle dem von der 

Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der dem Bericht 
angeschlossenen Abänderungen die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Bericht de<; Aussch:u,sses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage : Bundes­
gesetz über die Kranken- und Unfallversiche­
rung öffentlich Bediensteter. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden die 
veralteten und in mehreren Gesetzen verstreu­
ten Vorschriften der be�tehenden Kranken­
versicherung für die öffentlich Bediensteten 
zusammengefaßt und in eine zeitgemäße Form 
gebracht. Gleichzeitig wird für diesen Per­
sonenkreis erstmalig ein sozialversicherungs­
rechtlicher Unfallschutz geschaffen. 

Hinsichtlich der Krankenversicherungsbei­
träge folgt die vorgesehene Regelung weit­
gehend der des Bundesangestellten-Kranken­
versicherungs gesetzes 1937. Im Umfang des 
Leistungsrechtes in der Krankenversicherung 
erfolgen keine einschneidenden Änderungen. 

In der Unfallversicherung der öffentlich 
Bediensteten werden die Mittel ebenso wie in 
der nach dem ASVG. geregelten Unfallver­
sicheru.ng, die sich die Beamten-Unfallver­
sicherung zum Vorbild nimmt, ausschließlich 
vom Dien'3tgeber aufgebracht. Die Bestim­
mungen über die Leistungen in diesem Ver­
sicherungszweig halten sich unter Berück­
sichtigung der Besonderheiten des öffentlichen 
Dienstes weitgehend an das Leistungsrecht der 
Unfallversicherung nach dem ASVG. 

Träger heider Versicherungen soll die Ver­
sicherungsanstalt öffentlich Bediensteter sein, 
in die die bestehende Krankenversicherungs­
anstalt der Bundesangestellten umbenannt 
wird. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
29. Mai 1967 in Verhandlung gezogen. An der 
Debatte beteiligten sich sechs Abgeordnete 
sowie Frau Bundesminister für sO'liale Ver­
waltung. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung gemeinsamer 
Abänderungsanträge der Abgeordneten Kul­
hanek und Pfeffer, Stohs und Pfeffer, Alten­
burger und Pfeffer sowie Reich und Moser 
einstimmig angenommen. 

Zu § 63 Abs. 4 stellte der Ausschuß fest, 
daß ein Behandlungsbeitrag nicht nur von 
Leistungen der Vertragsärzte, sondern auch bei 
Inanspruchnahme der ärztlichen Hilfe durch 
eigene Einrichtungen der Kasse oder durch Ver­
tragsambulatorien aus Gründen der Gleichheit 
einzuheben ist. 
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Suppan 

In den Abänderungen haben sich zwei 
Druckfehler ergeben. Es soll im § 1 Abs. 1 in 
der �euen Z. 12 statt "Z. 9 bis 12" richtig "Z. 8 
bis 1 1" heißen, und im § 52 Abs. 1 Z. 1 ist der 
Ausdruck , , (§§ 61 bis 65)" durch den Ausdruck 
, , (§§ 62 bis 65) " zu ersetzen. 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
somit der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
An tra g, der Nationalrat wolle dem Gesetz­
entwurf in 463 der Beilagen unter Berück­
sichtigung der angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. - Ein Einwand wird nicht 
erhoben. Wir werden demnach so vorgehen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster 
Redner zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Kostroun. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kostroun (SPÖ) : Meine 
Damen und Herren ! Vorerst bitte ich Sie, 
meine durch eine schwere Verkühlung noch 
immer vorhandene Heiserkeit zu entschuldigen. 
Ich will trotzdem versuchen, so kurz wie 
möglich zu dieser Novelle des ASVG. Stellung 
zu nehmen. 

Sie erinnern sich, meine Damen und Herren, 
daß es vor vielen Jahren nach monatelangen 
Verhandlungen im Sozialausschuß und zwischen 
den beiden damaligen Koalitionsparteien zur 
Schaffung des größten Sozialwerkes unserer 
Repu blik, zum Allgemeinen Sozial versiche­
rungsgesetz, gekommen ist. In dem seiner­
zeitigen Gesetzentwurf unseres damaligen 
Sozialministers war unter anderem die Gleich­
stellung der im Betrieb des Vaters mittätigen 
Söhne und Töchter in allen Zweigen der Sozial­
versicherung vorgesehen, also die gleiche Be­
handlung wie bei Arbeitern und Angestellten. 
Nach diesem Vorschlag des Sozialministers 
_. ich möchte das noch einmal näher be­
leuchten - sollten also betriebsmittätige 
Söhne und Töchter von Gewerbetreibenden 
ebenso wie Arbeiter und Angestellte behandelt, 
also nach dem ASVG. versichert und dadurch 
in die Pilichtversicherung für den Fall der 
Krankheit, der Invalidität, des Unfalls, der 
Arbeitslosigkeit und in das Pensionsrecht im 
Fall des Alters einbezogen werden. 

Damals kam es, wie ich mich erinnere, 
offenba� durch eine kammerinterne Befragung 
der Landeskammern sowie der Bundessektionen 
im Rahmen der Handelskammern zu einer 
Stellungnahme, die eine Eingliederung der im 
Betrieb mittätigen Söhne und Töchter in die 

Kranken- und Arbeitslosenversicherung nach 
dem ASVG. für überflüssig hielt. Auf Grund 
dieser Stellungnahme wurden bei der Behand­
lung dieses Gesetzes im Sozialausschuß des 
Nationalrates die im Betrieb mittätigen Söhne 
und Töchter aus der Kranken- und Arbeits­
losenversicherung herausgenommen. Mit 
dieser Abänderung wurde schließlich das 
ASVG., wie es bisher gültig war, beschlossen, 
sodaß schließlich die mittätigen Söhne und 
Töchter, auch wenn sie ganztägig gegen 
Entgelt wie Arbeiter behandelt und tätig 
waren, nur für den Fall des Alters und für 
den Fall des Unfalls versichert waren. Der 
Ausschluß insbesondere von der Kranken­
versicherung nach dem ASVG. hat aber in 
all den vielen Jahren seit dem Bestand dieses 
Gesetzes bei den Betroffenen immer wieder 
das Verlangen nach einer Neuregelung ausge­
löst, weil sie das als schweres Unrecht empfun­
den haben. Ich habe persönlich und in unserem 
Freien Wirtschaftsverband in den vielen Jahren 
seit dem Bestand · die8es Gesetzes unzählige 
Beschwerden gehört und in unzähligen Briefen 
die Klagen der davon Betroffenen zur Kenntnis 
nehmen müssen. 

Es wurde mit Recht darauf verwiesen, 
welche Katastrophe es für einen im Betrieb 
mittätigen Sohn eines kleinen Gewerbetrei­
benden bedeutet, wenn er oder einer seiner 
näheren Familienangehörigen plötdich durch 
längere Zeit erkrankt - es sind ja vielfach 
auch verheiratete Söhne und Töchter im 
Betrieb ihres Vaters tä.tig -'-, und er nun 
für Krankheit, Beilkosten, Operationskosten, 
Spitalskosten, Arztkosten und Medikamente 
aufkommen muß. Wie mir immer wieder 
mit Recht gesagt wurde, haben es diese 
Menschen als schweres Unrecht empfunden, 
daß man von ihnen zwar die gleiche Arbeit 
verlangt, aber sie praktisch vom Sozialrecht 
ausschließt. 

Ich erinnere mich an einen Brief, der 
besonders erschütternd war. Es handelte sich 
um einen Malermeister in Wiener Neustadt. 
Der Mann, der Betriebsinhaber, ist alt, aber 
er will · noch nicht auf die Berufsausübung 
verzichten ; er verzichtet auf die Gewerbe­
pension und arbeitet weiter. Sein Sohn, 
40 Jahre alt, verheiratet, mit Kindern, arbeitet 
bei ihm. Der Sohn wird krank, fällt monate­
lang bei der Arbeit aus und ist schutzlos, oder 
er ist auf die Gnade seines Vaters, soweit 
tlieser ihm überhaupt etwa� geben kann, 
angewiesen. 

Nun haben wir im Freien Wittschaftsverband 
die soziale Notwendigkeit der Beseitigung 
dieses Unrechtes längst erkannt, und Sie 
können es in unBerer Zeitung nachlesen : In 
a11 den Jahren haben wir, unterstützt von der 
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Kostroun 
Sozialistischen Partei, eine Neuregelung, eine 
Reform des ASVG. in dieser Richtung ver­
langt. 

Nunmehr hat auch der Verfassungsgerichts-
. hof diese Tatsache der ungleichen Behandlung 

von Arbeitern als verfassungswidrig erklärt ; 
er hat eine Frist gesetzt, und dadurch sind 
wir in die Lage versetzt worden, uns mit 
einer Neuregelung des ASVG. in dieser Rich­
tung zu beschäftigen. 

Ich weiß, daß nunmehr - zu meiner Freude 
kann ich es sagen - eine neue Befragung im 
Rahmen der Landeskammern und der Bundes­
sektion endlich dort au,ch zur Revision der 
ursprünglichen Auffassung und zur EinRieht 
geführt hat, daß man auch die im Betrieb 
mittätigen Söhne und Töchter von Wirt­
schafts treibenden für den Fall der Krankheit 
nicht weiter schutzlos lassen kann, sondern 
sie mit den übrigen Arbeitern und Ange­
stellten gleichstellen und in die Voll ver­
sicherung nach dem ASVG. eingliedern muß. 

Wir Sozialisten freuen uns, daß diese 
Regelung nunmehr auf Grund auch zum 
Teil unserer Initiative durch die vorliegende 
Gesetzesnovelle erfolgen wird . Damit findet 
ein jahrelanges Verlangen unseres Verbandes, 
das von unserer Partei voll unterstützt wurde, 
endlich Erfüllung, und es wird dltmit ein 
Unrecht beseitigt. 

Es ist selbstverständlich, daß wir mit 
Genugtuung dieser Gesetzesänderung bei­
pflichten werden. (Beifall bei der SPlJ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Gabriele. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gabriele (ÖVP) : Herr Präsi­
dent !  Meine Damen und Herren ! Meine Aus­
führungen beschäftigen sich mit der Kranken­
und Unfallversicherung der öffentlich Bedien­
steten. 

Im Jahre 1920 hat der damalige Gesetzgeber 
Österreichs das erste Krankenversicherungs­
gesetz für die öffentlich Bediensteten ge­
schaffen. Dieses Gesetz wurde mehrfach 
novelliert und schließlich im Jahre 1937 
als Bundesangestellten-Krankenversicherungs­
gesetz wiederverlautbart. (Abg. Czet te l: Es 
ist nioht beriahtet worden !) 

In der Zeit vom Jahre 1939 bis zum Wieder­
erstehen der Republik Österreich im Jahre 
1945 bestand die Anstalt als Einrichtung der 
Krankenfürsorge der Beamten weiter. Durch 
das Sozial versicherungs-Überleitungsgesetz 
1947 wurde das Bundesangestellten-Kranken­
versicherungsgesetz wieder voll in Kraft ge­
setzt und die Krankenversicherungsanstalt 
der Bundesangestellten ausdrücklich wieder 
zum Sozialversicherungsträger erklärt. 

Als im Jahre 1956 das Allgemeine Sozial­
versicherungsgesetz Wirksamkeit erlangte, 
wurde eine Reihe von Bestimmungen dieses 
Gesetzes auch für die Krankenversicherung 
der Bundesangestellten geltendes Recht. Neben 
dem Bundesangestellten-Krankenversiche­
rungsgesetz und dem Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz waren außerdem noch 
weitere Bestimmungen anzuwenden, die zer­
streut in Gesetzen enthalten sind, die sich nicht 
direkt mit der Sozialversicherung befassen. 

Die Krankenversicherungsanstalt der Bun­
desangestellten hatte daher schon vor längerer 
Zeit - es war im Jahre 1956 - den Entwurf 
eines neuen Krankenversicherungsge"Jetzes aus­
gearbeitet und im Jahre 1958 dem Haupt­
verband der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger und dem Bundesministerium für 
soziale Verwaltung vorgelegt. 

Dieses Bundesge'letz sollte nicht nur die 
Krankenversicherung der öffentlich Bedien­
steten auf eine neue rechtliche Basis stellen, 
sondern gleichzeitig für diesen Personenkreis 
auch die Unfallversicherung einführen. Da 
jedoch vorerst dringlichere Probleme in der 
Sozialversicherung behandelt werden mußten 
- ich denke nur an die Pensionsdynamik, 
an die Bauernkrankenversicherung und an 
die verBchiedenen Novellen zum ASVG. -, 
wurde der Gesetzentwurf zur Neuordnung der 
Krankenversicherung der öffentlich Bedienste­
ten immer wieder zurückgestellt. 

Unmittelbarer und letzter Anstoß zur 
rascheren Bearbeitung des vorliegenden Ge­
setzes - obwohl außerhalb des unmittelbaren 
Bereiches gelegen - waren die Verhandlungen, 
welche die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstefl über ein neues, zeitgerechtes Pensions­
recht für die öffentlich Bediensteten führten. 

Anläßlich dieser Verhandlungen über das 
Pensionsrecht wurde nämlich von den Ver­
tretern der Gewerkschaften, insbesondere von 
der Gewerkschaft der öffentlich Bedien<Jteten, 
immer wieder auf die Notwendigkeit der 
Schaffung einer Unfall versicherung für die 
öffentlich Bediensteten hingewiesen. Bisher 
erschöpfte sich eine finanzielle Abgeltung der 
körperlichen Schädigung du,rch einen Dienst­
unfall für die öffentlich Bediensteten im wesent­
lichen nur in der Anrechnung bis zu zehn 
Dienstjahren aus Anlaß der Pensionieru,ng 
wegen des im Dienst erlittenen Unfalles. 

Besonders kraß machte sich das Fehlen der 
Unfallversicherung in jenen Fällen bemerkbar, 
in denen anläßlich der gleichen dienstlichen 
Tätigkeit ein pragmatischer Beamter und ein 
Vertragsbediensteter einen Unfall, allenfalls 
mit der gleichen Verletzung, erlitten. 

Der Vertragsbedienstete ist nach den Be­
stimmungen des ASVG. gegen die Folgen des 
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Arbeitsunfalles versichert und kommt kosten­
los in den Genuß der Maßnahmen zu seiner 
Rehabilitation, er erhält Versorgung mit allen 
erforderlichen orthopädischen Hilfsmitteln, und 
schließlich wird ihm bei einer entsprechenden 
Minderung der Erwerbsfähigkeit eine Rente 
zuerkannt. 

Anders behandelt wurde bisher der pragma· 
tische Beamte ; dieser erhält als Entschädi. 
gung für seine körperliche Mehrbelaßtung wegen 
der gleichen Unfalls folgen keine wie immer 
geartete Vergütung, obwohl er seinen Dienst 
weiterhin u,nter erschwerten Bedingu,ngen ver· 
sehen muß. 

Im Zuge des Ausbaues der sozialen Sicherheit 
für alle arbeitenden Menschen verschloß sich 
daher auch der Dienstgeber nicht der Forde­
rung der Gewerkschaft öffentlich Bediensteter, 
für die pragmatischen öffentlich Bediensteten 
ebenfalls eine Unfallversicherung zu schaffen. 

Gleichlaufend zu den Verhandlungen über 
ein modernes Pensionsrecht wurden zwischen 
Verwaltung und der Gewerkschaft öffentlich 
Bediensteter Verhandlungen zur Einführung 
der Unfallversicherung für öffentlich Bedien­
stete aufgenommen. 

Das Pensionsgesetz 1965, welches mit 1 .  Jän­
ner 1966 in Kraft getreten ist, wurde daher 
auch schon in einigen Paragraphen - §§ 8, 
9 und 14 - auf die Unfallversicherung ab­
gestellt. Die damaligen Verhandlungen hatten 
zum Ziel, das Pensionsgesetz und das Gesetz 
über die Unfallversicherung zum gleichen 
Zeitpunkt in Wirksamkeit zu setzen. 

Zu Beginn des Jahres 1965, nach einer fast 
zweijährigen Verhandlungsdauer zwischen Ver­
waltungsbeamten und der Gewerkschaft öffent­
lich Bediensteter, nach 80 Sitzungen, war die 
Schaffung der Unfallversicherung schon fast 
sicher, und es ergab sich von selbst, daß au.f 
Beamtenebene alle erforderlichen Maßnahmen 
getroffen wurden, um gleichzeitig mit der 
Einführu,ng der Unfallversicherung für die 
öffentlich Bediensteten auch die Kranken­
versicherung auf eine neue gesetzliche Basis 
zu stellen. Ziel der Neuordnung der Kranken­
versicherung war, die zum Teil schon ver­
alteten Vorschriften zu ersetzen, die hinzu­
gekommenen neuen Bestimmungen einzubauen 
und damit die Zersplitterung und Unüber­
sichtlichkeit der Rechtsvorschriften zu be­
seitigen. 

Der Gesetzentwurf des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung sollte noch am 2. No­
vember 1965 im Ministerrat behandelt und 
spätestens Mitte Dezember von den gesetz­
gebenden Körperschaften beschlossen werden, 
damit dem beabsichtigten und vereinbarten 
Wirksamkeitsbeginn . mit 1. Jänner 1966 

- gleichzeitig mit dem Pensionsgesetz -
nichts mehr im Wege stehen sollte. 

Durch den Rücktritt der Bundesregierung 
und die Auflösung des Nationalrates kam der 
Gesetzentwurf nicht mehr zur Behandlung 
im Ministerrat und auch nicht zur Vorlage 
an den Nationalrat, sodaß der Wirksamkeits­
beginn des Gesetzes, zum Unterschied vom 
Pensionsgesetz, neuerlich hinausgeschoben 
wurde. 

Gleich nach Bildung der neuen Regierung 
wurde seitens der christlichen Gewerkschafter 
und des ÖAAB bei Frau Minister Rehor vor­
gesprochen und ersucht, den Gesetzentwurf 
über die Kranken- und Unfallversiche:rung der 
Bundesbediensteten in den Ministerrat ein­
zubringen. 

Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
Rehor sagte ihre Unterstützung zu, und nach 
abschließenden Verhandlungen mit dem Herrn 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz 
liegt uns nun der Gesetzentwurf zur Beschluß­
fassung vor. 

Zum Gesetzentwurf selbst ist zu sagen, daß 
in Anbetracht des erweiterten Aufgaben­
gebietes der bisherigen Krankenversicherungs­
anstalt der Bundesangestellten deren Titel 
geändert werden muß. Die Anstalt wird in 
Zukunft die Bezeichnung "Versicherungs­
anstalt der öffentlich Bediensteten" führen. 

Beinhaltet das ASVG. die Sozialversicherung 
für Arbeiter und Angestellte der Privatwirt­
schaft, so wird das vorliegende Gesetz die 
Sozialversicherung der öffentlich Bediensteten 
regeln, die nunmehr die Kranken- und Unfall­
versicherung umfaßt. 

Hinsichtlich der Krankenversicherung 
möchte ich mir die Feststellung gestatten, 
daß neben der Systematik zum größten Teil 
auch die Terminologie des ASVG. in den 
Gesetzentwurf übernommen wurde. Auf dem 
Gebiete der Leistungen bleibt jedoch der 
besondere Charakter der Anstalt völlig gewahrt. 

Der Gesetzentwurf nimmt daher streng 
darauf Bedacht, das Leistungsrecht zumindest 
im bisherigen Ausmaß bestehen zu lassen. 
Darüber hinaus wurden, dem sozialen Fort­
schritt entsprechend, neue verbesserte Lei­
stungsbestimmungen in den Entwurf auf..; 
genommen. Ich möchte hier nur an die Krank­
heitsverhütung erinnern, der gerade in der 
heutigen Zeit besondere Bedeutung zukommt 
und die auch in der Sozialmedizin immer mehr 
Raum einnimmt. 

Das Leistungsrecht der Unfallversicherung 
ist im wesentlichen nach den Grundsätzen 
des ASVG. erstellt, wobei dort, wo es sich als 
notwendig erwies, auf die Besonderheiten des 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 
selbstverständlich Rücksicht genommen wurde�' 
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Das Aufgabengebiet der Anstalt läßt sich 

nach dem Willen des Gesetzgebers und ent­
sprechend der besonderen Zielsetzung der 
beiden Versicherungen folgendermaßen dar­
stellen : 

1 .  In der Krankenversicherung ist neben 
Maßnahmen der Krankheitsverhütung für die 
Krankenbehandlung der Versicherten und ihrer 
Angehörigen Vorsorge zu treffen. 

2. In der Unfallversicherung ist Vorsorge 
zu treffen für eine Unfallverhütung, für 
Erste Hilfe-Leistung, für eine ausreichende und 
zweckmäßige Unfallheilbehandlung der Ver­
sehrten, für eine Berufsfürsorge und letzten 
Endes für die Gewährung von Renten an den 
Versicherten und allenfalls an seine Hinter­
bliebenen. 

Ich darf mit diesen kurzen Hinweisen auf 
die Kranken- und Unfallversicherung schließen 
und mich noch etwas mit dem Versicherten­
kreis der Anstalt beschäftigen. Meine Damen 
u.nd Herren ! Im Bereiche der Kranken­

�ersicherung ergeben sich keine grundlegenden 
Anderungen des Versichertenkreises gegenüber 
den bisherigen geltenden Bestimmungen. Ge­
statten Sie mir aber doch, auf einige Unter­
schiede hinzuweisen. 

Nach dem BKVG. 1937 - abgesehen von 
sonstigen Voraussetzungen - besteht Ver­
sicherungspflicht nur dann, wenn der ordent­
liche Wohnsitz im Inland gegeben ist. Diese 
Bestimmung findet in gleicher Weise auf 
Aktive und Pensionisten Anwendung. Nach 
den Bestimmungen des Gesetzentwurfes über 
die Pflichtversicherung in der Krankenver­
':!icheru.llg bildet für Dienstnehmer, also für 
Aktive, allein das Dienstverhältnis die Voraus­
setzung für die Versicherung der öffentlich 
Bediensteten. Der Wohnsitz im Inland ist 
nur für Empfänger von Ruhe- und Versor­
gungsgenüssen Voraussetzung der Versiche­
rungspflicht, wobei jetzt neu dazukommt, 
daß die Zustimmung zum Auslandsaufenthalt 
erteilt wird, wenn dem Anspruchsberechtigten 
etwa auf Grund des § 31 des Pensionsgesetzes 
1965 Leistungen ins Ausland überwiesen werden. 
Dies geht aus dem § 35 Abs. 3 Z. 2 des 
Versicherungsgesetzes für öffentlich Bedien­
stete hervor. 

In der Praxis bedeutet diebe geänderte 
Rechtslage, daß nunmehr auch im Ausland 
eingesetzte Beamte zum Beispiel des diplo­
matischen Dienstes bei der Ver<:licherungs­
anstalt krankenversichert 13ein werden. 

Nach der Konstruktion des BKVG. 
1937 ist derzeit noch zu unterschei­
den zwischen Personengruppen, die ex 
lege versicherungspflichtig sind, und 
solchen, die erst auf Grund eineIS besonderen 
Antrages des Dienstgebers durch Verordnung 

des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
in die Versicherung einbezogen werden können. 
Zum Personenkreis, der kraft Gesetzes ver­
�icherungspflichtig ist, gehören insbesondere 
die Bundesbeamten, für die das Gehalts­
gesetz Anwendung findet. Die zweite Kate­
gorie, bei der es vom Willen der Dienstgeber 
abhängt, ob die Beamten in die Kranken­
versicherung bei der Krankenversicherungs­
anstalt einbezogen werden, umfaßt vor allem 
die Beamten der Länder, der Gemeinden 
und der Kammern, ausgenommen die Dienst­
nehmer der Kammern für Arbeiter und An­
gestellte. 

Auf Grund der vorgesehenen gesetzlichen 
Neuregelung sind in Hinkunft die Beamten 
der Länder, der Gemeinden und aller Kam­
mern, die der bundes- oder landesgesetzlichen 
Regelung unterliegen, in gleicher Weise wie 
schon bisher die Beamten des Bundes, kraft 
Gesetzes in der Krankenversicherung der 
öffentlich Bediensteten versichert. Dadurch 
wird be\\irkt, daß diese Dienstnehmer auf 
jeden Fall einen Krankenversicherungsschutz 
genießen. Der Gesetzgeber ist von der zweifellos 
begrüßenswerten und richtigen Voraussetzung 
ausgegangen, daß alle öffentlich Bediensteten 
Österreichs im Falle der Krankheit den gleichen 
sozialen Schutz durch den gleichen Kranken­
versicherungsträger genießen sollen. Eine Aus­
nahme von der Pflichtversicherung bei der 
Anstalt besteht für die Beamten der Länder 
und Gemeinden künftighin nur dann, wenn 
ihnen auf Grund einer im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes bestehenden dienst­
rechtlichen Krankenfürsorgeeinrichtung An­
spruch auf gleichwertige Leibtungen zusteht. 

Beamte der Österreichischen Bundesbahnen 
sind so wie bisher auch in Zukunft bei der 
Versicherungsanstalt der österreichischen 
Eisenbahnen versichert. 

Aus dem Zweck der Unfallversicherung 
ergibt sich schon, daß nur Dienstnehmer, 
also aktive Bedienstete, unfallversichert �ind. 
Bei Versetzung in den Ruhehtand endet die 
Unfallversicherung, während die Kranken­
versicherung bei der Anstalt in der Regel 
weiterhin gegeben sein wird. 

Zieht man einen Vergleich des Kreises der 
Ptlichtversicherten in der Krankenversicherung 
und in der Unfallversicherung, so unterscheiden 
wir Versichertenkategorien, die bei der Ver­
sicherungsanstalt sowohl kranken� als auch 
unfallversichert sind. Hiezu zählen insbe­
sondere die Dienstnehmer des Bundes. 

Eine zweite Kategorie umfaßt Personen, 
die bei der Versicherungsanstalt nur der 
Unfallversicherung unterliegen. Für diesen 
Personenkreis wird die Krankenversicherung 
von einem anderen gesetzlichen Kranken-
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versicherungsträger durchgeführt, wie es sich 
auch um Beamte handeln kann, für die im 
Falle der Erkrankung durch eine Kranken­
fÜl sorgeeinrichtung des Dienstgebers vorge­
sorgt ist. Zu diesem Personenkreis gehören 
beispielsweise Dienstnehmer eines Bundes­
landes, das für seine Beamten wohl eine 
eigene Krankenfürsorge, jedoch keine eigene 
Unfallfürsorge geschaffen hat . 

Die zeitverpflichteten Soldaten des Bundes­
heeres, die im Regierungsentwurf enthalten 
waren, wurden herausgenommen, da für sie 
die Einbeziehung einen Nachteil ergeben hätte. 
Sie haben jetzt schon Anspruch, und zwar 
auf Mutter- und Schwesternrente, was im 
vorliegenden Gesetz nicht vorgesehen ist. 

Schließlich zählen noch dazu die Mitglieder 
des Nationalrates und des Bundesrates, der Bun­
despräsident, die Mitglieder der Bundesregie­
rung, die Staatssekretäre, der Präsident und 
Vizepräsident des Rechnungshofes. die Mit­
glieder der Landtage und der Landesregie­
rungen sowie die Mitglieder des Verfassungs­
gerichtshofes, die in Ausübung ihrer Funktion 
unfallversichert sind, und zwar auch dann, 
wenn sie für den Fall der Krankheit bei der 
Versicherungsanstalt nicht versichert sind. 

Bei Beratung dieses Paragraphen ist auch 
die Frage der Pflichtversicherung von Bürger­
meistern aufgeworfen worden, besonders wenn 
diese - wie in Vorarlberg - hauptamtlich 
tätig sind. Dieses Problem wäre sicherlich 
noch zu prüfen, da diese Personen überhaupt 
keinen sozialen Schutz haben. 

Ferner gibt es noch eine dritte Kategorie 
von Personen, die bei der Versicherungsanstalt 
der öffentlich Bediensteten nur der Kranken­
versicherungspflicht unterliegen, während ihre 
Unfallversicherung nach den Bestimmungen 
des ASVG. bei der Allgemeinen Unfallver­
sicherungsanstalt durchgeführt wird, wie zum 
Beispiel bei den Dienstnehmern der Kammern 
und den Dienstnehmern der Versicherungs­
anstalt selbst. ' 

Zu erwähnen ist noch, daß es noch kranken­
versicherte Personen gibt, die überhaupt nicht 
der Unfallversicherung unterliegen, was bei 
den Empfängern von Ruhe- und Versorgungs­
genüssen der Fall ist. 

Hohes Haus ! Zusammenfassend darf ich 
hinsichtlich des Kreises der Versicherten fest­
stellen, daß sich in der Krankenversicherung 
durch das neue Gesetz keine nennenswerte 
Änderung gegenüber den Bestimmungen des 
Bundesangestellten - Krankenversicherungsge­
setzes ergeben wird. In der neugeschaffenen 
Unfallversicherung deckt sich mit wenig Aus­
nahmen der Kreis der unfallversicherten Per-
8on�n mit dem der versicherten Dienstnehmer 
in .der Krankenversicherung. Ein Unterschied 

ergibt sich nur bezüglich der Empfänger von 
Ruhe- und Versorgungsgenüssen, für die eine 
Unfallver sicherung nicht in Betracht kommt. 
Die für die Krankenversicherung erforderlichen 
Mittel sind so wie bisher zu gleichen Teilen 
durch Beiträge der Dienstgeber und der 
Dienstnehmer aufzubringen. 

Mit der durch das ASVG. festgesetzten 
Bemessungsgrundlage " der im vorhinein fest­
gesetzten stehenden Bezüge" ergaben sich 
stets Schwierigkeiten, und es wird nun durch 
das Gesetz auch auf diesem Gebiet eine Klar­
stellung geschaffen. Bemessungsgrundlage bil­
det in Zukunft im allgemeinen das Gehalt 
ein"lchließlich der ruhegenußfähigen Zulagen 
und der Familienzulagen. 

Die Aufbringung der in der Unfallversiche­
rung erforderlichen Mittel erfolgt im Wege 
eines Umlageverfahrens. Das Beitragswesen 
der Unfallversicherung bei der Versicherungs­
anstalt der öffentlioh Bediensteten wird damit 
jenem der Unfallversicherung bei der Ver­
sicherungsanstalt der österreichischen Eisen­
bahnen angepaßt. 

Im Zusammenhang mit den finanziellen 
Mitteln der Unfallversicherung spricht der 
Gesetzentwurf auch davon, daß der Ver­
sicherungsträger einen Unterstützungsfonds an­
legen kann. Dieser ist getrennt vom Unter­
stützungsfond'3 der Krankenversicherung zu 
verwalten. 

Hinsichtlich der Verwaltungskörper ist zu 
sagen , daß sich keine Veränderung ergibt. 
Es werden weiterhin der Hauptvorstand, der 
überwachungsaus8chuß und die Landesvor­
stände bestehen. Der Eigenart der Unfall­
versicherung entsprechend, wird lediglich zu 
den bisherigen Verwaltungskörpern, analog 
den Bestimmungen des ASVG.,  ein weiterer, 
und zwar der Rentenausschuß,  treten. 

Bemerken möchte ich noch, daß nach 
Inkrafttreten des Ge�etzes über die Kranken­
und Unfallversicherung der öffentlich Be­
diensteten die " Versicherungsanstalt der öffent� 
lieh Bediensteten" neben der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt, der Land- und 
Forstwirtschaftlichen Sezialversicherungsan­
stalt und der Versicherungsanstalt der öster­
reichischen Eisenbahnen der vierte Sozial­
versioherungsträger Österreichs sein wird, der 
zur Durchführung der Unfallversicherung für 
unselbständig Erwerbstätige berufen ist. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Gestatten Sie mir noch zu sagen, daß ich als 
Mitschöpfer dieses Ge8etzentwurfes große 
Freude und Genugtuung darüber empfinde, 
daß nun endlich auch für die pragmatischen 
Bediensteten eine Unfallversicherung ge­
schaffen wird. Ich hoffe, daß durch die�s 
Gesetz den Bedürfnissen der Dienstnehmer 
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im öffentlichen Dienst, welche in der Ver­
sicherungsanstalt der öffentlich Bediensteten 
versichert 6ind, voll und ganz Rechnung ge­
tragen und dadurch eine Lücke in der sozi­
alen Gesetzgebung Österreichs geschlossen wird. 

Meine Partei wird diesem Gesetz, das dem 
Wohle der öffentlich Bediensteten dient, gerne 
ihre Zustimmung geben. (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 
Auch namens der Freiheitlichen Partei be­
ziehungsweise der freiheitlichen Abgeordneten 
darf ich von vornherein feststellen, daß wir 
den zwei Vorlagen die Zustimmung erteilen 
werden. Wir stimmen deshalb zu , weil doch 
durch die Novelle und das neue Gesetz einige 
Verbesserungen gebracht werden, die für etwa 
155.000 Beamte von größter Bedeutung sind. 

Wir haben allerdings einige Vorbehalte 
zu beiden Vorlagen anzumelden, und zwar 
deshalb, weil es uns scheint, daß man auch 
dabei wieder außerordentlich flüchtig ge­
arbeitet hat, sodaß dadurch die Gefahr besteht, 
daß man schon in relativ sehr kurzer Zeit neuer­
lich wird novellieren müssen, daß man also 
die Schwierigkeiten, die in der Praxis ein­
treten, ziemlich bald wieder wird ausbessern 
müssen. Bei entsprechend sorgfältiger Vor­
bereitung wäre man nicht darauf angewiesen 
gewesen. 

Wir begrüBen es, daß für den öffentlichen 
Dienst, das heißt für die Beamten, nun auch 
die Unfallversicherung eingeführt wird und 
daß damit den Beamten der gleiche Schutz 
zugestanden wird, den die Versicherten nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
genießen können. Schon in den Erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage wird 
darauf hingewiesen, daß es ein dringendes 
Anliegen gewesen wäre, auf diesem Gebiet 
endlich einmal durch ein Gesetz Ordnung 
Zu sch.a.ffen ; es wäre auch schon ein altes 
Anliegen. Die Vorredner haben darauf hinge­
wiesen, daß infolge des Rücktrittes der Bundes­
regierung die Ausarbeitung und Erledigung 
durch den Nationalrat nochmals verzögert 
worden sind. Diesbezüglich trifft die alte 
Koalition noch einiges Verschulden daran, 
daß erst jetzt, mit 1 .  Juli 1967, das Unfall­
versicherungsgesetz in Kraft tritt. 

Etwas behoben wird dieser Nachteil dadurch, 
daß im Gesetz die Bestimmung enthalten ist, 
daß auch jene Anspruch haben, die vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes einen Unfall er­
litten haben. 

Besonders erfreulich ist es für uns, fest,. 
stellen zu können, daß die Länderkompetenzen 
doch noch gewa.hrt worden sind. Dies wurde 

dadurch zum Ausdruck gebracht, daß die 
Länder für die Landes- und Gemeindebeamten 
bis spätestens 31 .  Dezember 1969 die Mög. 
lichkeit haben, durch landesgesetzliche Be. 
stimmungen gleichwertigen Schutz für die 
ihrer Hoheit unterstellten Beamten zu schaffen. 
Wollen wir hoffen, daß diese Bestimmung etwa 
säumige Landesregierungen beziehungsweise 
Landtage veranlassen wird, in ihrem eigenen 
Interesse, im Interesse der Wahrung der 
Länderkompetenzen aktiv tätig zu werden 
und den in diesen Ländern beschäftigten 
Beamten der Länder und Gemeinden und der 
Bezirksverwaltungskörper die Sicherungen zu 
bieten, die in diesem Gesetz nun für Bundes­
beamte geschaffen werden. 

Es ist im gleichen Sinne zu begrüßen, daß 
die Verwaltungskörper der neuen Unfallver­
sicherung auch in den Ländern situiert wer· 
den, sodaß die Landesgeschäftsstellen für die 
Beamten in den Bundesländern doch leicht 
erreichbar sind und sich die Beamten nicht 
wegen jeder Angelegenheit etwa an eine Zentral. 
stelle nach Wien wenden müssen. 

Die neue Krankenversicherung ist, wie 
es im Bericht heißt, hauptsächlich eine Kodi. 
fikation bisher bestehenden Rechtes. Es ist 
dies desha.lb ein Vorteil , weil die Bestim. 
mungen übersichtlicher werden, weil sie für 
die Anspruchsberechtigten eher die Möglich· 
keit bieten, Klarheit über jene Rechte zu 
finden, die ihnen nunmehr zustehen. 

Auch die Zuständigkeiten sind besser ge· 
regelt worden. Es dient dies alles insgesamt 
einer erheblichen Verwaltungsvereinfachung 
und einer besseren Handhabung der Bestim. 
mungen. 

Die Anpassung an das Allgemeine S�ial­
versicherungsgesetz hat auch manche Verbesse. 
rungen gegenüber dem bisherigen Zustand 
gebracht. Da ist insbesondere die unbefristete 
Leistung anläßlich von Krankenhausaufent­
halten zu erwähnen und auch der Reisekosten­
ersatz, der entsprechend den Regelungen der 
gewerblichen Selbständigen-Krankenversiche­
rung nunmehr vorgesehen ist. Auch die Lei­
stungen insbesondere der Wöchnerinnenunter­
stützung und -fürsorge sind wesentlich gün. 
stiger geregelt worden. 

Ich habe bereit.:; einleitend zum Ausdruck 
gebracht, daß die Ausarbeitung der zwei Vor­
lagen ziemlich mangelhaft ist. Wenn man sich 
vorstellt, daß für den Nationalrat, der diese 
Vorlagen zu beschließen und zu verantworten 
hat, nur relativ wenig Zeit zur Verfügung 
stand, und wenn man sieht, welch ein Pack 
Papier (Redner zeigt die Gesetzesvorlage) 
an und für sic h durchzuarbeiten gewesen wäre, 
so muß man feststellen, daß der Nationalrat 
allenfalls auch unter dem Druck der Ein-

315 
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parteienregierung nicht die Möglichkeit hatte, I An Antr ä g e n  haben wir zwei einzubringen. 
qualitativ hochwertige Arbeit zu leisten, und Der eine Antrag wild von den Abgeordneten 
daß eben, wie bereits erwähnt, wieder die Melter, Robert Weisz und Genossen einge­
große Gefahr besteht, daß schon in sehr kurzer bracht. Er betrifft den § 1 1 2 Abs. 2, in welchem 
Zeit eine ganze Reihe erheblicher Verände- in der dritten Zeile an die Stelle der Zahl 60 
rungen der Vorlage notwendig sein werden. die Zahl 55 zu treten hätte. 
Dies iQt nicht zu begrüßen, denn jede Novel­
lierung bringt Unübersichtlichkeit mit sich, 
bringt weitere Irrtümer, und die Folgen kön­
nen oft nicht mehr abgeschätzt werden. 
Ich glaube, es muß darauf hingewiesen wer­
den, daß es der RegiClrung nahezulegen ist, 
die Vorlagen früher dem Nationalrat zuzu­
leiten, damit er wirklich in einwandfreier, 
verantwortungsbewußter Arbeit eine Ent­
scheidung über die Formulierung gesetz­
licher Bestimmungen treffen kann. 

Wir Freiheitlichen haben die Vorlage des 
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes für 
die öffentlich Bediens'teten, die 172 Para­
graphen, welche auf 153 Seiten - nur in 
Vervielfältigung und nicht in Druck -
festgehalten sind, genau durchgearbeitet und 
sind zu dem Ergebniq gekommen, daß auch 
heute schon begründetermaßen einige Ände­
rungsvorschläge zu machen sind. Wir haben 
diesbezüglich schon im Sozialaussehuß einige 
Anregungen deponiert und sind auch jetzt 
entschlossen, im Hohen Hause selbst noch 
zwei Anträge zu stellen, da einer unserer drei 
Anträge wenigstens zum Teil berücksichtigt 
worden ist. 

Laut Bericht de'! Sozialausschusses wird 
§ 1 13 Abs. 2 zweiter Satz neu formuliert. 
Es wird dort festgehalten, daß eine Witwen­
rente anfällt, "wenn der. Autrag nicht innerhalb 
von drei Monaten nach dem Tode des Versicher­
ten gestellt wird, mit dem der AntragsteIlung 
folgenden Monatsersten, wenn der Antrag 
an einem Monatsersten gestellt wird, mit 
diesem Tage" . 

Diese Formulierung ist nicht ganz befriedi­
gend. Es . wird nicht festgestellt - weder im 
§ 112  noch im § 1 13 -, wann der Witwen­
rentenansFruch anfällt, wenn der Antrag 
innerhalb der drei Monate nach dp.m Ableben 
des Versicherten gestellt wird . Tritt der An­
spruch schon im Monat des Todes des Ver­
sicherten ein oder erst im darauffolgenden 
Monat ? Man wird im GeFletz keine dies­
bezügliche Bestimmung finden. ( Präsident 
Dipl.-Ing. Waldbrunner übernimmt den Vor­
sitz.) 

Wir wären auch der Ansicht gewesen, daß 
dann, wenn der Antrag im Laufe eines Monats, 
also auch nach dem Ersten des Monats ge� 
stellt wird, jedenfalls die Zuerkennung der 
Leigtung bei einer geschiedenen, aber unter­
haltsberechtigten Frau schon mit dem An­
tragsmonat anzufallen hätte. 

Diese Änderung betrifft Witwen, die er­
werbsunfähig sind beziehungsweise ein ge­
wisses Alter erreicht haben. In der Vorlage 
ist vorgesehen, daß bei Vollendung des 
60. Lebensjahres Erwerbsunfähigkeit anzu­
nehmen ist. Nach unserer Auffassung wäre 
hier die Alter!"lstufe von 55 Lebensjahren 
zweckmäßiger, weil diese Altersbegrenzung 
auch schon in anderen gesetzlichen Bestim­
mungen festgehalten ist. Ich erinnere an die 
Bestimmung über die Frühpension von Frauen, 
die ab dem vollendeten 55. Lebensjahr in 
den Genuß von Leistungen gelangen können, 
und ich erinnere auch an die Bestimmungen 
deo;; Kriegsopferversorgungsgesetzes, wonach 
Witwen mit vollendetem 55. Lebensjahr er­
werbsunfähigen Witwen gleichgestellt sind: 
Es ist also nicht einzusehen, wieso gerade 
die Witwen nach Bundesbeamten fünf Jahre 
länger warten sollen als Anspruchsberechtigte 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz beziehungsweise nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz. 

Der zweite Antrag betrifft den § 45, in welchem 
wir im Absatz 3 folgenden Wortlaut wünschen : 

Alle Zahlungen sind auf Schillingbeträge 
in der Weise zu runden, daß Beträge unter 
50 Groschen unberücksichtigt bleiben und 
solche von 50 und mehr Groschen aufge­
rundet werden. 
Es würde also eine Begradigung der Unfall­

renten auf Schillingbeträge erfolgen. Wenn 
man nun entgegenhält, daß diese "Rundun­
gen" technisch schwierig durchzuführen wären, 
so muß gesagt werden, daß ja auch dieselben 
Schwierigkeiten bei den "Rundungen" be­
stehen, die im Gesetz vorgesehen sind, daß 
nämlich Beträge unter 5 Groschen unberück,. 
sichtigt bleiben und solche von 5 oder .. mehr 
Groschen als 10 Groschen gerechnet werden 
sollen. Es wird also genau das gleiche techni­
sche Verfahren anzuwenden sein. 

Im Sinne der Vereinfachung sowohl bei der 
Anweisung der Leistungen als auch bei der 
Auszahlung der Beträge sind wir der Auf­
fassung, daß hier Schillingbeträge vorgesehen 
werden sollen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, zu diesem 
Antrag die Unterstützungsfrage zu steilen. 

Damit darf ich bereits zum Schluß kommen 
und nochmals zum Ausdruck bringen, daß 
wir den zwei Vorlagen, der 20. Novelle zum 
ASVG. und dem Gesetz über die Kranken-
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versicherung und Unfallversicherung öffent­
lich Bediensteter, unsere Zustimmung geben, 
wenngleich beac htliche Mängel vorliegen, die 
bei sorgfältiger Arbeit in Regierung und 
Nationalrat hätten vermieden werden können. 
(Beifall bei der F PO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner :  Der 
Antrag der Abgeordneten Melter und Weisz 
ist genügend unterstützt und steht zur Dis­
kussion. 

Der Antrag der Abgeordneten Melter und 
Genossen zur Regierungsvorlage, betreffend 
ein Bundesgesetz über die Krankenversiche­
rung und Unfallversicherung öffentlich Be­
diensteter, ist nicht genügend unterstützt. 
Ich stelle daher die Unterstützungsfrage. 
Wer diesen Antrag der Abgeordneten Melter 
und Genossen unterstützt, den bitte ich, 
sich vom Sitz zu erheben. - Danke. Dieser 
Antrag ist nicht genügend unterstützt, er 
steht nicht zur Diskussion. 

Als nächster Redner ist der Herr Abgeord­
nete Robert Weisz gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Die soziale Sicherheit 
im öffentlichen Dienst ist kein Schlagwort. 
Unter sozialer Sicherheit versteht man nicht 
allein die dienstrechtlichen Bestimmungen und 
die dienstrechtliche Stellung, die Dienstprag­
matik und die Unkündbarkeit. Sie ist sicher­
lich ein gewichtiger Pfeiler auf sozialem 
Gebiet im öffentlichen Dienst ; aber entschei­
dend ist bei der sozialen Sicherheit vor allem 
das Pensionsrecht. 

So wichtig und entscheidend für uns die 
Dienstpragmatik ist, sie wäre lange nicht so 
wertvoll, wenn nicht auch gleichzeitig das 
Pensionsrecht der heutigen Zeit, den heutigen 
Bedürfnissen und Erfordernissen angepaßt 
wäre. 

Impuls zur Neuregelung unserer pensions­
rechtlichen :Bestimmungen war zweifellos die 
Entwicklung des Pensionsrechtes der Allge­
meinen Sozialversicherung. Mit der Beschluß­
fassung über das Pensionsgesetz 1965 wurde 
das Pensionsrecht für die öffentlich Bedien­
steten neu geregelt, es wurde ein neues, mo­
dernes Gesetz geschaffen. 

Ein Problem aber ist im Pensionsrecht 
nicht gelöst worden, nämlich das Problem 
der Beamten-Unfallversicherung. Das Pen­
sionsrecht regelte diese Frage nicht. 

Die Bestimmungen über Vergünstigungen 
nach schweren :folgen eines Dienstunfalles 
oder einer Berufserkrankung sind teilweise 
nicht mehr in Kraft beziehungsweise teilweise so 
ungenügend, daß man nicht davon sprechen 

kann, daß in unserem Dienstrecht Vorsorge 
für Personen, die im Dienst verunfallt oder 
schwer erkrankt sind, getroffen ist. 

Die Gewerkschaften haben von den Dienst­
gebern verlangt, daß dieses Problem im Geiste 
einer sozialen Gesinnung und im Geiste einer 
modemen Sozialgesetzgebung, die auch in 
das öffentliche Dienstrecht einbezogen werden 
muß, gelöst wird. Wir haben den materiellen In­
halt dieses Gesetzes gleichzeitig mit dem 
Pensionsgesetz fertiggestellt. Politische Um­
stände waren dafür maßgebend, daß dieses 
Gesetz nicht mehr beschlossen werden konnte,. 
beziehungsweise es hat der Verfassungsdienst 
des Bu.ndeskanzleramtes im Spätherbst 1965 
verfassungsrechtliche Bedenken geäußert. 

Heute soll dieses Gesetz vom Nationalrat 
verabschiedet werden. Es schafft neues Recht, 
neue Bestimmungen und erstmalig auch für 
den öffentlich Bediensteten die Möglichkeit, 
außer seinem Gehalt dann, wenn er verun­
fallt ist, auch noch eine Rente zu erhalten. 

Wir glauben, daß es ein gutes Recht ist, 
ein Leistungsrecht, womit dem Beamten, der 
durch einen Dienstunfall oder durch eine 
Berufserkrankung schweren körperlichen Scha­
den erlitten hat, eine Rente gewährt wird, 
gleichgültig, ob der Beamte weiterhin aktiv 
bleibt - dann wäre ja die körperliche Schädi­
gung nicht so großen Ausmaßes - oder ob 
der Beamte infolge dieser Berufserkrankung 
beziehungsweise des Dienstunfalles in den 
dauernden Ruhestand versetzt wird. 

Maßgeblich für die Höhe der Rente soll 
der Grad der Erwerbsminderung sein, so wie 
dies in der allgemeinen Unfallversicherung 
geregelt ist. In diesem Unfallversicherungs" 
recht sollen Spitalsaufenthalt, Heilbehand­
lung, Kur, Rehabilitation, Umschulung und 
Beistellung von Körperersatz'3tücken ge­
regelt werden. In diesem Gesetz muß aber 
auch die Mitwirkung der beruflichen Inter­
essenvertretung garantiert sein. 

Die ßedenken des Verfassungsdienstes des 
Bundeskanzleramtes, das Kranken- und Un­
fallversicherungsrecht der öffentlich Be­
diensteten dem Sozialrecht zuzuordnen, sind 
nun doch fallengelassen worden, das Beamten­
Unfallversicherungsrecht wird ein Teil der 
Sozialgesetzgebung werden, und das Lei­
stungsstreitverfahren wird im Zivilrechts­
wege ausgetragen werden. 

Ich glaube nicht, daß dieses Gesetz, wie 
Abgeordneter Gabriele gesagt hat, ein Erfolg 
der christlichen Gewerkschafter ist, ich glaube 
(Abg. Gab r i e le :  Das habe ich nicht gesagt !) 
vielmehr, es ist ein Erfolg der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes gewesen. 
Ich will nicht bestreiten, daß auch der Abge­
ordnete Ga briele ein Mitschöpfer dieses Ge-
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setzes war. Es ist ein gemeinsames Werk der 
vier Gewerkschaften gewesen, das im Zuge 
der Verhandlungen mit den Gebietskörper­
schaften erreicht wurde. Wir dürfen fest­
stellen, daß es ein gutes Gesetz geworden 
ist. Durch den Umstand des Auseinander­
gehens des Parlaments und auch durch den 
Einspruch des Verfassungsdienstes hat sich 
eine Verzögerung ergeben. 

Die Beamten-Unfallversicherung wird ent­
sprechend der verschiedenartigen Kranken­
versicherungen beziehungsweise Fürsorge­
einrichtungen leider kein einheitliches Recht 
für alle öffentlich Bediensteten werden kön­
nen. So werden große Gemeinden und Statutar­
städte das Unfallversicherungsrecht durch Lan­
desgesetzgebung in ihr Dienstrecht aufnehmen 
und somit in Entsprechung des Bundesgesetzes 
gleichwertige Einrichtungen schaffen müssen. 
Andere Gemeinden, deren Bedienstete schon 
bei der Krankenversicherung der Bundesange­
stellten krankenversichert sind, werden sich 
automatisch auch mit der Unfallversicherung 
in diese große Versicherungsgemeinschaft ein­
fügen. 

Wo Fürsorgeeinrichtungen in den Städten 
und Gemeinden bestehen, wird es in den be­
treffenden Bundesländern möglich sein, die 
Unfallfürsorge als große Riskengemeinschaft 
aufzubauen und somit gleichwertige Einrich­
tungen zu schaffen, die ebenfalls dem Bundes­
gesetz über die Kranken- und Unfallversiche­
rung der öffentlich Bediensteten entsprechen 
müssen. 

Folgendes ist zu diesem Problem zu sagen : 
Es drängt die Zeit, daß die Unfallversicherung 
für Beamte sehr rasch und zielstrebig aufge­
baut wird. Die Rechtsunsioherheit auf diesem 
Gebiet ist enorm groß. Seit 1 .  Jänner 1966, 
seit dem Inkrafttreten des Pensionsgesetzes 
1965, sind viele öffentlich Bedienstete infolge 
einer Berufserkrankung oder eines Dienst­
unfalles zu schwerem Schaden gekommen. 
Viele von ihnen sind in der Folge dieser Be­
rufserkrankung oder des Unfalles dauernd 
dienst- und viele sogar dauernd dienst- und 
erwerbsunfähig geworden. E� ist hoch an der 
Zeit, daß diesen Personen eine entsprechende 
Rente gewährt wird, um ihnen Gerechtigkeit 
auch in unserem Dienstrecht widerfahren zu 
lassen. 

Dieses Gesetz hat aber ein noch viel weiter 
gestecktes Ziel, und eben das macht es uns 
so besonders wichtig : Es sieht nämlioh vor, 
daß alle Fälle von Berufserkrankungen und 
Dienstunfällen und deren Folgen neu auf­
gerollt werden, vor allem auch solche Fälle, 
die vor dem 1 .  Jänner 1966 eingetreten sind 
und wo, soweit sie zur Ruhestandsversetzung 
geführt haben, . die Betroffenen durch Be-

stimmungen der Dienstordnung eine Zurech­
nung von Dienstjahren bekommen haben, 
die aber jetzt durch die neuen Bestimmungen 
in den meisten Fällen wesentlich mehr be­
kommen sollen und daher schon mIt großen 
Erwartungen der Verabschiedung dieses Ge­
setzes harren.  

N oc h ein Personenkreis ist erwähnenswert, 
für den, wie wir glauben, dieses Gesetz große 
Bedeutung hat, nämlich jene Beamten des 
Bundes, der Länder und Gemeinden, die durch 
sogenannte Wegunfälle schweren körperlichen 
Schaden genommen haben. Im öffentlichen 
Dienstrecht hat es den Begriff des Wegun­
falles, so wie er in der allgemeinen Unfallver­
sicherung gelöst ist, nicht gegeben. Eine 
Reihe von Erkenntnissen des Verwaltungs­
gerichtshofes spricht aus, daß die bestehenden 
dienstrechtlichen Bestimmungen über die Zu­
rechnung von Jahren nach einem Dienstunfall 
oder einer Berufserkrankung so auszulegen 
sind, daß das diesbezügliche Recht nur dann 
gewährt wird, wenn der Dienstunfall in Aus­
übung des Dienstes geschieht. Wir dürfen 
feststellen, daß den diesbezüglichen Wün­
schen der Gewerkschaften weitestgehend Rech­
nung getragen wird und daß wirklich eine 
entsprechende Abgeltung nunmehr auoh für 
diesen Personenkreis getroffen wird. 

Es ist zu Erkenntnissen gekommen, daß 
Unfälle, die sich auf dem Weg von der Woh­
nung zu der Dienststelle oder zur Dienstverrich­
tungsstätte oder umgekehrt von der Dienst. 
stelle zur Wohnung ereignen, nicht Dienst­
unfälle im Sinne der bestehenden Dienstord­
nungsbestimmungen sind und daher nicht als 
solche gewertet werden. Aber in einer Zeit, 
in der die pausenlos ansteigende Motorisie­
rung auch von den öffentlich Bediensteten 
ihren Blutzoll fordert, ist es notwendig ge­
worden, dem sozialen Gedanken so Ausdruck zu 
verleihen, daß auch ein Schutz für diese Per­
sonenkreise getroffen wird. 

Wir können zum Schluß feststellen : Wenn 
dieses Gesetz so verabschiedet wird, wie es 
seinerzeit mit den Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes verhandelt wurde, dann sind 
wir der sozialen Sicherheit wieder einen ge-. 
waltigen Schritt näher gekommen. Dieses Ge­
setz ist das Ergebnis langer Verhandlungen 
zwischen den Gebietskörperschaften und den 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
und war ein Teil der Verhandlungen über das 
Pensionsgesetz 1965. 

Die Sozialistische Partei wird diesem Gesetz 
ihre Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SpO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner:  Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Halder das Wort. 
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Abgeordneter Dr . Halder (ÖVP) : Herr Prä­
sident ! Hohe!) Haus ! Ich habe eingangs 
zum Antrag der Abgeordneten Melter, Robert 
Weisz und Genossen folgendes festzustellen : 
Über den Antrag zu § 1 1 2 Abs. 2 dritte 
Zeile, daß an die Stelle der Zahl 60 die Zahl 55 
treten soll, wurde bereits auch im Sozial­
ausschuß am Montag abend eingehend dis­
kutiert. Es liegen eben zwei ganz verschiedene 
Verhältnisse vor : Es handelt sich hier um 
eine Unfallversicherung. In der Unfallver­
sicherung gibt es auch nach dem ASVG. 
keine Frühpension. Infolgedessen konnte die­
sem Antrag auch im Sozialausschuß 
nicht entsprochen werden. 

Im übrigen möchte ich der freiheitlichen 
Fraktion doch empfehlen, dann, wenn der­
artige Anträge von einem Abgeordneten ein­
gebracht werden, auch im Sozialau"lschuß 
zugegen zu sein. 

Ich habe die Abbicht, zur 20. ASVG.­
Novelle einige Bemerkungen zu machen. 

Die 20. ASVG.-Novelle sah in der Fassung 
der Regierungsvorlage lediglich die notwen­
dige Anpassung des ASVG. an die mit der 
Schaffung des Beamten-Kranken- und Un­
fallversicherungsgesetzes entstehende Rechts­
lage vor. 

Nicht dazu möchte ich sprechen, sondern 
zu den Artikeln Ir und IrE der Novelle. 
Die Aufnahme dieser beiden Artikel in die 
20. ASVG.-Novelle rechtfertigt es, sie als 
ein guteb Beispiel schöpferischer parlamentari­
scher Arbeit zu werten. Diese beiden Artikel 
gehen nämlich auf Initiativanträge, die Ab­
geordnete der Regierungspartei und der So­
zialistischen Partei im Nationalrat einge­
bracht haben, zurück. Anlaß zu dieser par­
lamentarischen Aktivität war ein Erkenntnis 
de'3 VerfasBungsgerichtshofes hinsichtlich der 
Sozialversicherungspflicht der Aszendenten des 
Betriebsil\habers - Eltern, Großeltern, Wahl­
oder Stiefeltern - und Deszendenten, also 
Kinder, Enkel, Wahl-, Stiefkinder und Schwie­
gerkinder. 

Es handelt sich um das Erkenntnis des Ver­
fa'3sungsgerichtshofe'3 vom 30. Juni 1966, 
womit im § 5 Abs. 1 Z. 1 des ASVG. das 
Wort " Kinder " und im ersten Teil des § 8 
Abs. 1 Z. 2 die Worte "Eltern" und "Kinder" 
als verfassungswidrig aufgehoben wurden. Der 
Verfa88ungsgerichtshof hat weiter erkannt, 
daß diese Aufhebung mit 31 .  Mai 1967, also 
mit Ablauf des heutigen Tages, in Kraft 
treten soll. 

Dieses Verfassungsgerichtshoferkenntnis 
hätte bedeutet, daß ab 1 .  Juni 1967 , also ab 
morgen, sämtliche in den Betrieben der Eltern 
oder Großeltern mitarbeitenden Kinder, auch 
jene in der Land- und Forstwirtschaft, in die 

Versicherung nach dem ASVG. einbezogen 
werden müßten . Im Bereiche der Land- und 
Forst",irtschaft müßten 53.000 Bauernkinder 
von den LandwirtschaftskrankenkMsen in 
Stand genommen werden, da an diese Bauern­
kinder ab morgen in der ASVG.-Kranken­
versicherung, in der ASVG.-Pensionsversiche­
rung und in der Arbeitslosenversicherung 
versicherungq- und beitragspflichtig würden . 
Sie müßten also sozialversicherungsrechtlich 
",ie familienfremde Dienstnehmer behandelt 
werden. 

Da es sich im übrigen im Rechtsstreit, 
der dem Erkenntnis des VerfaE.sungsgerichts­
hofes zugrunde lag, eben um ein Kind, aber 
nicht auch um weiter im Betrieb mitarbei­
tende Deszendenten, wie Enkel, Wahl- und 
Stiefkinder oder Schwiegerkinder, gehandelt 
hat, müßte angenommen werden, daß auch 
diese Deszendenten, die gegenüber dem Be­
triebsinhaber in einem entfernteren Verwand­
schaftsverhältnis stehen, als Kinder in die 
Pflichtversicherung nach dem ASVG. zu über­
stellen wären. 

Wir haben nun zwischen der Situation in 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Be­
trieben zu unterscheiden. Die gewerbliche 
Wirtschaft hat sich dazu entschlossen, die 
Kinder von Betriebsinhabern der gewerb­
lichen Wirtschaft, damit auch die übrigen 
Deszendenten, natürlich nur insoweit sie im 
elterlichen Betrieb mitarbeiten, im Sinne des 
erwähnten Verfassungsgerichtshoferkenntnisses 
in der ASVG. -Ver'3icherung zu belassen be­
:t..iehungsweise sie in die ASVG.-Versicherung 
einzubeziehen. 

Im Hinblick auf die ganz anders gelagerten 
Verhältnisse in der gewerblichen Wirtschaft 
gegenüber der Landwirtschaft unterstützen 
wir Vertreter des Bauernstandes selb !tver­
ständlich gerne diesen Wunsch, dem mit der 
20. ASVG.-Novelle entsprochen werden soll. 

lch stelle andererseits ebenso mit Genug­
tuung fest, daß sich der Sozialausschuß für 
die Belassung der Bauernkinder und der wei­
teren Deszendenten, wie Enkel, Wahl-, Stief­
kinder und Schwiegerkinder, in der Bauern­
krankenversicherung und landwirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherung ausgesprochen und 
dem Hohen Hause den Antrag vorgelegt 
hat, den darauf Bezug habenden Bestimmun­
gen des neuen Artikels II die Zu­
<;timmung zu geben. Es ist erfreulich, daß 
diese Initiative der Abgeordneten, im kon­
kreten Falle die Initiativanträge der Abge­
ordneten Kulhanek, Dr. Halder und Ge­
nossen und der Abgeordneten Kostroun, Müller 
und Genos!3en, in einem gemeinsamen Antrag 
dem Hohen Hause vom Sozialausschuß 
stimmeneinhellig zur Annahme empfohlen wird. 
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Diese versicherungsrechtliche Differenzierung 
zwischen den sogenannten Meisterkindern und 
den Bauernkindern ist vor allem auch des­
�alb vollauf gerechtfertigt, weil die Bauern­
kinder bereits ihren Versicherungsschutz in 
der Bauernkrankenversicherung und land­
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung ha­
ben, während die Meisterkinder einen Kranken­
schutz nur unter gewißsen Voraussetzungen 
hätten. Dem Erkenntnis des Verfassung,,­
gerichtshofe� lag auch nicht ein Sachverhalt 
aus dem landwirtschaftlichen, sondern aus 
dem gewerblichen Bereich zugrunde. Es ging 
um die Versicherung eines Meisterkindes, 
das als Sohn im Betrieb des Vaters, des In­
habers eines Metallwarenerzeugungsbetriebes 
gearbeitet hat. Zum Zeitpunkt, da das Er­
kenntnis erHoß, bestand schon längst die 
landwirtschaftliche Zuschußrentenver'liche­
rung, e� bestand aber auch bereits die Bauern ­
krankenversicherung, die sich beide auch auf 
die mitarbeitenden Bauernkinder erstrecken . 

Ich möchte nur noch kurz mit einigen Wor­
ten auf die Bedeutung dieser gesetzgeberischen 
Maßnahmen für die Land- und Forstwirt­
schaft verweisen. Wir vermeiden mit der 
20. ASVG.-Novelle die trberstellung von 
53.000 'Bauernkindern in die ASVG.-Kranken­
und ASVG.-Pensionsversicherung sowie in die 
Arbeitslosenver&icherung. Wir gewährleisten 
mit dieser Novelle, daß die Bauernkinder in 
der Bauernkrankenversicherung und in der 
landwirtschaftlichen Zuschußrentenver�iche­
rung verbleiben. Wir ersparen der bäuer­
lichen Bevölkerung damit nach meinem Dafür­
halten einen jährlichen Beitragsmehraufwand 
in der . Größenordnung von 80 bis 100 Mil­
lionen Schilling. Wenn als Beitragsgrundlage 
für die ASVG.-Versicherung nur der Wert 
der freien Station mit derzeit 564 S zugrunde 
gelegt wird, ergäbe dies unter Hinzurechnung 
der übrigen mit der Versicherungspflicht nach 
dem ASVG. verbundenen Abgaben einen 
Monatsbeitrag von rund 150 S. Davon ent­
fielen auf die Krankenversicherung 53,80 S. 
Da nun aber die freie Station allein nicht zu­
treffend wäre und die Aufwendungen für Be­
kleidung, sonstige persönliche Bedürfnisse und 
Taschengeld mitberück�ichtigt werden müßten, 
hätte man mit einem Monatsbeitrag von 
mindestens 200 S zu rechnen. 

In der Bauernkrankenversicherung beträgt 
der Monatsbeitrag eines mitarbeitenden Kindes 
ab Vollendung des 18.  Lebensjahres 25 S, 
das sind 300 S im Jahr. Dazu kommt ab 
1. Jänner 1967 ein Jahresbeitrag zur land­
wirtschaftlichen ZU <:Jchußrentenversicherung in 
Höhe von �50 S. Zusammen ergibt dies 
einen Jahresbeitrag eines mitarbeitenden Kin­
�es für die Bauernkranken versicherung und 
die landwirtschaftliche Zuschußrentenver-

sicherung von 550 S, dem im Falle der Ver­
sicherungspflicht nach dem ASVG. ein Jahre.,­
beitrag von mindestens 200 S mal 12 Monate, 
da., sind zusammen 2400 S gegenüberstünde. 
Für 53.000 Bauernkinder ergäbe dies eine zu­
sätzliche Beitragsbelastung der Land- und 
For�twirtschaft in Höhe von 78 Millionen 
Schilling jährlich. 

Da aber ein großer Teil der Bauernkinder , 
die im elterlichen Betrieb mitarbeiten, jünger 
ist als 20 Jahre, wäre in Wirklichkeit die Bei­
trag�belastung noch wesentlich höher, denn 
für die Bauernkrankenver<:sicherung sind er�t 
ab vollendetem 18�,  für die landwirtschaft­
liche Zuschußrentenversicherung erst ab voll­
endetem 20. Lebensjahr Beiträge zu leisten, 
während die Beitragspflicht nach dem ASVG. 
schon nach Beendigung der Pflichtschule 
eintritt. Daraus ergäbe sich eine zusätzliche 
Beitragsbelastung des Bauernstandes, wie ich 
schon anführte, von schätzungsweise 100 Mil­
lionen Schilling. Darin liegt die große Be­
deutung der 20. ASVG.-Novelle für den 
BauernEitand , daß wir ihm mit Belassung der 
Bauernkinder in der Bauernkrankenversiche­
rung und in der landwirtschaftlichen Zuschuß­
rentenversicherung diese enorme zusätzliche Bei­
tragsbelastung ersparen. 

Wir werden damit bei Wahrung de� not­
wendigen sozialen Schutzes der Bauernkinder 
einer weiteren, für die Landwirtschaft kata­
strophalen Abwanderung vorbeugen, wir wer­
den ihr zumindest nicht Vorschub leisten. 
Wir leisten damit einen wirksamen Beitrag 
zur Existenzsicherung der Bauernfamilien. 
Wir ersparen damit den Landwirtschaft&­
krankenkassen, die alle Bauernkinder in die 
ASVG.-Versicherung zu übernehmen gehabt 
hätten, eine Unsumme zusätzlicher Verwal­
tungsarbeit. Sie wäre ihnen deshalb er­
wachsen, weil für die Bauernkinder die Kollek­
tivverträge bekanntlich nicht gelten und daher 
das Einkommen der Bauernkinder in jedem 
Eirizelfalle hätte zeitraubend erhoben werden 
müssen. Aber auch für die finanzielle Ge­
barung der Landwirtschaftskrankenkas�en 
wären die Bauernkinder kein Gewinn, weil 
mit den Beiträgen auf Grund des tatsäch­
lichen Einkommens voraussichtlich kaum die 
Sachlei�tungen in der Krankenversicherung 
abgedeckt werden könnten. 

Trotz der 20. ASVG.-Novelle werden wir 
weiterhin mit einer gewi&sen Abwanderung 
von Bauernkindern in andere Berufe rechnen 
müssen. In der Zeit der letzten Volkszählungs­
dekade von 1951 bis 1961 hat die Zahl der Er­
werbstätigen in der Land- und Forstwirt­
schaft . Österreichs um 312.000 Menschen oder 
28,9 Prozent abgenommen. Daraus ergibt 
sich ein durchschnittlicher jährlicher Rück. 

56. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 77

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 56. Sitzung - 31 .  Mai 1967 4507 

Dr. Halder 
gang der Erwerbstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft um 3 1 .200. Die Landwirt-
8chaft gibt ja nicht nur Arbeitskräfte ab, die 
bereits in diesem Beruf tätig waren, sie schickt 
darüber hinaus eine große Zahl von Kindern 
in die praktische Berufsausbildung für andere 
Berufszweige und in höhere Schulen. Diese 
Kinder wenden Hich zum allergrößten Teil 
anderen Berufen zu, ,wobei die Landwirt�chaft 
für die Kosten der Berufsau&bildung weit­
gehend selbst aufzukommen hat. Darin liegt 
eine gewaltige volkswirtschaftliche Leistung 
des Bauernstandes, ein Solidarbeitrag des 
Bauernstandes für das ganze österreichische 
Volk, der nicht hoch genug eingeschätzt 
werden kann. 

Wenn ich vorhin zum Ausdruck brachte, 

Auftrag, die Beziehungen der Bauel'nkranken­
versicherung und ihrer Versicherten zu den 
Ärzten durch privatrechtliche Vereinbarungen 
zu regeln. 

Ich habe schon des öfteren im Hohen Hause 
erklärt, daß wir für die berechtigten An­
liegen der Ärzteschaft selbstverständlich Ver­
ständnif> haben, ich tue dies neuerdings. Es 
mu ß aber auch gesagt werden, daß die Tat­
sache der Verweigerung eines Tarifvertrages 
mit der Bauernkrankenversicherung durch 
die Ärztekammern die gesundheitliche Ver­
sorgung des Bauel'nstandes benachteiligt, eine 
Tatsache, die der Gesetzgeber mit der Schaf­
fung einer gesetzlichen Krankenversicherung 
für den Bauernstand gerade behoben wissen 
wollte. 

daß mit der Belassung der Bauernkinder in r Möge endlich auch in den Organen der 
der Bauernkrankenversicherung und in der österreichischen Ärztekammern die�e Einsicht 
landwirtschaftlichen Zuschußrentenver�che- Oberhand gewinnen, damit Bauern und Land­
rung für ihren notwendigen sozialen Schutz ärzte wieder zu jenem Verhältnis echter 
vorgesorgt ist, soll das nicht heißen, daß Bundesgenossenschaft finden, das allein 
diese sozialen Einrichtungen einschließlich im Interesse beider Teile gelegen sein kann. 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung S . d B t Kr nk d UnJ:all • . . ,  0 WIe em eam en- a en- un 1, -mcht noch emer wesentlIchen Verbesserung . h t 'bt di F ktion der bed" ft . N d" t ' . k An verslC erungsgese z gl e ra ur en. otwen 19 IS eIlle WIr same - Ö . hi h V lks t '  Ib t ·  t" d!' h h b d I d . t h ftl' h Z h ß t sterrelC sc en 0 par BI se s vers an IC e
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en au,ch der 20. Novelle zum ASVG. gern ihre un Ie elstungen er SOZIa en usg elC s- Z t' (B 'f II b . d () VP ) . 
I f" d' b d" ft' Z h ß t us Immu,ng. e� a e� er . zu age ur Ie e ur Igen usc u ren ner. 

Entsprechende Vorarbeiten für die Weiter- Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner :  Zum Wort. 
entwicklung der landwirtschaftlichen Zuschuß- gemeldet hat sich der Heft Abgeordnete 
rentenversicherung sind im Gange. Diese Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 
W�iterentwic�ung ist schließlich auch ei? Abgeordneter Dr. Serinzi (FPÖ) : Herr Prä­Tell des ReglerungEIprogramms vom 20. April sident ! Meine Damen und Herren ! Der Herr 1?66. Es i�t . zu hoffen, daß .di� Ergebnisse Abgeordnete Halder hat mit ein paar Fest­dIeser ArbeIt III absehbarer ZeIt Ihren gesetz- steUu.ngen meine Wortmeldung herausgefor­lichen .Niederschlag finde�: Di� Ei�ührung dert. Ich glaube, Herr Abgeordneter Halder, des HIlflosenzuschusbe-; fur dIe HIlfslosen- man kann der freiheitlichen Fraktion in diesem zuschußrentner in der . Höhe von monat1ic� Haus alles mögliche nachsagen, aber daß si� 440 .S ab . 1 .  Oktober dIeses Jahres �abe� WIr nicht fleißig wäre, daß sich nicht jeder einzelne b�reIts mIt der 10. LZVG.-Novelle 1m Janner von uns bemühen würde, seinen parlamentari­dIeselS J�hres besc�lossen. Es werden et�a schen Verpflichtu,ngen zu obliegen, das kann 10.000 bIS 12.000 HII;flosenzu�chußrentner sem, man ihr wirklich nicht nachsagen. Es ist also un­denen man �uf dIe�e Welse den Lebens- fair, wenn man statt mit sachlichen Argumenten abend wesentlIch erleIchtern kann. zu, einem Abänderungsantrag, der hier vorge-

Eine Verbesserung der landwirtGchaftlichen bracht wurde, mit derartigen persönlichen 
Unfallversicherung der Selbständigen und ihrer Feststellungen vorgeht. (Abg. Dr. H alder:  
Angehörigen ist ebenso in der Regierungs- Es war nicht persönlich, sondern 8achlich 1 -
erklärung vom 20. April 1966 verankert. Abg. Zei l l inger:  Wir werden Ihnen aufzählen, 

Was die Bauernkrankenversicherung an­
belangt, möchte ich bei djeser Gelegenheit 
lediglich an die Ärzteschaft den eindring­
lichen Appell richten, mit der Bauernkranken­
versicherung die Vertragsverhandlungen end­
lich aufzunehmen. Wenn die Ärzteschaft 
für ihre Anliegen Verständnis fordert, darf 
mit dem gleichen Recht die bäuerliche Be­
völkerung erwarten, daß sich die Ärzteschaft 
nicht noch länger ihrer gesetzlichen Ver­
pflichtung entzieht. Es ist ein gesetzlicher 

wie oft Ihre Leute fehlen I) Das war sehr per� 
sönlich ! Denn wenn wir überprüfen wollten, 
wie viele von Ihren Vertretern jeweils anwesend 
sind, dann können wir diese Rechnung sehr 
gerne einmal dem Hohen Hau,s vorlegen. 

Wir brauchen auchnu.r aufdie Regierungsbank 
zu schauen, u m  zu sehen, wie groß Ihr Interesse 
an der parlamentarischen Arbeit ist. (Abg. 
Minkowit8ch :  Der Minister i8t doch da und 
der Herr Staatssekretär auch 1 - Abg. Lola So­
lar : Die anderen 8ind nicht verp{lif;htet, da zu · 
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Dr. Serinzi 
sein !) Das genügt, und die übrigen geht es 
nichts an, meinen Sie. Nein, verpflichtet sind 
sie nicht. Wir sind ja auch nicht verpflichtet, 
zu erscheinen, wenn unser Vertreter im Aus­
schuß durch eine Panne, die er dann au.ch 
telegraphisch gemeldet hat, an der Teilnahme 
verhindert war ; das ist ja ganz einfach. Es 
kennzeichnet nur den Stil, den Sie hier von 
Zeit zu Zeit immer wieder praktizieren, und 
diesen Stil weisen wir zurück. 

Es wäre sehr viel notwendiger gewesen, 
daß Sie sich aus Anlaß der 20. Novelle zu diesem 
Gesetz einmal darü ber Gedanken gemacht 
hätten, warum so wichtige und dringende 
Forderungen, die hier anstehen, nicht behan­
delt und erledigt werden. 

Meine Damen und Herren ! Abgeordneter 
Halder hat es auch aus Anlaß der Debatte über 
diese Novelle für notwendig befunden, eine 
Mahnung an die Ärzteschaft beziehungsweise 
an die ärztlichen Standesvertreter zu richten. 
Diese Mahnung ist an die völlig falsche Adresse 
gegangen. Ich darf Ihnen hier als Arzt und als 
gewählter ärztlicher Standesvertreter sagen : 
Auf der Basis, die Sie uns vorgeschlagen 
haben, werden Sie mit der österreichischen 
Ärzteschaft nie zu einem Vertrag kommen ! 
Es ist eine sehr billige Deutung des Gesetzes, 
zu sagen, es bestehe hier eine gesetzliche Ver­
pflichtung, Verträge abzuschließen. Das ist 
richtig. Aber Verträge abschließen heißt 

§ 94 des ASVG., der die Ruhensbestimmungen 
festlegt. Seit Jahren appellieren wir vergeblich, 
den Unrechtszustand, den Zustand der Un­
gleichheit, der hier besteht, zu beseitigen. 
Sie bestrafen den arbeitswilligen Österreicher 
durch die Bestimmungen des § 94, und im 
gleichen Augenblick nehmen wir ausländische 
Arbeitskrä.fte ins Land herein, übernehmen 
diesen gegenüber sehr weittragende soziale 
Verpflichtungen, Verpflichtu.ngen, die unter 
Umständen in Jahrzehnten mit guten öster­
reichischen Devisen werden eingelöst werden 
müssen. 

Sie haben es leider wiederum - aus Anlaß 
dieser 20. Novelle - verabsäumt, auch dieses 
heiße Eisen anzugreifen. Sie haben es zwar 
in der letzten Zeit aus propagandistischen 
Gründen vorgezogen, in der Öffentlichkeit 
immer wieder so zu tun, "als ob", aber geschehen 
ist faktisch nichts. Wir werden diese Novelle 
zum Anlaß nehmen, um Ihnen wiederum zu 
sagen : Beseitigen Sie den Zustand, daß der 
arbeitswillige Österreicher bestraft wird, be­
seitigen Sie den Uniechtszustand in der unter­
schiedlichen Behandlung zwischen den Beam­
ten und den Pensionisten nach dem ASVG. 
und beseitigen Sie den Zustand, daß wir arbeits­
willige Österreicher faktisch von der Arbeit 
ausschließen, während wir gleichzeitig Aus­
länder ins Land hereinnehmen ! (Beifall bei 
der FP(J.) 

eben, die übereinstimmung zwischen zwei Ver- Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Zum 
tragspartnern herzustellen. Wenn Sie glauben, 

I 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 

Sie können die Ärzteschaft ähnlich wie das ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter 
Parlament majorisieren, dann täuschen Sie verzichtet auf ein Schlußwort. 
sich ! Vielleicht bemühen Sie sich einmal, in Wi ... k mm z r A b st ' D' Ab d . . "  fr u. 0 en u I mm ung. Ie -en ReIhen Ihrer eIgenen Arzte Ihre Au as- stimmung nehme ich über jeden der beiden sung, Ihren Standpunkt durchzusetzen. Lesen I Ges t t " g  t t S· d Ö . h' h Ar " d' Z 't e zesan ra e ge renn vor. le en " sterrelc ISC en zt , le el - . ' .. 
schrift der ÖVP-Ärztevertretung und -Ärzte- WIr gelangen vorerst zur AbstImmung uber 
schaft. Dann werden Sie darüber belehrt wer- d?n E:ntwurf der 20. Novelle zum. ASVG. Ich 
den warum es bisher zu keinem Vertrau mit bItte Jene Damen und Herren, dIe dem vor­
der

' 
Bauernkrankenkasse gekommen ist� Im liegen�en Gesetzentwurf samt Titel und, Ein­

Grunde bedauern wir das, weil wir der Meinung gang In d�: F�ss�ng des AusschußberI�htes 
sind daß selbstverständlich auch der Bauern- unter BeruckslChtIgu,ng der vom BerICht­
schaft ,  soweit sie sozial bedürftig ist, der soziale erstat�er vorg�brachten D�uckfe�erberichti­
Schutz und Vorteil dieses Gesetzes so bald als g�ng Ihre ZustImmung erteIlen, .slC� vo:n d�n 
möglich zuteil werden soll. Aber mit Drohun- SItzen zu erheben. - Danke. Das lst emstlmmIg 
gen, mit Einschüchterungsversuchen werden angenommen. 
Sie nichts erreichen. Das kann ich Ihnen Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
sagen ! (Zustimmung bei der FP(j.) Vornahme der d r i t t e n  Lesung. - Dagegen 

Aber ich möchte die Debatte über die 20. No­
velle dieses Gesetzes zum Anlaß nehmen, um 
an die Regierung und an die Regierungspartei 
den Appell zu erneueJm, den wir im Hause 
schon oft an Sie gerichtet haben, nämlich Ihre 
Aufmerksamkeit auch anderen, sehr wichtigen 
Fragen zuzuwenden. 

Seit Jahren erinnern wir Sie immer wieder 
an die Notwendigkeit einer Novellierung des 

besteht kein Einwand. 
Dann bitte ich jene Damen und Herren, die 

dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Dieser Gesetzentwu.rf 
ist auch in dritter Lesung e i n s t i m m i g  
a n g e n o mmen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf des Beamten-Krankfin-
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 

und Unfallversicherungsgesetzes. Hiezu liegt 
ein Abänderungsantrag vor. Ich werde daher 
getrennt abstimmen lassen. 

Zu den §§ 1 bis einschließlich 1 1 2 Abs. 1 
liegt kein Abänderungsantrag vor. Ich werde 
zunächst über diesen Teil des Gesetzentwurfes 
in der Fassung des Ausschußberichtes und unter 
Berücksichtigung der vom Berich�rstatter 
vorgebrachten Druckfehlerberichtigungen ab­
stimmen lassen. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
einstimmig angenommen. 

Zu § 1 12 Abc;; . 2 liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Robert Weisz, Melter und 
Genossen vor. Ich werde zunächst über § 1 12 
Aba. 2 in der Fassung des Abänderungsantrages 
und, falls sich hiefür keine Mehrheit findet, 
in der Fassung des Ausschußberichtes abstim­
men lassen. Ich bitte jene Damen und Herren, 
die dem § 1 12 Abs. 2 in der Fassung des Ab­
änderungsantrages der Abgeordneten Robert 
Weisz, Melter und Genossen ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Dan­
ke. Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 112 Aba. 2 in der 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Das ist die Mehrheit. Ange. 
nommen. 

Zu den restlichen Teilen der Vorlage, also 
das sind die §§ 1 12 Abs. 3 bis einschließlich 
172, liegen keine Abänderungsanträge vor. 
Ich lasse daher über sie unter einem abstim­
men und bitte jene Damen und Herren, die 
diesem restlichen Teil der Vorlage samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig angenommen. Damit ist die z w e i t e 
Lesung beendet. 

Die sofortige Vornahme der d r i t t e n  Lesung 
wird beantragt. - Kein Einwand. 

Dann bitte ich jene Damen und Herren, 
die dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Der Gesetzentwurf 
ist in dritter Lesung e i n s t i m m i g  a n g e n o m­
m e n. 

3. Punkt: Bericht des Landesverteidigungsaus­
schusses betreffend die Regierungsvorlage (423 
der Beilagen) : Bundesgesetz über die Lagerung 
von Munition durch das Bundesheer (472 der 

Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir kom­
men zum 3. Punkt der Tagesordnung : Lage­
rung von Munition durch das Bundesheer . 

Berich�rstatter ist Herr Abgeordneter Kinzl. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kinzl : Hohes Haus ! Ich 
bringe den Bericht betreffend die Regierungs­
vorlage : Bundesgesetz über die Lagerung 
von Munition durch das Bundesheer. 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen bisher 
fehlende gesetzliche Vorschriften über die 
Munitionslagerung für Heereszwecke erlassen 
werden. Um den militärischen und sonstigen 
öffentlichen Erfordernissen als auch privaten 
Interessen besser entsprechen Zu können sowie 
aus Gründen einer besseren übersichtlichkeit, 
erfolgt die Regelung in einem eigenen Bundes· 
gesetz und nicht durch eine Ergänzung des 
Schieß· und Sprengmittelgesetzes. Allfällige 
sich bei Anwendung des Gesetzes ergebende 
Entschädigungsansprüche Dritter sollen weit­
gehend nach dem Vorbild des Eisenbahnent­
eignungsgesetzes abgegolten werden, wobei 
zum Teil für den Entschädigungswerber gün­
stigere Regelungen vorgesehen sind. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom 
18. Mai 1967 in Verhandlung gezogen. An der 
Debatte beteiligten sich außer dem Bericht. 
erstatter die Abgeordneten Mondl, Wielandner, 
Glaser, Regensburger, Steininger, Eberhard, 
Preußler, Wodica, Steiner, Dr. Stella Klein-Löw, 
Minkowitsch und Dr. Gorbach sowie der 
Bundesminister für Landesverteidigung Dok­
tor Prader. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs. 
vorlage unter Berücksichtigung von Abände· 
rungsanträgen der Abgeordneten Kinzl und 
Preußler, Mondl und Minkowitsch, Steiner 
und Eberhard sowie Minkowitsch und Steinin· 
ger einstimmig angenommen. 

Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen 
Abänderungen ist im wesentlichen folgendes 
zu bemerken : 

Zu §§  1, 2, 6 Abs. 2, 7 Abs. 1 ,  20 und 21 : 
Um allfällige Mißverständnisse mit dem im 
Waffengesetz verwendeten Munitionsbegriff zu 
vermeiden, werden entsprechende Änderungen, 
die auch eine Neufassung des Gesetzestitels 
notwendig machen, vorgeschlagen. 

Zu § 3 Abs. 2 :  Die Befassung der in diesem 
Absatz genannten Stellen bei Errichtung oder 
Erweiterung eines militärischen Munitions­
lagers erscheint nur dann erforderlich, wenn 
dies einen Gefährdungsbereich zur Folge hat. 

Zu § 3 Abs. 3 :  Auf Grund der vorgeschla­
genen Ergänzung soll bei Errichtung eines 
militärischen Munitionslagers in einem Bergbau 
mit dem Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie das Einvernehmen 
hergestellt werden. 

316 
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Kinzl 

Zu § 4 Abs. 4 :  Durch die vorgesehene Er­
gänzung wird auf die Bestimmungen der Konven­
tion zum Schu.tze von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten Bedacht genommen. 

Auf Grund der Beratungen des Landesver­
teidigungsausschusses stelle ich somit den An­
t r a g, der Nationalrat wolle dem dem Ausschuß­
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige ZustimlJlung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Es ist niemand zum Wort gemeldet. Wir stim­
men daher sofort ab. 

Bei der A bst immung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des A U8schußberichtes 
- mit dem Titel : Bundesgesetz über militärische 
Munitionslager - in zweiter  und dritter 
Lesung e i nstimmig zum Beschluß erhoben. 

sation, über die der UNIDO durch Österreich 
eingeräumten Begünstigu.ngen und die Stel­
lung deren Mitarbeiter in Österreich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die Re­
gierungsvorlage in seiner Sitzung am 23. Mai 
1 967 in Verhandlung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten Machunze, 
Gratz, Dr. Gorbach und der Bunde'3minister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Toncic­
Sorinj . Der Berichterstatter führte aus, daß 
aus einem Vergleich der eingebrachten Regie­
rungsvorlage und den unterzeichneten Original­
texten des Vertrages und des Notenwechsels 
sich die dem Ausschußbericht beigedruckten 
Richtigstellungen ergeben. Der Au.sschuß 
beschloß einstimmig, dem Hohen Hause die 
Genehmigung des Abkommens unter Berück­
sichtigung der beigedruckten Richtigstellungen 
zu empfehlen. 

Namens des Außenpolitischen Ausschusses 
stelle ich somit den A n t r a g, der Nationalrat 
wolle dem Abkommen zwischen den Vereinten 
Nationen und der Republik Österrei('h über 

4. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus- den Amtssitz der Organisation der Vereinten 
schusses über die Regierungsvorlage (455 der · Nationen für Industrielle Entwicklung samt 
Beilagen) : Abkommen zwischen den Vereinten Notenwechsel (455 der Beilagen) unter Berück­
Nationen und der Republik Österreich über den sichtigung der Richtigstdlungen die verfas­
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio- sungsmäßige Genehmigung erteilen. 
nen für Industrielle Entwicklung (484 der Bei-

lagen) Ich bitte den Herrn Präsidenten, falls Wort-
meldungen vorliegen, General- und Spezial-

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir be- debatte unter einem abzuführen. 
handeln den 4. Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen mit den Vereinten Nationen über Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Ich dan-

den Amtssitz der UNIDO. ke. Es ist niemand zum Wort gemeldet. Wir 
stimmen daher ab. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dok- Bei der A bs timmung wird dem Abkommen 
tor Fiedler. Ich bitte. unter Berücksichtigung der dem Ausschußbericht 

Berichterstatter Dr. Fiedler : Hohes Haus ! angeschlossenen Richtigstellungen einstimmig 
Ich habe die Ehre, namens des Außenpolitischen die Genehmigung erteilt. 
Ausschu.sses über die Regierungsvorlage (455 
der Beilagen) : Abkommen zwischen den Ver­
einten Nationen und der Republik Österreich 
über den Amtssitz der Organisation der Ver­
einten Nationen für Industrielle Entwick­
lung, zu referieren. 

Vorliegendes Abkommen zwischen den Ver­
einten Nationen und der Republik Österreich 
über den Amtssitz der Organisation der 
Vereinten Nationen für Industrielle Entwick­
lung (UNIDO) hat die Regelung, der Fragen 
zum Inhalt, welche sich daraus ergeben, daß 
diese Organisation ihren Amtssitz in Wien 
errichtet. Die Bestimmungen des vorliegenden 
Amtssitzübereinkommens entsprechen im we­
sentlichen den Regelungen, die in dem Amts­
sitzabkommen Österreichs mit der Inter­
nationalen Atomenergie-Organisati<?n getroffen 
wurden. 

Im einzelnen enthält es insbesondere Bestim­
mungen über den Amtssitzbereich der Organi-

5. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (458 der 
Beilagen) : übereinkommen zur Befreiung aus­
ländischer öffentlicher Urkunden von der Be-

glaubigung (485 der Beilagen) 

6. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (459 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Ausstellung 
der Apostille nach dem Übereinkommen zur 
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden 
von der Beglaubigung (486 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen nun zu den Punkten 5 und 6 der heutigen 
Tagesordnung, über die beschlossen wurde, 
die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies : Übereinkommen zur Befreiung 
ausländischer öffentlicher Urkunden von der 
Beglaubigung und Ausstellung der Apostille 
nach diesem Übereinkommen. 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 
Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 

Herr Abgeordnete Machunze. Ich bitte um 
die beiden Berichte. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Die Regierungsvorlage 458 der Beilagen 
enthält ein internationales ttbereinkommen 
über ein vereinfachtes Verfahren, betreffend 
die Beglaubigung öffentlicher Urkunden. Das 
'Obereinkommen basiert vor allem auf dem 
Gedanken der Einführung eines einheitlichen 
Vermerkes, der die Beglaubigungen ersetzt und 
der als Apostille bezeichnet wird. 

Das ttbereinkommen ist in zahlreichen seiner 
Bestimmungen gesetzesändernden Inhaltes und 
bedarf daher der Genehmigung des National­
rates gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die Re­
gierungsvorlage in seiner Sitzung am 23. Mai 
1967 behandelt und beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung dieses Abkommens 
zu empfehlen. 

Ich stelle daher namen"! des Ausschusses 
den A nt ra g, der Nationalrat wolle dem über­
einkommen zur Befreiung ausländischer öffent­
licher Urkunden von der Beglau bigung samt 
Anlage die verfassungsmäßige Genehmigung 
erteilen. 

Hohes Haus ! Ich habe ferner zu berichten 
über die Regierungsvorlage 459 der Beilagen. 
Es ist dies jenes Gesetz, das sich aus der An­
nahme des internationalen übereinkommens zur 
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden 
von der Beglaubigung ergibt. 

Am 5. Oktober 1961 hat Österreich 
das ttbereinkommen unterzeichnet. Im 
Falle einer Ratifikation dieses übereinkom­
mens muß sich Österreich entscheiden, ob es 
von der Möglichkeit des Artikels 4 des über­
einkommens Gebrauch machen will und welche 
Behörden im Sinne des Artikels 6 des ttberein­
kommens zur Ausstellung der Apostille - im 
Gesetzentwurf , , Unterzeichnungs bestätigung" 
genannt - zuständig sein sollen. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 23. Mai 1967 
behandelt und angenommen. 

Ich stelle daher namens des Außenpolitischen 
Ausschusses den A nt rag,  der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf die verfassung<smäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vor1i.egen, bitte ich, 
über beide Vorlagen General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich dan­
ke. Es ist niemand zum Wort gemeldet. 
Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird dem tlberein­
kommen samt Anlage e i ns ti mmig die Geneh __ 

migung erteilt; der Gesetzentwurf wird in 
zweiter  und dri t t er  Lesung e instimmig 
zum Beschluß erhoben, 

7. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (118 
der Beilagen) : Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik 
zur Regelung offener finanzieller Fragen (481 

der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (106 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Verwendung 
der zufließenden Mittel aus dem Vertrag zwi­
schen der Republik Österreich und der Unga­
rischen Volksrepublik zur Regelung offener 
finanzieller Fragen (Verteilungsgesetz Ungarn) 

(482 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir 
kommen nun zu den Punkten 7 und 8 der 
heutigen Tagesordnung, über die ebenfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. Es sind dies : 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Ungarischen Volksrepublik zur Rege­
lung offener finanzieller Fragen und 

Verteilungsgesetz Ungarn. 
Berichterstatter zu Punkt 7 ist der Herr 

Abgeordnete Grundemann-Falkenberg. Ich 
bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Grundemann-Falkenberg:: 
Hohes Haus ! Nach jahrelangen Verhandlungs­
versuchen einer Bereinigung offener finanzieller 
Fragen zwischen der Republik Österreich und 
der Volksrepublik Ungarn kam es schließlich 
am 10. Juli 1964 zu einer Paraphierung des 
Vertragstextes. 

Da dieser Vertrag und der ergänzende Brief­
wechsel gesetzesändernden beziehungsweise ge­
setzesergänzenden Inhalts sind, bedürfen sie 
gemäß Artikel 50 der Bundesverfassung der 
Genehmigung des Nationalrates. 

Auf Grund dieses Vertrages zahlt die Un­
garische Volksrepublik der Republik Öster­
reich eine Globalsumme von 87,5 Millionen 
Schilling, wogegen die Republik Österreich 
einen Betrag von 40 Millionen Schilling als. 
Abgeltung offener Ansprüche von Bediensteten 
der Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft und 
einen weiteren Betrag von 25 Millionen Schil­
ling als Abgeltung für Beteiligungen der Volks­
republik Ungarn an österreichischen Unter­
nehmungen leistet. 

Österreich übergibt weiters 108 Kisten aus 
verlagertem ungarischen Besitz an die Volks­
republik Ungarn. 
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Grundemann-Falkenberg 
In den Entschädigungen nicht enthalten 

sind unter anderem jene Vermögensteile, 
die seinerzeit von der Besatzungsmacht in 
Ungarn unter dem Titel des Deutschen Eigen­
tums beschlagnahmt gewesen waren und von 
der Volksrepublik Ungarn eingelöst werden 
mußten. Hier handelt es sich um Fälle von 
Betriebs- , aber auch von Grundvermögen, 
hauptsächlich im städtischen Bereich sowie 
um einige Fälle die Land- und Forstwirt­
schaft betreffend. 

Zu einer Entf>chädigung nicht bereit war 
Ungarn aber auch in den Fällen land- und 
forstwirtschaftlichen Grundbesitzes in einer 
Größenordnung von mehr als 100 Katastral­
joch, also zirka 57 ha. Als Begründung 
wurde angeführt, daß die Entschädigung nicht 
erfolgen könne, ehe nicht die in der ungarischen 
Agrarreform vorgesehene Entschädigung ange­
wendet werden kann. Diese österreichischen 
Ansprüche - es handelt sich um insgesamt 
27 Fälle - erscheinen daher durch den Ver­
trag nicht geregelt und bleiben somit in ihrem 
Bestande unberührt. 

Ebenso konnte auch eine Sonderregelung 
für die österreichisch-ungarischen Grund­
stücke innerhalb der 20km-Grenzzone ange­
sichts der hohen Gegenforderungen von un­
garischer Seite nicht erreicht werden. Hier darf 
ich auf die dem Ausschußbericht beigedruckte 
und vom Ausschuß einstimmig angenommene 
Entschließung verweisen. 

Dem Vertrag ist auch der umfangreiche 
Schriftwechsel, der in dieser Angelegenheit 
zwischen den Außenministern der Republik 
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik 
geführt wurde, beigedruckt. Er enthält die 
Klärung einer Anzahl von Detailfragen eben­
so, wie dies im Vertrag selbst der Fall ist. 
Ich darf bitten, diese Details der Regierungs­
vorlage zu entnehmen. 

Zur Behandlung der Materie hat der Finanz­
ausschuß einen Unterausschuß eingesetzt. 
Nach Vorberatung durch diesen beschäftigte 
sich der Finanz- und Budgetausschuß eingehend 
mit diesem Vertrag, und ich stelle somit 
namens dieses Ausschusses den An trag, 
der �ationalrat wolle beschließen : 

1 .  Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Vertrag zwischen der Republik Österreich und 
der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung 
offener finanzieller Fragen samt Schlußproto­
koll, Briefwechsel und Anlage, dem Abkommen 
zwischen der österreichischen Bundesregierung 
und der Regierung der Ungarischen Volks­
republik zur Regelung der offenen, aus Dienst­
verhältnissen mit der DDSG entstandenen 
Fragen samt Briefwechsel und dem Abkommen 
zwischen der öf>terreichischen Bundesregierung 
und der Regierung der Ungarischen Volks-

republik über die Regelung bestimmter, von 
der Ungarischen Volksrepublik geltend ge­
machter Forderungen ( 1 18 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Genehmigung er­
teilt. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschl ie ßung wird angenommen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Berichterstatter zu Punkt 8 ist der Abgeordnete 
Gabriele. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Gabriele : Hohes Haus ! 
Ich berichte Über das Verteilungsgesetz Un­
garn . 

Die Bundesrepublik hat am 21 . Juni 1966 
den Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung 
offener finanzieller Fragen ( 1 18 der Beilagen) 
im Nationalrat eingebracht. Die auf Grund 
dieses Vertrages von der Ungarischen Volks· 
republik zu erbringenden Zahlungen stellen 
Leistungen auf der Ebene des Völkerrechts 
dar. Für die Weitergabe der völkerrechtlich 
unmittelbar der Republik Österreich zukom­
menden Globalsumme ist eine innerstaatliche 
gesetzliche Durchführungsregelung erforder­
lich. Die Bundesregierung hat daher am glei­
chen Tage den Entwurf eines Verteilungsgeset­
zes Ungarn im Nationalrat eingebracht. 

Auf .Grund des am 31. Oktober 1964 in 
Budapest unterzeichneten Vertrages zwischen 
der Republik Österreich und der Ungarischen 
Volksrepublik zur Regelung offener finanzieller 
Fragen leistet nunmehr die Ungarische Volk�­
republik eine Globalentschädigung von 
87,5 Millionen Schilling. Von der Globalent­
schädigung ausgenommen sind die von der 
UdSSR übernommenen Vermögenswerte und 
das land- und forstwirtschaftliche Vermögen 
in einem 100 österreichif>che Katastraljoch 
übersteigenden Ausmaß. 

Die Kompetenz zur Erlassung eines Bundes­
ge&etzes ist au� Artikel 10 Abs. 1 Z. 15 
Bundes-Verfassungsgesetz abzuleiten. 

Abschnitt I behandelt den Am,pruch bezie­
hungsweise stellt die Entschädigungstatbestände 
auf; ferner enthält er die Festlegung des be­
günotigten Personenkreises. 

Im Abschnitt II : Ermittlung des Verlustes, 
bringt der Entwurf die Regeln für die Fest­
stellung des Vermögensverlustes der einzelnen 
Entschädigungswerber . Der zum Zeit­
punkt des Verlustes zu bestimmende Entschä­
digungswert stellt die Grundlage für die 
Abgeltung nach den Möglichkeiten des Ver­
trages dar. 
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Gabriele 
Der Abschnitt III regelt das Verfahren der 

Verteilung. Für die Verteilung der zuflie­
ßenden Mittel ist die bereits durch das Ver­
teilungsgesetz Bulgarien errichtete Bundes­
verteilungskommission berufen. 

Der IV. Abschnitt des Entwurfes enthält 
die abschließenden Bestimmungen. 

Die Kosten zur Durchführung des Gesetzes 
werden auf 660.000 S ge'lchätzt und werden 
vom Bund ohne Schmälerung der globalen 
Entschädigungssumme gesondert getragen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß, dem dieser 
Gesetzentwurf zur Vorberatung zugewiesen 
wurde, hat in seiner Sitzung am 7 .  Juli 1966 
einen Unterausschuß eingesetzt, dem die 
Abgeordneten Gabriele, Grundemann-Falken­
berg, Machunze, Müller, Robak, lng. Scheiben­
graf, Dr. van Tongel, Dipl . -Ing. Tschida und 
Dr. Tull angehörten. Der Unterausschuß 
hat den Gesetzentwurf in fünf mehrstündigen 
Sitzungen eingehend durchberaten und dem 
Finanz- und Budgetausschuß am 22. Mai 1967 
Bericht erstattet. Dierger Sitzung wohnte 
auch Bundesminister für Finanzen Dr . Schmitz 
bei. Auf Vorl3chlag des Unterausschusses be­
ziehungsweise auf Antrag der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Tschida und Robak wurden am 
Gesetzentwurf mehrere Abänderungen vor­
genommen. An der Debatte im Finanz- und 
Budgetausschuß beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-lng. 
Tschida, Robak, Grundemann-Falkenberg, 
Müller, Dr. Staribacher, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs und Dr. Tull sowie Bundesminister 
Dr. Schmitz. 

Der Gesetzentwurf Wurde mit den dem Aus­
schußbericht beigedruckten Abänderungen vom 
Ausschuß mit Stimmenmehrheit angenommen. 
Außerdem wurde auf Antrag der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Tschida, Müller und Peter die 
dem Ausschußbericht beigedruckte Entsc h l i e­
ß u ng einstimmig angenommen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich daher den An t r a g, der Nationalrat 
wolle beschließen : 

1 .  Dem von der Bundesregierungvorgelegten 
Gesetzentwurf (106 der Beilagen) samt Anlage 
wird mit den dem Bericht beigedruckten Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

2. Die dem Bericht beigedruckte Ent­
schließung wird angenommen. 

Gleichzeitig beantrage ich für den Fall, 
daß Wortmeldungen vorliegen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Es ist 
beantragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Dagegen erhebt sich 
kein Einwand. Wir gehen daher in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Peter. Ich erteile eb ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und meine Herren ! Die freiheit­
lichen Abgeordneten sind nicht in der Lage, 
dem österreichisch-ungarischen Vermögens­
vertrag sowie dem Verteilungsgesetz die Zu­
stimmung zu erteilen. Das Ergebnis dieses 
österreichisch-ungarischen Vermögensver­
trages ist so unzulänglich, daß die Freiheit­
lichen aus Überzeugung dazu nein sagen müssen, 
weil darüber hinaus auch die Schlußfolgerun­
gen aus dieser Gesetzesvorlage weitreichend 
sind und für eine Reihe österreichischer Staats­
bürger über das ungarische Vermögensproblem 
hinau� zu weiteren Benachteiligungen führen 
werden. 

Vor mehr als 40 Jahren traf unsere burgen­
ländischen Land<;!leute ein schwerer Schick8als­
�chlag dadurch, daß mitteln in ihre Besitzungen 
hinein die Grenze gelegt wurde. Nach dieben 
vier Jahrzehnten i8t es neuerlich ein uner­
bittliches Schicksal, das zahlreiche Burgen­
länder zu tragen haben, das ihnen nunmehr 
mit dem Ergebni� dieses österreichisch-unga­
rischen Vermögensvertrages auferlegt wurde. 

Die Geschichte dieses Vertrages ist überaus 
langwierig. Es war nicht möglich, bessere 
Ausgangspo8itionen, die vor dem Jahre 1956 
bestanden haben, zu realisieren. Die Ereig­
nisse von 1956 haben dazu geführt, daß es 
zu einem Stillstand kam und die Verhand­
lungen lang nicht in Gang gebracht werden 
konnten. Ab dem Jahre 1960 zeichneten sich 
dann neue Verhandlungsmöglichkeiten ab, 
die sich in der weiteren Folge als außerordent­
lich ungünstig vom Standpunkt Österreichs 
aus erwiesen haben. 

Wir Freiheitlichen sind der Überzeugung, 
daß da:; vorliegende Ergebnis, das heute vor­
aussichtlich mit den Stimmen der Österreichi­
schen Volkspartei und der Sozialistischen Partei 
zum Beschluß erhoben werden wird, äußerst 
unzulänglich und daher unannehmbar vom 
Standpunkt der betroffenen Land"lleute aus 
i�t. 

Es tritt auch hier wieder die Benachteili­
gung unseres östlichsten Bundeslandes zutage, 
jenes vernachlässigten und stiefmütterlich 
behandelten Burgenlandes, das von seiten 
der Bundesregierung nicht jene Förderung 
erfahren hat, die es eigentlich verdient hätte. 
Es ist dies da .. vom Bund zuwenig geförderte 
jüngste Bundesland dieser Republik. Nun 
liegt das Ergebnis der österreichisch-ungari­
schen Vermögensverhandlungen vor, und wir 
muten den Burgenländern etwas zu, was man 
guten Gewissens nicht verantworten kann. 
Unsere Verhandlungspartner sind aber mit� 
der Überzeugung nach Hause gekommen, 
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Peter 
daß es schlechthin die optimale Lösung ge­
wesen wäre, die erarbeitet wurde. Wir Frei­
heitlichen sind der überzeugung, daß man 
dieses knappe, 80 Millionen umfassende Er­
gebnis nicht hätte annehmen dürfen, weil man 
mit diesem Verhandlungsergebnis weiteren 
Bevölkerungsgruppen in Österreich und ihren 
Interessen geradezu in den Rücken fällt. 

Es ist uns bei den Ausschußberatungen ge­
sagt worden, daß die Tschechen und die Polen, 
mit denen wir weitere Vermögensverhandlungen 
zu führen haben werden, bereits die Regierungs­
vorlage auf ihrem Verhandlungstisch haben, 
die heute hier zum Beschluß erhoben werden 
soll. Nachdem wir uns als Ergebnis der österrei­
chisch-ungarischen Verhandlungen mit einem 
Almosen, mit einem Linsengericht zufrieden­
gegeben haben, werden uns die zwei anderen 
Vorhandlungspartner , die Tschechoslowakei 
und Polen, zu noch ungünstigeren Ergebnissen 
verhelfen, als wir sie im Rahmen der Ungarn­
verhandlungen erarbeiten konnten. Das ist 
nach Ansicht der freiheitlichen Fraktion das 
am schwersten wiegende Argument, das gegen 
das Eregebnis dieser Verhandlungen · spricht. 

Die österreichischen Bundesregierungen ha· 
ben es �ich mit dem Burgenland im Laufe 
der Geschichte der Zweiten Republik immer 
allzu leicht gemacht. Beim Indu�trieaufbau 
deEs Burgenlandes hat man von seiten der 
Bundesregierung diesem Land nicht jene 
Sorgfalt zuteil werden lassen, die unerläßlich 
notwendig gewesen wäre. Bei der Planung 
der Autobahnen durch unsere Republik hat 
das Burgenland bis zum heutigen Tag keine 
Antwort auf die Frage erhalten, ob es in diese 
'Überlegungen einbezogen worden ist oder 
nicht, wobei wir ganz genau wissen, daß die 
Fremdenverkehrssituation des Burgenlandes, 
da.ß die Verkehrslage dieses Bundeslandes 
und daß die Industriesituation des Burgen­
landes geradezu gebietend das Durchführen 
der Autobahn durch das östlichste Bundes­
land Österreichs fordern. Aber auch darauf 
hat die Bundesregierung bis heute dem 
Burgenland keine befriedigende Antwort er­
teilt. 

Dem entgegen stehen allerdings die Be­
lastungen, in die auch das Burgenland im 
Rahmen der Verkehrsteuer mit einbezogen 
wurde. Das Bundesland mit dem schwierig­
sten Industriestandort, das Bundesland mit 
einer der schwierigsten Verkehrslagen unserer 
gesamten Republik ist mit einer Steuer mit­
belastet worden, die gegenüber diesem Bundes­
land in keiner Weise verantwortet werden 
kann. So und in anderen Bereichen haben 
die Bundesregierungen dieser Zweiten Re­
publik eine weitgehend falsche Politik gegen­
über dem Burgenland betrieben. DieF3e falsche 

und unrichtige Politik Österreichs tritt auch 
bei diesem Verhandlungsergebnis zutage. 

Wir Freiheitlichen dürfen dem Hohen Na­
tionalrat , guten Gewissens die Frage vor­
legen : Cui bono � Wem nützen die beiden 
Vorlagen, die heute mit den Stimmen der 
Sozialisten und der Österreichischen Volks­
partei beschlossen werden sollen � Den be­
troffenen Burgenländern, die in Ungarn öbter­
reichisches Vermögen eingebüßt haben ? Glau­
ben Sie wirklich, meine Damen und Herren, 
die Sie heute diesen beiden Regierungs­
vorlagen die Zustimmung erteilen werden, 
daß Sie damit den Burgenländern einen 
Dienst erweisen ? Wir Freiheitlichen sind 
der überzeugung, daß Sie nicht nur den 
Burgenländern damit keinen Dienst erweiElen, 
sondern daß Sie darüber hinaus den In­
teressen jener Österreicher, die in der Tschecho­
slowakei und in Polen Vermögen eingebüßt 
haben, mit dieser heutigen Entscheidung in 
den Rücken fallen. Das scheint uns Frei­
heitlichen ein so schwerwiegendes Argument 
zu sein, daß wir diesen beiden Regierungs­
vorlagen die Zustimmung verweigern müssen. 

Schon jetzt haben die tschechischen, haben 
die polnischen Verhandlungspartner , die uns 
in Wochen oder Monaten , gegenüberstehen 
werden, diese beiden Regierungsvorlagen auf 
ihren Schreibtischen, und es wird das, was 
die Bundesregierung mit Ungarn vereinbart 
hat, ' die Höchbtleistung dessen sein, was 
Polen und die Tschechoslowakei dereinst zu 
geben bereit sein werden. Damit geht die 
Entscheidung, die heute gefällt werden soll, 
weit über den Rahmen des Burgenlandes 
hinaus und betrifft alle Österreicher, die Ver­
mögensansprüche an die T . .;chechoslowakei 
und an Polen zu richten haben.' 

Wir sind der Überzeugung, daß diese Ver­
mögensverhandlungen von unseren Beamten 
zwar mit großem Verantwortungsbewußtsein 
geführt worden sind, daß aber die Bundes­
regierung unter gar keinen Umständen diesem 
Verhandlungsergebnis hätte zustimmen dürfen. 
Was heute von Schwarz und Rot beschlossen 
werden soll, dient nicht den Burgenländern, 
dient nicht den Österreichern. Aber das 
Linsengericht, mit dem Sie von der Öster­
reichischen Volkspartei und der Sozialistischen 
Partei sich heute zufriedengeben werden, 
wirkt fort und nützt in erster Linie den 
Ungarn, die jetzt davon den Nutzen haben, 
in der weiteren Folge aber den Tschechen 
und den Polen, die uns den Wechsel prä­
sentieren werden, den Sie heute auszustellen 
bereit sind. Wir Freiheitlichen müssen da­
her in Wahrnehmung der Interessen der Be­
völkerung des Burgenlandes aus überzeugung 
nein zu diesem Vermögensvertrag sagen. 
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Peter 
Meine Damen und Herren ! Wir Frei­

heitlichen bedauern aber ebenso, daß die 
Mehrheit des österreichischen Nationalrates 
heute einen Beschluß fassen wird, der die 
Verhandlungsposition der österreichischen Ver­
handlungsdelegation in der Tschecho�!lowakei 
und in Polen in Hinkunft weitestgehend be­
einträchtigen wird. Damit erweisen wir den 
Interessen Österreichs einen schlechten Dienst. 

Weil wir Freiheitlichen nicht bereit sind, 
Österreich und den betroffenen Bürgern einen 
so schlechten Dienst zu erweisen, darum 
sagen wir aus Überzeugung nein zu diesen 
beiden Regierungsvorlagen. (Beifall bei dtr 
FPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Tull das Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Im zeit­
lichen Ablauf der Verhandlungen über den 
gegenständlichen Vertrag spiegeln sich in 
überzeugender Form und eindruck�voll all 
die Schwierigkeiten wider, mit denen man 
bei solchen Verhandlungen mit Oststaaten 
rechnen muß.  Da dort andere Rechtsord­
nungen, andere Rechtsbegriffe gelten, da man 
dort von anderen moralischen und politischen 
Überlegungen ausgeht, muß man auch damit 
rechnen, daß die Verhandlungen nicht nur 
sehr zähflüssig sind, sondern in der Regel -
und die Erfahrungen haben es uns ja deut­
lich gemacht - in mehreren Phasen abge­
führt werden müssen, sodaß es Jahre dauert, 
ehe diese Verhandlungen abgeschlossen wer­
den können. 

So begannen die Verhandlungen mit Ungarn 
im Jahre 1952. Die erste Phase, die sich bis 
zum Jahre 1956 hinzog, ist an der Unnach­
giebigkeit unseres Verhandlungspartners ge­
scheitert. Im Jahre 1959 wurden die Ver­
handlungen wiederaufgenommen, und im Jahre 
1964 wurden sie, wie der Herr Berichterstatter 
bereits ausgeführt hat, im Wege einer Global­
bereinigung abgeschlossen, sodaß der Ver­
trag am 3 1 .  Oktober 1964 unterfertigt werden 
konnte. 

Das österreichische Vermögen, das im Zuge 
der verschiedenen im Vertrag beziehungsweise 
im Verteilungsgesetz aufgezählten Maßnahmen 
konfisziert wurde, soll sich vor.,ichtigen 
Schätzungen nach auf ungefähr 8 Milliarden 
Schilling belaufen. Das ursprüngliche An­
gebot betrug 40 Millionen, abgeschlossen hat 
man letzten Endes mit 87,5 Millionen Schil­
ling. 

Die Schwierigkeiten, die sich bei diesen 
Verhandlungen ergaben, beruhten vor allem 
auf dem Umstand, daß Ungarn geradezu 
gigantische Gegenforderungen Österreich 

gegenüber angemeldet hat. Man stellte sich 
auf den Standpunkt, daß aIl das, was die 
im Jahre 1945 aus Westungarn abziehenden 
Truppen des ehemaligen Deutschen Reiches 
konfisziert und verschleppt haben, nach Öster­
reich gelangt und Österreich somit verpflichtet 
sei, eine Entschädigung für aU diese Werte 
zu leisten. So stellte man sich auf den Stand­
punkt, daß man Österreich verpflichten könnte, 
für die Einrichtungen mehrerer Dutzend von 
Industriebetrieben aufzukommen, für sehr 
viel rollendes Material der ungarischen Staats­
bahnen, für mehrere hunderttausend Tonnen 
verEichiedener Agrarprodukte, 600.000 Rinder, 
500.000 Schweine, 250.000 Pferde sowie für 
90 Prozent des ganzen ehemaligen ungarischen 
Kraftwagenbestandes. 

Mein Vorredner hat heute versucht, sehr 
überzeugend darzutun, daß wir uns nunmehr 
mit einem Linsengericht abfertigen lassen. 
Sicherlich hat dieser Betrag, der dem Ver­
trag zugrunde gelegen ist, da und dort ein ge­
mischtes Gefühl ausgelö"t, vielleicht da und 
dort ein gewisses Unbehagen geschaffen, weil 
viele der Meinung sind, daß das Ergebnis 
ja doch mager sei. Aber ich glaube, der Herr 
Abgeordnete Peter hat etwas unterlas<!en. 
Er hätte nämlich konsequenterweise diesen 
Gedanken fortführen müssen. Auch wir sind 
von einer Frage geplagt, und diese Frage 
haben wir sowohl im Unterausschuß als auch 
im Finanz- und Budgetausschuß zu wieder­
holten Malen dezidiert gestellt, nämlich : Ist 
das ehemalige österreichische Vermögen wirk­
lich restlos erfaßt worden ? 

Wir wissen, daß die Erf-assungen nicht 
auf Grund eines Anmeldegesetzes erfolgt sind, 
sondern daß die betroffenen Personen im 
Laufe mehrerer Jahre durch Aufrufe in 
Zeitungen und im Rundfunk aufmerksam 
gemacht worden sind, ihre Vermögenswerte 
registrieren zu las&en. Die Unterlagen für die 
Verhandlungen - das muß mit allem N ach­
druck festgestellt werden -, bei denen der 
damalige Außenminister Dr. Kreisky feder­
führend gewesen ist, lieferte das Bundes­
ministerium für Finanzen. Unsere Frage war 
daher immer : Hat der damalige Außenminister , 
hat das Außenminjsterium wirklich komplette, 
vollständige Unterlagen bekommen 1 

Wir wissen, daß in der damaligen Dele­
gation, daß bei den damaligen Verhand­
lungen auch der Landeshauptmannstellver­
treter des Burgenlandes, der Landesobmann 
des Österreichischen Bauernbundes Burgen­
land, Pol&ter, anwesend gewesen ist. Aber 
ich glaube in diesem Zusammenhang doch 
noch auf etwas hinweisen zu müssen : Der 
Herr Abgeordnete Machunze hat - aller­
dings vor dem 6. März 1966, das muß in 
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Parenthese gesetzt werden, weil man vor 
dem 6. März verschiedenes anders dargestellt 
hat, als man es nachher wahrhaben wollte -
dem Bund der Auslandsösterreicher einen 
Brief geschrieben und in diesem Brief unter 
anderem folgendes festgestellt : 

"Den Inhalt des Vertrages kenne ich natür­
lich, und ich möchte mit allem Nachdruck 
sagen, daß ich die getroffenen Vereinbarungen 
für absolut unzureichend halte. So billig 
darf Österreich das Vermögen seiner Staats­
bürger nicht hergeben. Es sei denn, die 
Republik Österreich würde sich zu einer zu­
sätzlichen Entschädigung der Betroffenen aus 
österreichischen Mitteln bereit finden. 

Den Vertrag selbst kann aber nw' das Par­
lament zurückweisen und von der Regierung 
entweder neuerliche Verhandlungen oder zu­
E!ätzliche Entschädigungsmaßnahmen verlan­
gen. Wenn das Parlament neuerliche Ver­
handlungen mit Ungarn fordert, kommt es 
zu einer weiteren Verzögerung der Entschädi­
gungsmaßnahmen. 

Weil also das Parlament das entscheidende 
Wort zum Vertrag zu sagen hat, deshalb 
habe ich es bedauert, daß die Bundesregierung 
dem Nationalrat die mit Ungarn getroffenen 
Vereinbarungen nicht rechtzeitig zugeleitet 
hat, 80daß eine Entscheidung noch vor der Auf­
lösung des Nationalrates möglich gewesen 
wäre." 

In diesem Zusammenhang eine konkrete 
Frage : Hat der Herr Abgeordnete Machunze 
diesbezüglich auch mit dem damaligen Finanz­
mini"lter gesprochen � Hat er diese Gewissens­
frage auch an den Finanzminister gestellt, 
nämlich die Gretchenfrage, ob wirklich alle 
Vermögenswerte erfaßt worden sind 1 Hat 
er diesbezügliche Schritte unternommen ? 

Wir können heute rückblickend mit Genug­
tuung fe�tstellen : Der damals für die Ver­
handlungen zuständige Bundesmini�ter Doktor 
Kreisky hat alles Menschenmögliche getan, 
das Beste aus der gegebenen Situation heraus­
zuholen. Ich darf in diesem Zusammenhang 
das Nachrichtenblatt des Bundes der ehe­
maligen Auslandsösterreicher zitieren, in dem 
es heißt : 

"Der Außenminister und seine Unterhändler 
haben bestimmt nichts unversucht gelassen, 
um ein besseres Resultat zu erzielen. Es war 
nicht möglich, und wir geben niemandem die 
Schuld. Vermögensverhandlungen mit dem 
Ausland zu führen, ist gewiß die mühevollste 
und die sorgenvollste Aufgabe, die einem 
Außenminister zu,fallen kann, und sie ist zu­
gleich die undankbarste, denn den Eigen­
tümern dieses Vermögens kann er es niemals 
recht machen. Sie werden immer ein Haar in 
der Suppe finden." 

Meine Damen u,nd Herren ! Herr Bundes­
minister Dr. Toneie hat im Unterausschuß 
sehr ausführlich zum Vermögensvertrag mit 
Ungarn Stellung genommen. Er hat dort 
Kreisky größte Anerkennung für das gezollt, 
was Kreisky mit diesem Vertrag erreicht hat. 
Er hat nämlich - das muß objektiverweise hier 
festgehalten werden - ausdrücklich erklärt : 
Bei Konfiskationen erfolgt die Festsetzung der 
Entschädigung nach völkerrechtlichen Grund­
sätzen immer in einer Größenordnung von 
rund 50 Prozent. Bei den Ostblockstaaten ist 
eine solche Quote bisher nicht erreicht worden. 
Im Schnitt liegt man dort bei 10 Prozent der 
von den Oststaaten konfiszierten Werte. Öster­
reich hat - federführend war damals Di. Krei­
sky, das hat Dr. Tonci6 mit Nachdruck u.nter­
strichen - 20 Prozent erreicht, u.nd das ist 
ein außerordentlich beachtlicher Erfolg. Denn 
die Schweiz, die ja mit ganz anderen Ausgangs­
positionen in die Verhandlungen eingetreten ist, 
erhielt wesentlich weniger, und der Vermögens­
vertrag mit der Schweiz wurde später immer 
geradezu als Richtschnur, als ein Prüfstein 
für solche Vermögensverhandlungen angesehen. 
Und England, also ein Staat, der an und für sich 
gegenüber Österreich bedeutend besser hätte 
abschneiden müssen, hat in Wirklichkeit we­
sentlich weniger aus diesen Vermögensverhand­
lungen herausholen können. 

Ein Problem besonderer Art - und darauf 
hat auch der Herr Berichterstatter bereits 
hingewiesen - ist die Entschädigung der Eigen­
tümer von Landwirtschaften im Ausmaß von 
über 100 Joch. 

Der Abgeordnete Machunze hat sowohl im 
Unterausschuß als auch im Finanzausschuß ein 
Beispiel angeführt. Eine Frau hat in Ungarn 
knapp über 100 Joch Grund gehabt (Abg. M a­
chunze : 134 1) - 1 34 Joch -, sie fällt also 
jetzt nicht unter diese Maßnahme und muß von 
einer Fürsorgeunterstützung leben. Das ist 
ohne Zweifel eine ausgesprochen soziale Härte. 
(Abg. Machunze : Weil sie nach kommuni­
stischem Gedankengut eine Plutokratin war I) 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch eine 
Rede des Herrn Abgeordneten Machunze zi­
tieren, die er in der Generalversammlu.ng 
des Bundes der ehemaligen Au.slandsösterreicher 
gehalten hat. Er hat dort folgendes gesagt : 

"Der Vermögensvertrag mit Ungarn enthält 
kommunistisches Gedankengut: Wer mehr als 
100 Joch Grundbesitz oder einen Betrieb mit 
mehr als zwei Arbeitern hat, gilt als Volksfeind 
und wird enteignet. Solche Leute sollen also 
gemäß diesem Vertrag überhaupt keine Ent­
schädigung erhalten. Er ist noch nicht rati­
fiziert, sondern liegt im Parlament beim Finanz­
und Budgetausschuß. 

56. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)40 von 77

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 56. Sitzung - 3l .  Mai 1967 45 1 7  

Dr. Tull 

Ich will die Bremse ziehen und versuchen, 
die Ratifizierung so lange zu verhindern, bis 
eine bessere Lösung gefunden ist, damit diese 
Ungerechtigkeiten beseitigt werden. " 

Nun müssen wir uns über folgendes klar sein : 
Jede Limitierung, jede Grenzziehung schafft 
nun einmal - das liegt ja in der Natur der 
Sache - Grenz- und damit Härtefälle. Für 
echte Härtefälle haben wir Sozialisten größtes 
Verständnis, kein Verständnis haben wir aber 
dafür, wenn man sich unbedingt zu Fürspre­
chern und Förderern der Herren Esterhazy, 
Batthyanyi und so weiter macht. ( Beifall bei der 
SP(J. - Abg. Machunze : Wer tut da8 ?) Der 
Herr Abgeordnete Grundemann hat heute in 
seinem Bericht festgestellt : 27 Personen kom­
men nicht in den Genuß dieser Entschädigung, 
weil sie über 100 ha ihr eigen nennen. 
Davon verfügen - und das i'3t im Unteraul3-
schuß von den Herren des Finanzministeriums 
gesagt worden - 25 Personen über 50.000 ha 
Grund und Boden. Das sind die Esterhazys, 
das sind die Batthyanyis und so weiter. Wenn 
Sie da von Härten sprechen, dann können 
wir Ihnen, meine Damen und Herren der Öster­
reichischen Volkspartei, hier - nicht folgen. 
Von Ihrer Tränendrüsenmassage werden wir 
uns hier nicht beeindrucken lassen. Denn hier 
beweisen Sie neu.erlich, daß Sie vor allem die 
Int,eressen der Reichen, der Großgrundbesitzer 
mit besonderem Nachdruck vertreten wollen. 
(Abg. Machunze : Da8 werde ich der Für-
80rgerin der Gemeinde Wien sagen !) Ich rede 
nicht von der Fürsorgerin, ich rede von den 
25 - das wissen Sie genau -, die 25.000 ha 
Grnr�d und Boden haben ! (Abg. Machun z e :  
I eh rede für die kleinen Leute !) 

Aber ich würde mich freuen, Herr Machunze, 
wenn Sie mit der gleichen Dynamik beispiels­
weise den Fall jenes Doppelbesitzers vertreten 
hätten, den ich Ihnen nun hier zur Kenntnis 
bringen werde. Ich zitiere hier : 

"In den dreißiger Jahren kam ein Auswan­
derer aus Amerika zurück" - in das Burgen­
land - "und kaufte sich von seinen Erspar­
nissen 16 Joch Grund" - nicht Tausende 
von Hektar, sondern 16 Joch -, "die nach dem 
Krieg von Ungarn beschlagnahmt wurden. 
Nun muß der Bauer, der inzwischen alt und 
grau geworden ist und keine Kinder hat, von der 
350 S betragenden landwirtschaftlichen Zu­
schußrente leben." 

Meine Damen und Herren ! Wir erklären un­
umwunden : Für solche Fälle haben wir Ver­
ständnis, und da wären wir bereit, auch zu 
helfen. Ob Sie bereit sein werden, hier mit uns 
Zu gehen, das wird sich ja dann noch im Zu­
sammenhang mit dem Verteilu,ngsgesetz er­
Welsen. 

Im Zusammenhang mit diesem Vermögens­
vertrag muß doch, wie ich glaube, auch noch 
etwas anderes erörtert werden : Der Herr 
Bundesminister Dr. Tonci6 hat im Unteraus­
schuß einen geradezu beschwörenden Appell 
an die dort vertretenen Abgeordneten der 
Parteien gerichtet, diesen Vertrag doch endlich 
einmal zu verabschieden ; Eile täte not. Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida hat im Finanz­
und Budgetausschuß erklärt, daß uns die Volks­
republik Ungarn bereits Vorhaltungen mache, 
daß der Vertrag über ein Jahr im Parlament liege. 

Wir freuen uns aufrichtig, daß wir heute 
diesen Vertrag verabschieden können. Ich 
selbst war es, der bereits vor Monaten hier von 
dieser Stelle aus Sie, Herr Abgeordneter 
Machunze, als Obmann des Finanz- und Budget­
ausschusses aufgefordert hat, doch endlich 
dafür zu sorgen, daß der seit über einem Jahr 
im Finanz- und Budgetausschuß liegende 
Vermögensvertrag und das Verteilungsgesetz 
verabschiedet werden. Sie standen auf der 
"Bremse" ,  nicht wegen der Doppelbesitzer, 
sondern wegen der Großgrundbesitzer. (Abg. 
Machunze  : Aber das ist doch allerhand ! -
Abg. K ulhane k :  Da8 ist eine Demagogie !) 

Meine Damen und Herren ! Bezüglich Bremse 
muß ich doch . . .  (Zwischenruf bei der () VP.) 
Wenn es um die Armen geht, ist das bei Ihnen 
Demagogie. Apropos Bremse : Ich bin damit 
noch nicht fertig. Ich will in diesem Zusammen­
hang beweisen, daß offenbar nicht nur Machunze 
auf der Bremse steht, sondern daß es auch noch 
andere Herren Ihrer Partei geben muß, die 
da und dort die Bremse anzuziehen versuchen. 
( Abg. Li ba l : Das sind lauter BrerMer ! � 
Heiterkeit. - Zwi8chenruf des Abg. Machunze .  
-Abg. Peter :  Das Brem8er-Kabinett Klaus I I !) 

Ich . habe mit Nachdruck erklärt - ich 
wiederhole -: Für solche Grenzfälle wird man 
immer Verständnis haben, aber unter 27 sind 
ja 25 Leute, die über 50.000 ha ihr eigen 
nennen. Das sind doch keine armen Teufel ! 
Das werden Sie doch niemandem plausibel 
machen können, Herr Abgeordneter Machunze ! 
(Abg. Machunze :  Wis8en Sie, wa8 wir woll­
ten ? Sie verdrehen doch die Dinge !) 

In diesem - Zusammenhang sei mir ge­
stattet, noch auf etwas anderes zu verweisen. 
(Abg. Machunze :  Sie verdrehen doch, wie es 
Ihnen paßt !) Ich habe die letzte Nummer des 
"Neulands" hier aufliegen. Das ist ein Organ 
der Heimatvertriebenen Österreichs ; hier heißt 
es : "In wichtigen Fragen keinen Schritt vor­
wärts gekommen. " In den letzten Monaten 
sei nichts geschehen und so weiter. Ich will 
hier nur schlagwortartig die Probleme um­
reißen. 

Herr Dr. Tonci6 hat uns bereits im vergan­
genen Juli im Finanz- und Budgetausschuß 
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dezidiert erklärt : Bezüglich des Reparations­
schädengesetzes wird mit Bonn verhandelt, 
wird das fortgesetzt, wiederaufgenommen, was 
Kreisky erfreulicherweise in die Wege geleitet 
hat. 

Ich zitiere hier aus einer Zeitung : Der öster­
reichische Außenminister Dr. Toncic-Sorinj 
hatte in Bonn ein längeres Gespräch mit 
Bundeskanzler Kiesinger. Im Laufe dieses 
Gespräches wurde, wie Außenminister Dr. Ton­
eie den Vertretern der Landsmannschaften 
versprochen hatte, auch die finanzielle Rege­
lung für Flüchtlinge in Österreich gemäß dem 
Kreuznacher Abkommen behandelt. Über die 
Einzelheiten und das Ergebnis dieses Gespräches 
wurde bisher von keiner Seite etwas mitgeteilt. 
Was ist geschehen, Herr Minister 1 Wird be­
züglich des Bad Kreu,znacher Abkommens 
weiter verhandelt ? Werden Verhandlungen 
aufgenommen ? Ja oder nein ? ( Abg. M a­
c h u n z e : Wir reden hier über den U ngarn­
vertrag 1) 

Was ist mit dem im Bonner Bundeshaus 
vorliegenden Entwurf des Reparationsschäden­
gesetzes ? Wird etwas geschehen 1 Ja oder nein 1 

Weil Sie ein so großes Herz , Herr Machunze, 
für die Armen haben, darf ich Ihnen etwas 
sagen. Schade, daß die Frau Sozialminister 
nicht da ist, aber anscheinend ist in Ihre 
Sozialoffensive etwas Sand geraten. Denn ich 
frage Sie, Herr Machunze, Sie als heimat­
vertriebenen Abgeordneten : Wie sieht es bei­
spielsweise mit der Versorgung der alten heimat­
vertriebenen Bauern in Österreich aus, die 
gezwungen sind, lediglich von der landwirt­
schaftlichen Zuschußrente in der Höhe von 
300 und soundsoviel Schilling zu leben ? 
Wann ist man geneigt., endlich einmal auf Grund 
Ihrer 80 groß angekündigten SO:lialoffensive 
beispielsweise auch allf diesem Gebiet etwas 
Zu unternehmen � Man hört und man sieht nichts. 
(Abg. Machunz e :  Wo waren Sie denn, - Herr 
Kollege, alB wir die Gleichstellungsgesetze mach­
ten ? Im J akre 1952 waren Sie nock nicht da !) 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte Ihnen 
in diesem Zusammenhang nur empfehlen, 
auch diesen Problemen in Hinkunft ein ver­
stärktes Augenmerk zu widme'n, damit auch 
diesen so wichtigen Anliegen hunderttausender 
österreichischer Staatsbürgerinnen und Staats­
bürger endlich einmal Rechnung getragen wird. 

Wir werden dem Vermögensvertrag unsere 
Zustimmung geben, weil wir der überzeugung 
sind, daß unter den gegebenen Verhältnissen 
das Optimum erzielt wurde. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Dipl.-Ing. Tschida das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida (ÖVP) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Wenn ich heute als burgen­
ländischer Abgeordneter zu den gegenständ­
lichen Gesetzesvorlagen Stellung nehmen soll, 
80 fällt mir das sicherlich nicht leicht, da gebe 
ich Ihnen hundertprozentig recht, Herr Abgeord­
neter Peter. Aber immerhin besteht ein großer 
Unterschied : Ich gehöre der Regierungspartei 
an, wir tragen die Verantwortung, und Sie 
werden aus meinen Ausführungen dann ersehen, 
daß es notwendig ist, auch hier einmal bei diesen 
schwierigen Materien und bei diesen schwierigen 
Verhandlungen einen Schlußstrich zu setzen. 

Ich glaube auch nicht fehlzugehen, wenn ich 
behaupte, daß niemand in diesem Hohen Hause, 
noch weniger aber die vielen Betroffenen - ich 
denke nur an unsere Grenzlandbauern - mit 
dem Ergebnis dieser langwierigen Verhand­
lungen zufrieden sein kann. So erging es aber 
auch, glaube ich, den Frauen und Männern 
dieses Hohen Hauses bei der Verabschiedung 
der Vermögensverträge mit den Oststaaten, 
mit denen wir diese Verträge bereits abgeschlos­
sen haben ; ich denke an Rumänien und an 
Bulgarien. Gelinde gesagt : Viel besser wird es 
auch den Damen und Herren, nämlich uns, 
nicht gehen beim Abschluß der Vermögens­
verträge mit der ÖSSR und mit allen übrigen 
Oststaaten. 

Die großen Schwierigkeiten - und darauf 
hat auch schon Dr. Tull hingewiesen - bei 
der Bewältigung dieser Materien erwuchsen 
und erwachsen noch immer aus der allgemeinen 
Entwicklung und aus unseren Beziehungen 
zu den Oststaaten seit 1945. Die im April 
1945 wiedererrichtete Republik konnte faktisch 
nichts tun, um Leben und Eigentum der Öster­
reicher im Ausland zu schützen. Volle zehn 
Jahre hindurch gab es fast überhaupt keine 
konkreten Aussichten zur Regelung dieser 
lebenswichtigen Fragen. Erst der Abschluß 
des Staatsvertrages im Jahre 1955 löste bei 
den vielen Betroffenen berechtigte Hoff­
nungen aus, auch endlich einmal entschädigt 
zu werden. 

Im Artikel 27 dieses Vertrages wird ein klarer 
Rechtsanspruch der Österreicher auf ihr Eigen­
tum in den Staaten der alliierten und assozi­
ierten Mächte dahin gehend ausgesprochen, 
daß dieses entweder zurückgestellt oder - wo 
eine solche Rückgabe in natura nicht möglich 
ist - durch eine entsprechende Entschädigung 
abgelöst werden muß. Diese Rechtsansprüche 
auf Eigentum oder dessen Entschädigung, 
wie sie im Artikel 27 des Staatsvertrages 
verankert sind, sind bis heute in vielen Fällen 
überhaupt noch nicht oder nur zu einem mehr 
als bescheidenen Teil in Erfüllung gegangen. 
Letzteres gilt auch schließlich für die Verträge, 
die wir heute verabschieden sollen. 
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Die größten Schwierigkeiten bei diesen Ver­

mögensverhandlungen sind nach wie vor bei 
der grund verschiedenen Rechtsauffaspung zwi­
schen Ost und West Zu suchen - ich will nicht 
annehmen, daß die Ausführungen des Dr. Tull 
vielleicht auch in diese Richtung gehen -, 
insbesondere auch hinsichtlich des Eigentums­
begriffes. Weiters haben wir keinerlei Möglich­
keiten, uns bei Meinungsverschiedenheiten an 
ein internationales Forum, sei es nun der 
Internationale Gerichtshof oder ein anderes 
Schiedsgericht, zu wenden, das auch die Ost­
staaten anerkennen würden. Noch weniger 
sind wir aber in der Lage, gegen diese Ost staaten 
eventuelle Zwangsmaßnahmen anzuwenden. Wir 
haben es mit einem Wort in diesen Fällen mit 
Fakten Zu tun, die eine vis maior darstellen. 
Und das, glaube ich, ist der springende Punkt, 
warum gerade ich als burgenländischer 
Abgeordneter in Gewissenskonflikte komme, 
wenn ich diesem Gesetz heute meine Zustim­
mung geben soll. 

Auch über den vorliegenden Vermögensver­
trag wurde über zehn Jahre zähe und aus­
dauernd verhandelt. Er wurde am 31.  Ok­
tober 1964 von den Außenministern der beiden 
Vertrag�staaten unterzeichnet und bedarf nun 
der Ratifizierung durch dieses Hohe Haus. 

Es gibt für das Hohe Haus heute meiner 
Ansicht nach - und ich glaube, das ist auch 
die Ansicht meiner Partei - nur eine Alter­
native : Annahme oder komplette Ablehnung. 
Ablehnung würde für diesen Fall wahrschein­
lich heißen : Zuwarten, bis dort drüben ein 
Regimewechsel eintritt. Ablehnung würde 
bedeuten : Hinauszögerung der Verhandlun­
gen mit allen andern Oststaaten. Ob wir das 
auf die Dauer durchhalten können, das be­
zweifle ich. Ablehnung würde letztlich be­
deuten : Unglaubwürdigkeit der österreichi­
schen Außenpolitik und damit Hand in Hand 
gehend die Verschlechterung der Beziehungen 
zu diesen Staaten. 

Es gibt demnach - und das darf ich auch 
im Namen meiner Fraktion aussprechen -
nach sorgfältigster und gewissenhaftester Prü­
fung der schwierigen Materie und gerade auch 
im Hinblick auf eine friedliche und konstruktive 
Entwicklung und Zu!)ammenarbeit im Donau­
raum nur ein Ja, wenn wir es auch im Inner­
sten unseres Herzens im gleichen Moment 
bedauern müssen. Dieses Ja bedeutet aber 
auch gleichzeitig das Zurkenntnisnehmen 
des Vertragsinhaltes mit allen seinen Mängeln 
und Schwächen und eine Art - das muß auch 
ausgesprochen werden - konkursmäßige Ab­
findung der Betroffenen. Unwillkürlich werden 
sich natürlich viele und viele fragen : Waren 
diese Mängel notwendig � Worin bestehen sie � 

Konnten sie durch unsere Verhandlungsdele­
gation nicht abgeschwächt oder gar aus dem 
Weg geräumt werden � 

Vier Kriterien sind es meiner Ansicht nach, 
die diesem Vertrag besonders nachhaltig an­
haften. Zunächst ist es der Geist, auf den 
schon hingewiesen wurde, der aus vielen 
dieser Paragraphen spricht und uns gleichsam 
aus den Ost staaten oktroyiert wurde und 
uns vollkommen wesens- und artfremd ist. 
Viele unverständliche Härten, unsoziale Mo­
mente und ungleiche Rechtsanwendung sind 
die typischesten Merkmale dieses fremden 
Ideengutes. Obwohl Ö�terreich auf Grund 
des Staatsvertrages von der Verpßichtung 
zur Zahlung von Reparationen ausdrücklich 
befreit wurde, konnte man im Zuge der Ver­
handlungen doch immer wieder feststellen, 
daß unsere Verhandlungspartner, wenn auch 
oft sehr, sehr verschleiert, auf solche pochten. 

Die Tatsache, daß dieser Vertrag nur eine 
Teilregelung bringt und nach wie vor wichtige 
Fragen offenläßt, ist höchst unerfreulich und 
bedrückend. Ein weiterer schwerwiegender 
Schönheitsfehler ist der, daß Ungarn keine 
Entschädigung für land- und forstwirtschaft­
liches Vermögen, das die 100-Katastraljoch­
Grenze übersteigt, leistet. Und hier, Herr 
Doktor Tu II , möchte ich wieder fragen : 
Wo ist hier die Grenze ? Glauben Sie wirklich, 
daß der, der unter 100 Joch hat, der Arme ist 
und der, der 103 hat, reich ist ? (Abg. Dr. Tull : 
I eh habe gesagt : Jede Grenze schafft Härten !) 
Hier liegt die Schwierigkeit, und ich glaube, 
wir haben hier nach Grundsätzen zu handeln, 
die eben wir für gut befinden. Die Ungarische 
Volksrepublik bestand leider strikte auf dieser 
Bestimmung und konnte davon nicht abge­
bracht werden. Daraus ergeben sich auch 
die verschiedenen Härtefälle. 

Der Vertrag sieht, wie schon erwähnt 
wurde, eine globale Entschädigungssumme 
von 87,500.000 S vor, eine Summe, die nach 
den bisherigen Erfahrungen ausreichen wird, 
das entzogene Vermögen mit 10, in manchen 
Fällen sogar bis zu 20 Prozent zu entschädigen. 
Es wurde schon darauf hingewiesen, daß 
andere westeuropäische Staaten in den Ver­
mögensverhandlungen mit den Oststaaten bei 
weitem schlechter abgeschnitten haben. 

Als allerdings im Burgenland die ersten 
Bewertungsergebnisse des Grund und Bodens 
und die hiefür vorgesehenen Entschädigungs­
summen auf Grund dieser Globalsumme be­
kannt wurden, löste es unter der Grenzland­
bauernschaft Empörung und heftige Pro­
teste aus. Dies verständlich und mit Recht, 
weil das Problem des Doppelbesitzes von 
allem Anfang an als Sonderproblem ver­
handelt wurde und das Land Burgenland sich 
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österreichischem Staatsgebiet lagen, um sehr 
schöne und hohe Preise veräußert. 

Trotzdem hat sich die Ungarische Volks­

. Durch die oft willkürliche Grenzziehung republik noch im Jahre 1963 zu einem Ab-

1m Jahre 1921 wurden viele geschlossene tauschvertrag bekannt, wies aber darauf hin, 

burgenländische Wirtschaftseinheiten erbar- daß auf Grund der geänderten Rechtslage 

mungslos zerrissen. Dadurch kamen rund nur mehr ein Anspruch auf Entschädigung 

2000 ha Grund und Boden unmittelbar jen- für die enteigneten Grundstücke bestehe. Sie 

seits der Grenze beziehungsweise in die be- ließ auch eindeutig durchblicken, daß sie 

kannte 20-km-Zone zu liegen . Das ist eben nunmehr für die Sonderregelung des Doppel­

der sogenannte Doppelbesitz . Manche Höfe besitzes ein Entgegenkommen erwarte. Wie 

traf das insofern sehr hart, als oft bil;) zu zwei das ausgesehen hat, das haben wir inzwischen 

Drittel des geschlossenen Hofes beziehung�- auch erfahren. Man verlangte nicht weniger 

weise der geschlossenen Wirtschaftsfläche auf als 190 Millionen Schilling, und merkwürdiger­

ungarisches Staatsgebiet zu liegen kamen. weise ist man auch wieder auf die Reparation�­

Allerdings ist nun interessant, daß die burgen- forderungen zurückgekommen, denn ich glaube 

ländischen Bauern diesen Doppelbesitz, wenn kaum, daß Österreich irgendwie eine Schuld 

ich mich nicht irre, bis zum Jahre 1949 nach zugeschoben werden kann, daß das ungari8che 

wie vor von Österreich aus bewirtschaften Heer selbst beim Zusammenbruch diese so­

konnten. Die dort erzeugten landwirtschaft- genannten ver8chleppten Güter massenweise 

lichen Produkte durften ohne Zoll und ohne durch Österreich bis nach Deutschland ver-

irgend welche Bewirtschaftungsvorschriften schleppte. 

ständig weigerte, dieses Sondervermögen mit 
dem übrigen Vermögen gemeinsam zu ver­
handeln. 

nach ÖsterreIch gebracht werden. Interes- Aber auch damalb noch hat die Agrar­
santerweiEie konnte dieser Doppelbesitz auch behörde der Burgenländischen Landesregierung 
noch einige Jahre nach dem Ende mit aller Vehemenz gedrängt, zu einem 
des zweiten Weltkrieges ungehindert und klag- Sondervertrag zu kommen. Unserer Meinung 
los bewirtschaftet werden. Die Ungarn dach- nach war es damals eben so, daß Ungarn 
ten zunächst gar nicht daran, sich am öster- wohl zuviel forderte, Österreich dagegen zu­
reichischen Eigentum zu vergreifen. Als im wenig bot. Vielleicht hätte es dem damaligen 
Jahre 1949 die Grenze allmählich hermetisch Außenminister Dr . Kreisky durch eine zähere 
abgeschlossen wurde, ließen sich die Ungarn und elastischere Verhandlungstaktik doch ge­
sogar n och herbei, mit Landwirten unserer lingen müssen, die berechtigten Forderungen 
österreichischen Grenzgemeinden sogenannte der DoppelbeElitzer durchzusetzen, nämlich 
Pachtverträge abzuschließen. Allerdings waren I einen Tausch in natura. Dies wäre noch 
das damals schon reine Scheinverträge, denn der gangbarste und zufriedenstellendste Weg 
von einem Pachtschilling hat kein einziger gewesen, zumal es geradezu aufreizend wirkt, 
burgenländischer Bauer jemals einen Groschen wenn die ungarischen Doppelbesitzer in Öster­
gesehen beziehungsweise bekommen, während reich bei Grundabkäufen besonders im nörd­
umgekehrt der Pacht�chilling für ungarische lichen Burgenland mehr als das 10fache 
Grundstücke in Österreich schön fleißig und der für die österreichischen Doppelbe�itzer 
brav über die Nationalbank abgeliefert werden vorgesehenen Entschädigung erhalten. (Abg. 
mußte. Ing. Scheib engraf: Das ist aber jetzt nicht 

Ungarn hat auoh von allem Anfang an -
das ist vielleicht interessant . - nicht wegen 
einer Entschädigung verhandelt.  E'3 hat viel­
mehr das Eigentumsrecht der Doppelbesitzer 
voll anerkannt und bis zum Jahre 1957 einen 
gegenseitigen Abtausch der Grundstücke vor­
geschlagen. Die öbterreichische Delegations­
führung hat trotz heftiger Vorstellungen von 
seiten des Burgenlandes diesen ungarischen 
Vorschlag abgelehnt, weil sie der Meinung 
war, daß nach Abschluß dieses Sonderver­
trages die Ungarn an der Weiterführung von 
Verhandlungen über das übrige Vermögen 
nicht mehr interessiert wären. Und das, 
meine Damen und Herren, war ein ver­
hängnisvoller Trugschluß. Ungarn hat dann 
im Jahre 1 957 rücksichtslos enteignet und 
Grundstücke seiner Staatsbürger, die auf 

demagogisch ?) Was meinen Sie mit "dem­
agogisch" ? Da� stimmt doch ! 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, 
im Vertrag selbst ist in erster Linie die Ur­
sache zu suchen, warum unsere Mitbürger 
so schlecht wegkommen. Wenn aber auf 
Grund dieses Vertrages nur so eine bescheidene 
Globalsumme gegeben wird, dann dürfen wir 
un� nicht wundern, wenn auch im Verteilungs­
gesetz nicht viel aufscheint. über diebe be­
trübliche Tatsache können auch die schöm"ten 
Zeitungsartikel nicht hinwegtäuschen, wie sie 
speziell vor d er burgenländischen Landtags­
wahl in dem sozialistischen Landesorgan so oft 
er�chienen bind. 

Damit, meine Damen und Herren, bin 
ich aber auch schon beim Verteilungsgesetz 
ang

.
elangt. Es kann uns ebenso wie der Ver-
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mögensvertrag absolut nicht befriedigen, weil 
es eben zuwenig bringt. Was zum Beispiel 
das land- und forstwirt8chaftliche Vermögen 
betrifft, waren die Durchschnittsansätze für 
Acker 3600 S pro Joch beziehungsweise 
6200 S pro Hektar der Schlußpunkt der Ver­
handlungen mit Ungarn und daher auch das 
nach Unterzeichnung des Vertrages bekannt­
gegebene Mindestergebnis. Da es jedoch mög­
lich war, von einer höheren Annahme der ent­
eigneten Gesamtfläche auszugehen, als sich 
tatsächlich nach Abschluß der Erhebungen 
ergab, konnte unter Ausnutzung dieses "Pol­
sters" die vorge"3ehene Entschädigung Gott 
sei Dank doch etwas angehoben werden. 

Meine Damen und Herren ! Darf ich viel­
leicht noch einmal auf die Ausführungen 
des Herrn Dr . Tull zurückkommen. Sie be­
schweren sich immer wieder, es hätte zu 
lange gedauert. Sie haben selbst betont, es 
handle sich um eine riesig schwierige Materie, 
und ich glaube, daß es eben richtig war, 
daß man sich damit eingehendst beschäftigte. 
(Abg. Dr. Pull :  Ich beschwerte mich darüber, 
daß der Vertrag und das Gesetz so lange im 
Finanz- und Budgetausschuß gplegen, sind, 
daß df..r Kollege Machunze so auf die Bremse 
gestt:egen ist ! - Abg. Machu n z e :  Mit gutem 
Grunde !) Ich kann auch dazu sagen, daß 
es gerade Ihre Fraktion war, die zweimal 
den Unteraus�chuß unterbrochen hat mit 
der Begründung, man hätte keine Zeit. (Abg. 
Dr. Tu l l :  Das i8t doch wirklich allerhand ! -
Abg. Wodica :  Machunze hat gerade zu­
gegeben, daß es aU8 gutem Grunde ge8chah !) 
Ja, das stimmt, wir brauchen Zeit. Ich habe 
schon betont, und es war auch notwendig. 
Ich darf wohl darauf hinweisen, daß gerade 
das Burgenland (Ruf bei der S p(j : I eh frage 
mich : Wer ist dann demagogi8ch ?) sich schon 
vor Jahren damit beschäftigt hat, den Doppel­
besitz genauestens zu erheben. Wir sind 
auch Gott sei Dank heute in der Lage, auf 
Grund der Vorarbeiten der Agrarbehörde 
der Burgenländischen Landesregierung mit 
genauen Daten aufwarten zu können , und 
ich glaube kaum, daß es noch Personen geben 
wird, die ihren Besitz noch nicht angemeldet 
haben. 

Ich möchte aber zum Thema zurückkommen. 
Auf Grund dieses "Polsters" ist es aber doch 
gelungen, die Sätze wenigstens einigermaßen 
anzuheben, und so können wir nun rechnen, 
daß wir im Durchschnitt pro Joch Acker 
rund 4600 S, pro Hektar rund 8000 S ,  für 
Wald pro Joch rund 5600 S ,  pro Hektar 
rund 9700 S, für Weingarten pro Joch rund 
9900 S und pro Hektar rund 17. 100 S erhalten 
werden. Diese Sätze entsprechen einer durch­
schnittlichen Entschädigung von rund 15 bis 
20 Prozent, im Norden des Landes allerdings 

oft weit unter 20 Prozent, im Süden des 
Landes dagegen unter Umständen - das wird 
sich erst herausstellen - doch über 20 Prozent. 

Als ganz geringer Trost mag es gelten, 
daß Österreich bei den Entschädigungsverhand ­
lungen mit Ungarn verhältnismäßig noch am 
besten gegenüber allen übrigen westeuropä­
ischen Staaten abgefunden wurde. Totzdem 
trifft diese minimale Entschädigung viele 
unserer Bauern deshalb so schwer, weil ihnen 
durch die Enteignung der Grenzgrundstücke 
eine wesentliche Substanz ihrer Wirtschafts­
einheit entzogen wu.rde. 

Im § 9 Abs. 2 deg Verteilungsgesetzes ist 
außerdem festgehalten, daß Ansprüche auf 
Zinsen, Verdienstentgang oder auf entgangenen 
Gewinn nicht erhoben werden können -
für den österreichischen Besitzer wieder voll­
kommen unverständlich, zumal doch Ungarn 
in den Jahren 1949 bis 1957 den österrei­
chischen Besitz bewirtschaftete und keinerlei 
Pacht hiefür jemals entrichtete. Diese Un­
gerechtigkeiten empfinden die Betroffenen als 
ein schreiendes Unrecht, und wir haben uns 
daher durch wiederholte Vorstellungen bei 
der österreichischen Bundesregierung bemüht, 
zusätzliche Mittel zunächst einmal aus dem 
Budget für diese Grenzlandbauern zu erhalten. 
Im Hinblick aber auf die vielen Entschädi­
gungswerber aus allen anderen Vermögens­
verträgen, insbesondere aber wegen der bevor­
stehenden Vermögensverhandlungen mit der 
CSSR und Polen, konnte die Bundesregierung 
diesen Vorstellungen aus grundsätzlichen Er­
wägungen bisher noch nicht entsprechen. 

Auch mein Kollege Robak konnte sich 
im Finanzausschuß dieser Argumentation 
nicht verschließen (Abg. Dr. Gorbach: Hat 
er das ? j ,  zumal er auch von seinen Fraktions­
freunden aus den anderen Bundesländern 
auf diese präjudizierenden Umstände auf­
merksam gemacht wurde. Der Herr Kollege 
Robak mußte daher auch seine Meinung 
hinsichtlich der Durchführbarkeit seines Ab­
änderungsantrages zum Verteilergesetz , den 
er im Finanzausschuß einbrachte, innerhalb 
kürzester Zeit ändern. Der Antrag lautete 
nämlich : Nach § 16 wird ein Absatz 7 an­
gefügt. Er soll lauten : Für burgenländischen 
Doppelbesitz ist der auf Schilling umgerechnete 
Betrag um einen Zuschlag von 200 vom Hun­
dert, ursprünglich sogar 300 vom Hundert, 
zu erhöhen. Ein Antrag, den wir von Herzen 
gern alle unterstützen würden, wenn er nicht 
vollkommen undurchführbar wäre. Nach der 
ursprünglichen Meinung sollte diese Auf­
besserung aus öffentlichen Budgetmitteln er­
folgen. Da dies aber aus vorerwähnten Grün­
den nicht möglich ist, sollte man diese Mittel 
aus dem sowieso sehr knapp bemessenen Topf 
der Globalsumme entnehmen. 
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Ich glaube, Herr Kollege, wenn Sie den Oder sollen wir vielleicht nach dem Muster 

Antrag genau überlegt hätten, müßten Sie Ungarns auch unterschiedliches Recht zur 
dahintergekommen sein, daß er aus zweierlei Anwendung bringen � Das ist das große 
Gründen faktisch undurchführbar ist --:- oder Fragezeichen. 
sollte es sich hier wirklich wieder einmal Wenn ich nun zum Schluß komme, darf 
um Schöntuerei handeln ? (Abg. Ro bak: Das ich nur hoffen, daß das Wenige, das den 
habt ihr 'Vor der Wahl getan ! Vor der Wahl Betroffenen aus diesem Verteilungsgesetz zu­
habt ihr gesagt: Mittet des Bundes müssen steht, möglichst rasch an den Mann kommt. 
herangezogen werden !) Herr Abgeordneter ! Hiebei sind in erster Linie unsere alten Leu,te 
Das leugne ich nicht ab, hören Sie mir zu, und Menschen, die sich in einer sozialen 
was ich dazu gesagt habe ! (Abg. Müller: Notlage befinden, zeitlich bevorzu,gt zu be­
Bundesmittel müosen herangezogen werden ! Jetzt handeln. Ein diesbezüglicher gemeinsamer Ent­
wird das alles verdreht ! - Ruf bei der SPÖ: schließungsantrag wurde von den Abgeord­
Demagogie, nichts als Lüge ! - Weitere Zwischen- neten Tschida, Müller und Peter eingebracht. 
rufe.) Für das land wirtschaftliche Vermögen . . . (Präsident Wal l  n e r übernimmt den Vorsitz.) 
(Zwischenruf des Abg. Müller.) Herr Kollege Ich will es aber auch nicht verabsäumen, 
Müller, hören Sie mir zu ! Lesen Sie zunächst allen, die sich um das Zustandekommen dieser 
in Ihrem eigenen Organ, was Sie den burgen- schwierigen Gesetze bemühten und daran 
ländischen Bauern vor der . Landtagswahl arbeiteten und die samt uns, die wir hier 
versprochen haben. Dann können wir darüber im Hause sitzen, in der breiten Öffentlichkeit 
weiterdiskutieren. sicherlich nicht gelobt werden - um mich 

Für das landwirtschaftliche Vermögen ist vorsichtig auszudrücken -, trotzdem ein 
eine Entschädigungssumme von rund 23 Mil- l ehrliches Danke schön zu sagen. Wir waren 
lionen Schilling vorgesehen. 200 Prozent Zu- sicherlich alle bemüht, für u,nsere Betro�enen 
schlag würde bedeuten : 23 plus 46, das ist 69 ; I d�s . Beste herauszuholen. �en Herrn �Inanz-
300 Prozent würde heißen : 23 plus 69, das ist mInIster (Redner .wend�t swh zur l!eg�er

.
ungs­

nach Adam Riese 92. Und 87 stehen ins- bank um) - er 1st mcht da (He�terke�t -
gesamt zur Verfügung ! Was soll denn aus A�g. W e � k h ar t: Er .ist nioht da, wie immer !) -
dieser Rechnung dann herauskommen ? Oder mochte ICh aber bItten, zur raschen Durch­
was soll man mit denjenigen Besitzern machen, führung dieser gesetzlichen Bestimmungen 
die �um Beispiel ihr einziges Haus drüben alles zu mobili�ieren, 

.. 
d�mit die �üssi�­

verloren haben ? machung der MIttel moghchst rasch m die 

Wenn man aber glaubt, man könne die 
einen auf Kosten der anderen entschädigen, 
so widerspricht das nicht nur unseren Grund­
sätzen, sondern wäre auch rechtlich bedenk­
lich, weil trotz der völkerrechtlichen Frei­
zügigkeit Österreichs bei der Verteilung eine 
solche Verkürzung anderer Vermögenskate­
gorien innerstaatlich eine verfassungsrechtlich 
unzulässige Benachteiligung einzelner Gruppen 
von Betroffenen bedeuten würde. Die ein­
zelnen Vermögenskategorien, wie land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebsver­
mögen, Hausbesitz und "Sonstige Werte",  
wurden gesondert erhoben und hiefür Teil­
summen fixiert. Diese zu ändern wäre ein 
Wagnis und ein Risiko, weil man absolut 
nicht zu beurteilen vermag, ob ein sogenannter 
Begüterter vor der Enteignung seines Ver­
mögens auch nach dieser noch so begütert 
sein mu ß. Die Wirklichkeit spricht oft viel 
anders, und der Herr Kollege Machunze hat 
ja bereits auf diese Fälle hingewiesen. 

Wesentlich dürfte aber letzten Endes sein, 
daß der Entschädigungssatz bei allen anderen 
Vermögensgruppen nicht höher - im gegen­
ständlichen Fall soll er vielfach niedriger 
sein - zu liegen kommt als bei der Ver­
mögensgruppe Land- und Forstwirtschaft. 

Wege geleitet werden kann. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Robak. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Robak (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Es war nicht meine Absicht, auf Argumente 
einzugehen, die von seiten der Österreichischen 
Volkspartei vor den Wahlen gegen den Ver­
trag und gegen den Herrn Außenminister 
Kreisky vorgebracht worden sind. Der Herr 
Abgeordnete T8chida hat mich aber dazu ver­
leitet, auf seine Argumente einzugehen. Ich 
muß leider, entgegen meinem Konzept, auch 
auf diese Dinge eingehen. 

Ich habe vorsichtshalber eine ganze Reihe 
von Zeitungsartikeln aus der ÖVP-Presse vor 
den Wahlen mitgenommen. Der Herr Abge­
ordnete Tschida sagte einleitend in seinen Aus­
führungen :  Ich bin von der Regierungspartei. 
Wir tragen die Verantwortung. - Ich weiß 
nicht : Hat die Österreichische Volkspartei 
vor der ÖVP-Alleinregierung keine Verantwor­
tung getragen ? Ich glaube, scheinbar nichtl 
denn die Zeitungen der Österreichischen Volks· 
partei sagen etwas anderes. (Abg. M inkowitsch:  
"Scheinbar nicht" war ohnedies richtig formu-
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Robak 
liert !) Herr Abgeordneter ! Das " Burgenlän­
dische Volksblatt" vom 7. November 1964 
schreibt : "Entschädigung für Grundstücke in 
Ungarn. - Gerecht.e Entschädigung gefordert. "  
Ich werde nur aus einem Absatz vorlesen. 
Beim Bezirksbauerntag in Ober wart sprach 
Bauernbund-Landeso bmann Landeshauptmann­
stellvertreter Polster über die sogenannte 
Doppelbesitzfrage. Er sagte unter anderem : 
"Aufgabe der burgenländischen Landesstellen 
wird es nunmehr sein, für eine gerechte Ent­
schädigung der burgenländischen Bauern an­
läßlich der Auf teilung der Gesamtentschädi­
gungssumme zu sorgen."  

Der Herr Abgeordnete Tsc hida sagte in seinen 
Ausführungen, es gebe nur eines : den Vertrag 
annehmen ; eine Ablehnung würde eine Ver­
schlechterung der Beziehungen zu Ungarn 
mit sich bringen. Ich pflichte ihm bei und 
werde, wenn ich nach meinem Konzept spre­
chen werde, dazu grundsätzlich etwas sagen. 

Der Herr Abgeordnete Tschida hat auch -
aber nur ganz kurz - auf die Doppelbesitzer 
und auf den Großgrundbe'litz hingewiesen. 
Er hat unter anderem erklärt, daß die Grenz­
ziehung im Jahre 1921 sehr willkürlich von­
statten gegangen ist. Auch wir wissen das. 
Ich wundere mich nur, daß sich die Österreichi­
sche Volkspartei viel weniger um die kleinen 
Doppelbesitzer alE! um die Großgrundbesitzer 
kümmert, denn es liegt hier ein Abänderungs­
antrag beziehungsweise eine Entschließung 
vor, wonach die Großgrundbesitzer unter 
Umständen später einmal noch etwaR von Un­
garn bekommen sollen. 

Erst vor einigen Jahren ist bekanntgeworden, 
wie es überhaupt 1921 zu dieser Grenzziehung 
gekommen ist. Wir wissen aus einem Buch 
eines sehr prominenten Mannes, der der Leiter 
der italienischen Grenzziehungskommission war, 
wie es überhaupt dazu gekommen ist, daß so 
viel Großgrundbesitz in Ungarn geblieben ist 
und daß man die Grenzen so willkürlich ge­
zogen hat. Er hat eine Begebenheit erzählt, 
die sich so abgespielt hat : Eines schönen 
Tages hat nach der schweren Arbeit dieser 
Grenzziehungskommission eine bekannte Grä­
fin, und zwar die Gräfin Zonai, diese Kom­
mission eingeladen. Sie soll eine bildhübsche 
Frau gewesen sein, die es verstanden hat, das 
Fest sehr schön aufzuziehen, und in der Früh 
hat sie einen Wunsch erfüllt haben wollen. 
( Heiterkeit.) Der Leiter dieser Kommission 
hat ihr versprochen, er werde ihr jeden Wunsch 
erfüllen. (Abg. Mac hunze : Kollege Robak, 
wo ibt die Gräfin ?) Darauf hat sie den Wunsch 
geäußert, sie möchte, daß ihre Grundstücke 
bei Ungarn bleiben, denn in Österreich müsse 
sie befürchten, daß sie die sozialdemokratische 
und christlichsoziale Regierung unter Renner 

und Fink unter Umständen enteignen werde. 
Dieser Mann schreibt zum Schluß seiner Er­
zählung, er müsse oft darüber nachdenken, 
ob es nicht besser gewesen wäre, daß er ihr 
den Wunsch nicht erfüllt hätte, denn dann wäre 
jetzt der Grund ihr Eigentum und sie wäre eine 
freie Staatsbürgerin in Österreich. (Abg. Dr. 
G o rbach : HoOmanns Erzählungen !) 

Herr Abgeordneter Machunze ! Um diese 
Leute, um die Großgrundbesitzer kümmern 
Sie sich. (Abg. Machun z e :  MiGh hat nur 
interessiert, wo die hübllche Gräfin ist ! - Abg. 
Dr. Gorbach :  Ein bißchen Demagogie ist schon 
recht I) 

Aber zurück zum Problem selbst. Am 3 1 .  Ok­
tober 1964 wurde in Budapest zwischen der 
Republik Österreich und der Volksrepublik 
Ungarn ein Vermögensvertrag unterzeichnet. 
Meine Vorredner haben bereits manches darüber 
gesagt. Dießer Vertrag bedarf noch der 
Genehmigung des Hohen Hauses. Wenn wir 
heute darüber beraten, dann glauben wir, 
es ist höchste Zeit, daß dieses Gesetz endlich 
einmal beschlossen wird. 

Auf Grund dieses Vertrages zur Regelung 
offener finanzieller Fragen leistet die Ungari­
sche Volksrepublik zur Entschädigung der 
Verluste an Vermögenschaften eine Global­
summe in der Höhe von 87,5 Millionen Schilling. 
Von dieser Globalsumme sind laut Vertrag 
ausgenommen - auch das ist hier bereits aus­
geführt worden - alle Vermögenschaften, 
die von den Sowjetrussen enteignet worden 
sind, weiters der Großgrundbesitz über 100 öster­
reichische Katastraljocb.  

Im Motivenbericht heißt es,  daß die auf 
Grund des Vermögensvertrages von der Unga­
rischen Volksrepu.blik zu erbringenden Zah­
lungen Leistungen auf der Ebene des Völker­
rechtes darstellen. Ich möchte das betonen, 
obwohl es schon von meinem Vorredner be­
tont worden ist, weil auch in dieser Frage von 
seiten der Österreichischen Volkspartei vor 
den Wahlen immer wieder Kritik geübt worden 
ist. Wir wissen, daß dieser Betrag beziehungs­
weise diese Entschädigungssumme nicht das 
ist, was wir uns alle zusammen erwünscht 
haben. 

So wünschenswert es wäre, mehr verteilen 
zu können, müssen wir uns doch auch fragen, 
inwieweit solche Wünsche realisierbar waren. 
Der damalige Außenminister Dr. Bruno Kreisky 
konnte in Budapest nur so viel erreichen, 
als die Ungarn bereit waren, in friedlichen 
Verhandlungen mit ihm zu geben. Es steht 
fest - auch das wurde bereits gesagt -, daß 
die von den Ungarn durchgeführten Enteig­
nungen völkerrechtlich nicht zulässig waren. 
Aber solche völkerrechtlichen Ansprüche sind 
weder klagbar noch mit Gewalt durchsetzbar. 
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Österreich hatte nur die Wahl, sich mit der 
Globalsumme zufriedenzugeben, die unter den 
gegebenen Verhältnissen vereinbart wurde, 
oder ohne reale Aussicht auf eine spätere, 
günstigere Entschädigung die Verhandlungen 
abzubrechen und zu verschieben. 

Ich möchte auch erklären, daß, bevor Außen­
minister Kreisky den Vertrag in Budapest 
unterschrieben hat, nicht nur das Finanz­
ministerium die Zustimmung gegeben hat, 
sondern daß auch der Ministerrat diesen 
Vertrag einstimmig genehmigte. Ich möchte 
auch daran erinnern, daß der burgenländische 
Landeshauptmann und auch der burgen­
ländische Landeshauptmannstellvertreter vor 
der Unterzeichnung des Vertrages zur Konsul­
tation nach Budapest mitgenommen worden 
sind. 

Wenn daher der vorliegende Vertrag schon 
im Oktober 1964 fertiggestellt und am 21 .  Juni 
1966 von der Regierung im Parlament einge­
bracht wurde, so hat uns die dreijährige 
Verspätung nicht nur keine Vorteile gebracht, 
sondern im Gegenteil in Ungarn eine gewisse 
Verstimmung erzeugt. Auch darüber haben 
schon meine Vorredner gesprochen. Man weiß 
dort, daß der Vertrag bei uns auf innenpoli­
tische Widerstände gestoßen ist und daß über 
die Auf teilung der Globalsumme verschiedene 
Auffassungen bestehen. 

So hat zum Beispiel der Herr Abgeordnete 
Machunze nicht nur in Budapest in meiner 
Gegenwart , sondern auch in anderen Kreisen 
dazu verschiedene Erklärungen abgegeben. 
Unter anderem hat er gesagt, der Vertrag mit 
Ungarn liege im Haus. Darüber werde zu 
gegebener Zeit noch zu reden sein, denn er 
enthalte Regelungen, bei denen wohl überlegt 
werden müsse, ob ihnen das Parlament zustim-

. men könne. - Herr Abgeordneter Machunze ! 
Mich freut, daß sich die Österreichische Volks­
partei entschlossen hat, endlich einmal zu�m­
stimmen. Ich werde später auch argumentieren, 
warum wir der Meinung sind, daß man diesem 
Vertrag schon lange hätte zustimmen sollen. 

Am 9. März 1967 veröffentlichte der " Kurier" 
einen Leserbrief des Herrn Abgeordneten 
Machunze, worin es wieder heißt : 

"Der österreichisch-ungarische Vermögens­
vertrag wurde von der Bundesregierung am 
21.  Juni 1966 im Parlament eingebracht. 
Dieser Vertrag enthält die Bestimmung, daß 
nur jene Altösterreicher eine Entschädigung 
erhalten, die nicht mehr als 100 Katastral­
joch an Grund und Boden in Ungarn verloren 
haben. Das bedeutet, daß ein Geschädigter, 
der 101 Joch verloren hat, aus dem ominösen 
Vermögensvertrag nicht einen einzigen Gro­
schen an Entschädigung zu erwarten hat. Es 
ist nun für einen Abgeordneten eine Gewissens-

frage, ob er einen solchen Vertrag mit dem dazu­
gehörigen Verleilergesetz im Ausschuß pas­
sieren lassen kann . . .  " Ich muß noch einmal 
sagen : Es freut mich, daß er den Ausschuß pas­
siert hat·. 

Hohes Haus ! über den politischen Zweck und 
die Wichtigkeit dieses Abkommens gibt es 
keinen Zweifel. Es dient der Klimaverbesse­
rung zwischen Österreich und Ungarn und 
bringt uns ohne Zweifel der Normalisierung 
der politischen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse einen Schritt näher. Und wenn auch diese 
Lösung und die Höhe der Entschädigung vom 
Standpunkt mancher Kreise aus nicht voll 
befriedigt, so müssen wir doch zufrieden sein. 

Daß es überhaupt zu einer Lösung dieses 
Problems gekommen ist, liegt ja letzten 
Endes gar nicht am Willen Österreichs, 
ich möchte aber auch behaupten, nicht am 
Willen Ungarns, sondern an der Tatsache 
der weltpolitischen Situation, an der An­
näherung Amerikas und Rußlands. Daß Herr 
Außenminister Kreisky das richtig erkannt 
hat, ist seine große Leistung. Ich muß sagen, 
daß wir Burgenländer ihm sehr dankbar da­
für sind, daß er uns den Vertrag gebracht 
hat und daß wir heute über die Entschädigung 
auch ein Gesetz beschließen können. Heute 
können wir darauf hinweisen, daß mit der 
Lösung der zwischen Österreich und Ungarn 
bestehenden vermögensrechtlichen Fragen eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für die Her­
stellung normaler Beziehungen erreicht wer­
den konnte. Die österreichisch-ungarischen 
Beziehungen haben sich in den vergangenen 
Jahren im Interesse beider Nachbarstaaten 
weitgehend normalisiert. 

Nach dem Vermögensvertrag wurde ein 
Grenz- und ein Rechtshilfeabkommen abge­
schlossen. Auch die Gewässerkommission ar­
beitet zufriedenstellend. Laut Pressemeldun­
gen soll Ungarn auch die Errichtung eines 
neuen Grenzüberganges zwischen Österreich 
und Ungarn versprochen haben. 

Aber nicht nur das : Der Höhepunkt 
dieser Normalisierung, die von Herrn 
Außenminister Kreisky eingeleitet worden 
ist, war der Staatsbesuch des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Klaus - ich glaube, 
auch darauf muß man hinweisen -, bei 
dem er nicht nur mit Regierungsmitgliedern 
Besprechungen hatte, sondern, wie das in 
einer der letzten Parlamentsdebatten schon 
ausgesprochen worden ist, auch mit· dem 
Generalsekretär der ungarischen Kommuni­
stischen Partei, mit J anos Kadar. Gerade bei 
uns im Burgenland wirft man uns immer 
wieder vor, wir seien o5stanfällig, wir �eien eine 
Gefahr für die österreichische Demokratie. 
Man soll einmal aufhören, uns, vor allem 
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uns Burgenländer , unsere Partei, die mehr 
als alle anderen Parteien in Ö�terreich für 
Freiheit und Demokratie geleistet hat, immer 
der Ostanfälligkeit zu bezichtigen. ( Beifall 
bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte Sie daran erinnern, daß auch 
der österreichisch-rumänische Vermögensver­
trag den betroffenen Österreichern nur eine 
sehr, sehr bescheidene Entschädigung ge­
bracht hat. Aber seit im Juli 1963 wieder 
Außenminister Kreisky in Bukarest den Ver­
trag unterzeichnete, sind die Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern gut und wesent­
lich freundschaftlicher. Auch der Handel 
zwischen Österreich und Rumänien hit in 
den letzten Jahren sprunghaft gestiegen. 

Ich möchte Sie daran erinnern, daß sich 
auch in den deutsch-österreichischen Be­
ziehungen erst dann bessere Verhältnisse ab­
zuzeichnen begannen, als 1957 der Ver­
mögensvertrag unterzeichnet worden war. 
Sollte der ungarische Vermögensvertrag eine 
ähnliche Entwicklung einleiten - Herr A b­
geordneter, ich hoffe es -, so würden vor 
allem das Burgenland und besonders die 
Grenzgebiete, die Grenzgemeinden einen er­
heblichen Nutzen davon haben. So betrachtet 
ist das Kernproblem dieses Vertrages nicht 
die Höhe der Entschädigung, sondern die 
N ormalisierung der Beziehungen zwischen 
Österreich und unserem Nachbarn Ungarn. 

Die burgenländische Grenze gegen Ungarn 
ist eine tote Grenze ; nicht zu vergleichen mit 
den Grenzen der westlichen Bundesländer 
gegenüber ihren Nachbarländern. Eine der 
Ursachen aller wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
unseres Landes ist in der Grenzlage, aber 
auch in der toten Grenze begründet. Daher : 
Wer anerkennt, daß der Vermögensvertrag 
mit, Ungarn nicht nur beide Länder einander 
näher bringt und die Voraussetzungen für 
normale politische und wirtschaftliche Be­
ziehungen schafft, sondern auch die welt­
weiten Bestrebungen starker, friedlicher Kräfte 
fördert, kann dem Vertrag �eine Zustimmung 
geben. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Soviel zum Vermögens vertrag. 

Für die Weitergabe der völkerrechtlich 
unmittelbar der Republik Österreich zukom­
menden Globalsumme ist aber eine inner­
staatliche gesetzliche Durchführungsregelung 
erforderlich, die dem einzelnen Betroffenen 
einen individuellen Entschädigungsanspruch 
einzuräumen hat und die Regeln für die Ver­
teilung der Globalsumme aufstellen muß. 

Der vorliegende Gesetzentwurf "Verteilungs­
gesetz Ungarn" ist für solche Regelungen be-

stimmt und wurde vom Finanzausschuß dem 
Hohen Hause zur Beschlußfassung vorge­
legt. 

Nach Artikel 3 des Vertrages, der die 
Verteilung der Mittel der Republik Öster­
reich überläßt, wird festgelegt, daß die Mittel 
zur Gänze entsprechend der Widmung deri 
Vertrages verwendet werden. 

Eine Regelung durch Zuwendung zusätz­
licher Bundesmittel für die Berücksichtigung 
der insbesondere durch die Übernahme ihrer 
Vermögen�werte durch die UdSSR oder beim 
sogenannten Großgrundbesitz betroffenen, 
nicht entschädigten Eigentümer in Zusammen­
hang mit diesem Verteilungsgesetz wird nicht 
in Betracht gezogen. Das hat der Herr Ab­
geordnete Tschida bereits ausgeführt, das 
haben auch schon andere meiner Vorredner 
gesagt. 

Daß der Großgrundbesitz von dem vor­
liegenden Vertrag nicht betroffen ist, wurde 
ebenfalls hier zum Ausdruck gebracht. Trotz­
dem, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
hat die Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaft&kammern Öbterreichb in ihrer Stellung­
nahme zum Bundesgesetz über die Verwendung 
der zufließenden Mittel aus dem Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der 
Ungarischen Volksrepublik zur Regelung 
finanzieller Fragen zum § 3 folgende Stellung­
nahme bezogen - ich zitiere - :  

"Daß für land- und forstwirt&chaftliches 
Vermögen, welches 100 Katastraljoch über­
steigt, keine Entschädigung gewährt werden 
soll, ist zwar im Vertrag vorgezeichnet, doch 
kann es nicht als zwingend anerkannt werden, 
daß diese empfindliche Einschränkung auch 
in das österreichische Bundesgesetz und damit 
in das System der in Österreich gegebenen 
Rechtsordnung einfach übernommen werden 
muß." 

Was die Präsidentenkonferenz mit ihrer 
Stellungnahme erreichen wollte, ist meiner 
Meinung nach nicht vertretbar : 

1 .  weil die ungarische Regierung für den 
Großgrundbesitz keine Entschädigung zu be­
zahlen bereit ist und bereit war, 

2. weil es &ich bei dem Kreis der Betroffenen 
zum Großteil um keine Notfälle handelt. 

Einer meiner Vorredner hat bereits darauf 
hingewiesen, daß es sich um rund 25 Groß­
grundbesitzer mit einer GesamtbesitzHäche 
von rund 50.000 ha handelt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Wenn es eine Gruppe gibt, die ein Recht 
hätte, aus den Mitteln der Global8umme et­
was mehr zu bekommen, als im Gesetz vor­
gesehen ist, dann sind es die burgenländisohen 
Doppelbesitzer , dann sind es diejenigen, die 
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am l'Ichwersten betroffen worden sind. Bei darauf hingewiesen hat, daß sie alles tun 
dem Kreis, der hier in Frage kommt, wäre wird, daß sich ihre Minister in der Regierung 
dies vertretbar, weil der Wert ihrer Grund- dafür einsetzen werden, daß die Entschädi­
stücke im . Vergleich zu dem Wert der in gung für die Doppelbesitzer höher sein soll. 
Inner-Ungarn gelegenen Grundstücke öster- Jetzt nach den Wahlen, jetzt während der 
reichischer Staatsbürger wesentlich höher war ÖVP-Alleinregierung, haben Sie an das ver­
und weil es sich durchwegs um kleine Land- gessen. Ich muß sagen, das ist betrüblich. 
wirte handelt. Der Herr Abgeordnete Tschida Wir werden es verstehen, jenen, die betroffen 
hat bereits darauf hingewiesen, daß sie bis sind, das wahre Gesicht jener zu zeigen , 
1949 ihre Grundstücke nicht nur von ihrem die ihnen vor den Wahlen alles Schöne ver­
Hof aus bewirtschaften konnten, sondern sprechen, aber dann, wenn es heißt, das zu 
daß diese Grundstücke in jeder Hinsicht realisieren, nichts anderes haben als Aus­
lastenfrei waren. Die geernteten Produkte reden, mit denen eigentlich den Betroffenen 
konnten auch zollfrei nach Österreich ein- nicht geholfen ist. (Beifall bei der SPÖ.j 
geführt werden . Präsident Wallner : Zum Wort ist niemand 

Was den gesamten land- und forstwirt- mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
schaftliehen Besitz betrifft, der von der Wünscht einer der Herren Berichterstatter 
ungarischen Regierung enteignet wurde und das Schlußwort 1 - Dies ist nicht der Fall. 
für den eine Entschädigung zu bezahlen sie 
sich bereit erklärt hat, handelt es sich um 
rund 2800 ha ; von diesen 2800 ha sind 
1840 ha im Grenzgebiet und rund 960 ha in 
Inner-Ungarn. Bei den Flächen im Grenz­
gebiet handelt es sich um Doppelbesitzungen, 
und zwar von rund 3000 kleinen burgen­
ländischen Besitzern. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß an die 
Jahre hindurch, und zwar bis 1963, im Rah­
men aller österreichisch-ungarischen Vermö­
gensverhandlungen die Stellung der Doppel­
besitzer eine von den übrigen Betroffenen ver­
schiedene war . Das Problem des Doppel­
besitzes war auch bis 1963 immer 
ein eigener Tagesordnungspunkt bei den Ver­
handlungen. Die Doppelbesitzgrundbtücke er­
zielten im Liegenschaftsverkehr seit 192 1  in 
der Regel auch den gleichen Preis wie ein in 
Österreich gelegenes Grundstück. 

In Österreich gibt es nicht nur Besitzer, 
die in Ungarn Grundstücke haben, soge­
nannte Doppelbesitzer , sondern es gibt auch 
umgekehrt ungarische Doppelbesitzer . Diese 
ungarischen Doppelbesitzer konnten in den 
letzten zehn Jahren wesentliche Flächen ihres 
Besitzes in Österreich frei verkaufen, und 
sie haben beim Verkauf oft das Zehn- und 
Zwölffache von dem bekommen, was jetzt 
aus der Globalsumme für die österreichischen 
Doppelbesitzer als Entschädigung vorgesehen 
ist. 

Auf Grund all dessen habe ich mich ent­
schlossen, im Finanz au sschu ß nach 
Ausführung an dieser Tat�achen einen Ab­
änderungsantrag einzubringen, der das vor­
gesehen hat, was der Herr Abgeordnete 
Tschida bereits erwähnt hat. Es tut mir 
nur sehr leid, daß die Österreichische Volks­
partei in ihrer Presse vor den Wahlen immer 
wieder verlangt hat, sich für die Doppel­
besitzer einzusetzen, daß sie immer wieder 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m m u n g, 
die ich über jede der beiden Vorlagen ge­
trennt vornehme. 

Der Vertrag mit Ungarn samt Anlagen wird 
mit Mehrheit genehmigt, 

das Verteilungsgesetz mit den Abänderungen 
des Ausschußberichtes in zweiter  und dritter  
Lesung mit Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

Dif beiden Entschließungen werden ein­
stimmig angenommen. 

9. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (460 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über das Erlöschen 
von Forderungen des Bundes gegen die Sim­
mering-Graz-Pauker Aktiengesellschaft und die 
Rax-Werk Gesellschaft m. b. H. (476 der Bei-

lagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
9. Punkt der Tagesordnung : Erlöschen von 
Forderungen des Bundes gegen die Simmering­
Graz-Pauker AG. und die Rax-Werk Gesell­
schaft m. b. H. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
lng. Karl Hofstetter. Ich bitte ihn, zum 
Gegenstand zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Karl Hofstetter : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Die schon durch eine 
ungenügende Ausstattung mit Eigenkapital 
beeinträchtigte wirtschaftliche Lage der ver­
staatlichten Simmering-Graz-Pauker AG. hat 
insbesondere durch die großen Belastungen aus 
der Übernahme zweier ehemaliger USIA­
Betriebe, nämlich der Wiener Lokomotiv­
fabrik-Aktiengesellschaft und der Rax-Werk 
Gesellschaft m. b. H.,  eine weitere wesentliohe 
Verschlechterung erfahren. Bereits durch 
Bundesgesetz vom 17 .  März 1965 über Maß­
nahmen zur Sanierung ' der Jahresabschlüsse 
1962 und 1963 der Simmering-Graz-Pauker 
Aktiengesellschaft, BGBL Nr. 48, wurde das 
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Erlöschen von Forderungen des Bundes be­
wirkt. Nunmehr ist eine abermalige bilanz­
mäßige Sanierung der Gesellschaft erforderlich. 
Die Bundesregierung hat daher am 26. April 
1967 den genannten Gesetzentwurf im 
Nationalrat eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 22. Mai 
1967 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Schmitz der Vorberatung unter­
zogen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich den Antr a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (460 der Beilagen) , und zwar, 
was Im schriftlichen Bericht nicht besonders 
hervorgehoben ist, samt Anlage, die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ferner beantrage ich,  General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, 
General- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte wird 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort ge­
lIleldet ist der Herr Abgeordnete Peter. Ich 
erteile es ihm . 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Wir Freiheitlichen 
sind der überzeugung, daß die verstaatlichten 
Unternehmungen Österreichs eine wirtschafts­
politische Realität darstellen und daß sie nach 
Grundsätzen der Rentabilität geführt werden 
müssen, um ihre Leistungsfähigkeit zu erhalten 
und um damit die Arbeitsplätze für 120.000 bis 
130.000 Menschen in unserem Lande zu sichern. 

Inwieweit die derzeit in Behandlung stehende 
Regierungsvor lage dieses wirtschaftliche Ziel 
erreicht, vermag meines Erachtens kein Abge­
ordneter dieses Hohen Hauses guten Gewissens 
auf Grund jener Informationen, die uns die 
Bundesregierung bei der Behandlung dieser 
Gesetzesvorlage im Ausschuß erteilt hat, einzu­
schätzen. Ob das Erlöschen von Forderungen 
des Bundes gegen die Simmering-Graz-Pauker 
AG. im Ausmaß von 342 Millionen Schilling 
gerechtfertigt ist oder nicht, vermag ich nach 
den mir vorliegenden Informationen der Regie­
rung guten Gewissens nicht zu beurteilen und 
daher auch nicht zu entscheiden. Auf Grund 
dieses fehlenden Einschätzungwermögens, für 
das nicht wir freiheitlichen Abgeordneten die 
Verantwortung tragen, sieht sich die FPÖ­
Fraktion nicht in der Lage, dieser Regierungs­
vorlage die Zustimmung zu erteilen. 

Der Vertreter der Bundesregierung im Aus­
schuß war nicht in der Lage, eine umfassende 
Begründung im wirtschaftlichen Sinn zu gehen. 

Das schloß aus, daß die Ausschußmitglieder 
sich ein einigermaßen sachlich fundiertes 
Urteil über die weitere wirtschaftliche Entwick­
lung der Simmering-Graz-Pauker AG. bilden 
konnten. Wir freiheitlichen Abgeordneten 
bedauern dies, weil wir der Überzeugung sind, 
daß alle Kräfte aufgeboten werden müssen, 
um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
unseres Lande::. zu erhalten . Dazu gehört auch 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der ver­
staatlichten Unternehmungen . 

Namens der freiheitlichen Abgeordneten 
richte ich neuerdings an die Bundesregierung 
den dringenden Appell, mit Konzepten hin­
sichtlich der verstaatlichten Unternehmungen 
vor die Auschüsse des Nationalrates zu treten, 
um den Abgeordneten eine Grundlage der 
Beurteilung für die Richtigkeit der zu treffen­
den Maßnahmen zu geben. 

Meine Damen und Herren ! Die Bundes­
regierung sollte es sich in diesem Zusammen­
hang nicht gar zu leicht machen. Die Bundes­
regierung sollte sich vielmehr der Mühe unter­
ziehen, mit größter Umsicht und größter Sorg­
falt an die Überlegung und Diskussion dieser 
Probleme heranzutreten. 

Gerade der "ÖVP-Pressedienst" war es, der 
in den jüngsten Tagen neuerdings auf die sehr 
dynamische Entwicklung auf dem Gebiet der 
Wirtschaft, der Technik und des Fortschritts 
verwiesen hat. Es heißt im "ÖVP-Presse­
dienst" vom 23. Mai 1967 unter anderem, daß 
das Atomzeitalter dem Gesetzgeber voraus­
geeilt ist. An dieser ÖVP-Feststel1ung ist 
sicher etwas Richtiges dran, aber die Folge­
rung aus dieser Schlagzeile des "ÖVP-Presse­
dienstes" scheint uns Freiheitlichen nicht 
richtig zu sein. Es heißt darin weiter : 

"Da ß das Atomzeitalter in Österreich dem 
Gesetzgeber vorausgeeilt ist, läßt sich damit 
erklären, daß e& in den vergangenen Jahren 
einfach nicht möglich war, gewisse politie.che 
Schwierigkeiten bei der Erstellung eines 
Strahlenschutzgesetzes" und anderer Gesetze 
"zu beseitigen. Die Koalitionsregierung hat 
zwar wiederholt Anstrengungen gemacht, 
Hürden zu überwinden, doch wird es dem 
Kabinett Klaus II vorbehalten bleiben , auf 
Regierungs- und Parlamentsebene dieses 
Gesetze�werk" zur Diskussion zu stellen und 
"zu effektuieren". 

Bei der jüngsten Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers haben wir eine Würdigung der 
Regierungsarbeit aus dem Mund des Regie­
rungschefs erfahren. Nun geht die Bundes� 
regierung in diesem Zusammenhang bereits ein 
Stück weiter und erklärt : Das, was der Gesetz­
geber versäumt hat und wo ihm das Atomzeit­
alter vorausgeeilt ist, das wird nun das Kabinett 
Klaus II bewältigen. Wir warten also auf die 
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Ansätze zur Verwirklichung dieses fortschritt­
lichen, umfassenden Konzeptes im Atom- und 
Raumzeitalter, das uns das Kabinett Klaus II 
vorzulegen beabsichtigt.  

Wenn aber, meine Damen und Herren deb 
Hohen Hauses, die Bundesregierung bei der 
weiteren Behandlung solcher Materien so 
stumm bleibt, wie 8ie bei dieser Regierungs­
vorlage im Ausschuß gewesen ist, dann wird 
jene� Ziel bestimmt nicht erreieht, das in 
diesem Zusammenhang vom "ÖVP-Presse­
dienst" dargelegt wurde. 

In der weiteren Folge verweist eine Tages­
zeitung darauf, daß ein hoher Funktionär, der 
für die verstaatlichten Unternehmungen zu­
ständig ist, "die Reise aus der Verantwortung" 
angetreten hat. Was versteht man darunter, 
daß der Präsident der ÖIG, Dr. Taus, "die 
Reise aus der Verantwortung" angetreten hat ? 
Man meint damit, daß gerade in einer Situa­
tion, in der eb um schwerwiegendste Entschei­
dungen im Bereich der verstaatlichten Unter­
nehmungen geht, eine der verantwortlichsten 
Persönlichkeiten, nämlich der Präsident, nicht 
im Lande weilt und damit nicht an den Ent­
scheidungen teIlhat. 

Ob jene überlegung richtig ist, die daraus 
von einem Wiener Journalisten angestellt 
wurde, vermag ich nicht zu beurteilen. Dieber 
Mann bringt jedenfalls zum Ausdruck, daß eine 
bestimmte Absicht des AAB dahinterstehen 
könnte, daß Taus gerade in diesem Augenblick 
seine Amerikareise angetreten hat, um bei diesen 
Entscheidungen nicht dabei zu sein und um 
damit den Arbeiter- und Angestelltenbund der 
Österreichischen Volkspartei nicht mit einer 
Reihe von Hypotheken zu belasten. Ob diese 
überlegung zutrifft oder nicht, werden die 
nächsten Wochen und Monate erweisen. 

Aber in diesem Zu sammenhang muß ich 
noch einmal der dringenden Forderung der 
freiheitlichen Abgeordneten Ausdruck . ver­
leihen, die darin gipfelt, daß es ohne Auf­
klärung durch die Bundesregierung, daß es 
ohne Rechtfertigung durch die Bundesregie­
rung und daß es ohne KOnZe}lte der Bundes­
regierung auf dem Sektor der verstaatlichten 
Unternehmungen sicher nicht vorwärts- und 
nicht weitergehen wird. 

Die ÖIG ist nun seit einigen Monaten eine 
Realität, ohne daß bie dem Hohen Hause 
gegenüber dargelegt hätte, wie nun jener -
ich komme heute wieder darauf zurück · ­
technische, wirtschaftliche und kommerzielle 
Maßanzug au&zusehen hat, der den verstaat­
lichten Unternehmungen durch den Präsiden­
ten der ÖIG, Dr. Taus, geschneidert werden 
soll. Er soll wenigstens einmal das Schnitt­
muster dem Nationalrat darlegen; damit der 

Nationalrat prüfen kann, ob dieser Schnitt für 
die verstaatlichten Unternehmungen Öster­
reichs paßt. 

Mit dießen Methoden aber, wie sie heute dem 
Nation alrat zur Beschlußfas6ung vorgelegt 
werden, kommt die ÖIG unter der Führung des 
Präsidenten Taus sjcher nicht zum Ziel : 
Erlöschen von Forderungen gegen die Simme­
ring-Graz-Pauker AG. im Ausmaß von 342 Mil­
lionen Schilling. Es kann sein, daß die.,es Er­
löschen der Forderungen von 342 Millionen 
Schilling wirtschaftspolitisch gerechtfertigt ist. 
Es kann sein, daß mit dieser Maßnahme ein 
erster Ansatz zu einem Rationalisierungskon­
zept geschaffen wird. Es ist aber ausgeschlos­
sen, meine Damen und Herren, wenn sich die 
Bundesregierung nicht der Mühe unterzieht, 
die Nationalratsabgeordneten über ihreKonzep­
tion aufzuklären, sich als Abgeordneter dieses 
Hohen Hauses ein Urteil zu bilden, ob diese 
Maßnahme richtig oder falsch ist. 

Meine Bitte und meine Forderung namens 
der freiheitlichen Abgeordneten an die BundeE.­
regierung lautet daher : Versetzen Sie uns doch 
endlich in die Lage, diese Kriterien besser als 
bisher einzuschätzen ! Wenn Sie uns in die 
Lage versetzen und wir Freiheitlichen der Über­
zeugung sind, daß es sich um richtige wirtschafts­
politische Maßnahmen zum Nutzen der Ge­
samtwirtschaft, zum Vorteil der verstaatlichten 
Unternehmungen handelt, dann werden �ir 
Freiheitlichen uns nicht scheuen, einer solchen 
Regierungsvorlage die Zustimmung zu er­
teilen. Unter den gegebenen Umständen ist es 
aber unmöglich, zu dieser Vorlage mit gutem 
Gewissen ja zu sagen. 

Meine Damen und Herren I Die Bundes­
regierung kann sich seit dem 6. März 1966 der 
ungeheuren Verantwortung, die sie für die ver­
staatlichten Unternehmungen übernommen hat, 
nicht entziehen . Es liegt ein Schatten über 
dieser Bundesregierung, ein Schatten debwegen , 
weil diese Bundesregierung gegenüber dem 
Parlament verschlo�sen und zurückhaltend ist, 
während diese Bundesregierung aber gegenüber 
der Öffentlichkeit, gegenüber der Presse sehr 
informationsfreudig in Erscheinung tritt. Die­
ser Schatten über Österreich hat E.ich in den 
letzten Monaten auch über die einzelnen Teile 
des Landes, unserer Republik, ausgebreitet. 

Eine steirische Zeitung war es, die Meinungen 
über die wirtschaftliche Lage unseres Landes 
aus verschiedensten Bevölkerungsbereichen 
zusammengetragen und der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht hat. Diebe Artikel�erie 
in der "Kleinen Zeitung" steht unter dem 
Titel : , ,schatten über der Obersteiermark �"  
Gemeint sind die wirtschaftspolitischen 
Schatten, die über diesem industriestarken 
Bundesland Österreichs stehen und die in allen 
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Teilen der Bevölkerung zu großer Sorge Anlaß 
gegeben haben, ganz gleich, wie diese Bevölke­
rungsteile parteipolitisch denken. 

So sagt der Direktor Walzel-Wiesenstreu von 
der Zellulose-Fabriks-AG . St. Michael, Leoben : 
"Wir sind voll beschäftigt, fahren mit voller 
Produktion, doch sind die Zellstoff preise noch 
immer nicht kOMtendeckend . . .  Zu dem kommt, 
daß veraltete Betriebe in Österreich komplett 
modernen Betrieben in Skandinavien und 
Kanada gegenüberstehen. Wir sehen daher mit 
Entsetzen, daß Österreich einerseits Unterent­
wickeltenhilfe an ausländische Staaten zahlt 
und andererseits an allen möglichen Welt­
organisationen caritativen Charakters beteiligt 
ist, welche Unsummen unseres Staat':lbudgets 
verschlingen." Das ist die Meinung eineE! 
Betriebsführers. 

da besingt man die großen Taten der ÖVP­
Regierung, wenn man aber ver dem Antlitz 
des Wählers steht, da erhebt man sogar als 
ÖVP-Abgeordneter kritisch seine Stimme und 
verweist auf die Versäumnisse, für die nunmehr 
seit dem 6. März 1966 die eigene Partei, die 
Österreichische Volkspartei, verantwortlich ist. 

Der Bürgermelster von Niklasdorf, Juliua 
Sagocec, ist folgender Meinung : "Die Groß­
industrie hat den Fehler begangen, daß sie sich 
nicht zeitgerecht der Lage am Inland-un d Welt­
markt angepaßt hat. Durch zu geringe oder 
verfehlte Investitionen ist die Konkurrenz­
fähigkeit vieler österreichischer Produkte auf 
dem Weltmarkt verlorengegangen. " 

Der Meinungsquerschnitt geht durch alle 
Bereiche der Bevölkerung der Steiermark, 
und ich möchte auch die Meinung des Landes-

Der Direktor der Steirischen Montanwerke, rates Josef Gruber diesem Hohen Haus zur 
Herr Gi8bert Spiegelfeld, meint :  "Die derzeit 

I Kenntnis bringen, der sagt : "Für einen 
bestehende Krise unseres Unternehmens kann nüchternen Betrachter der gegenwärtigen 
bei weiterer Kostensteigerung lebensbedrohend wirtschaftlichen Situation besteht kein Zweifel, 
werden." Wir wissen ganz genau, daß es E!ich daß die Obersteiermark mit dem Schwerge­
hier um einen bisher leistungsstarken Betrieb wicht der Indw�trie im Grundstoffsektor echte 
handelt, der über Nacht in eine schwierige strukturelle Schwächen und starke regionale 
Situation geraten ist . Unterschiede im wirtschaftlichen Entwick-

Ein Dachdeckermeister aus Leoben , Herr lungastand aufweist, was zu großer Besorgnis 
Franz Pecaver, ist folgender Ansicht : "Die Anlaß gibt. Durch die Konzeptlosigkeit in 
Regierung soll vor allem aber alles tun, um eine der österreichischen Wirtschaftspolitik gefähr­
baldige Assoziierung mit der EWG herbeizu- det man zweifelsohne tausend Arbeitsplätze in 
führen, damit dadurch die Zolldiskriminierung der Obersteiermark. " 
und die Absatz- und Produktionsschwierig- Wo ist also das Konzept der Bundesregie­
keiten wegfallen können. Allein hierin liegt rung, um diese Strukturkrisen der österreichi­
der wahre Grund für eine allfällige ,Krise' ." schen Wirtschaft nun endlich zu bewältigen 

Der Herr Abgeordnete dieses Hauses und um dafür zu sorgen, daß die Arbeitsplätze 
Matthias Krempl hat in dieser Artikelserie erhalten werden können ? 
seiner eigenen Partei und da.mit auch der von 
seiner Partei getragenen Bundesregierung unter 
anderem folgendes ins Stammbuch geschrieben : 
"Ich gebe zu, daß durch Versäumnisse der ver­
gangenen Jahre für uns die derzeitige Konjunk­
turschwäche empfindlicher spürbar geworden 
ist. Zur Begründung meiner Behauptung weise 
ich darauf hin, daß der oft und oft geforderte 
Energieplan noch immer nicht erstellt wurde, 
wodurch insbesondere da!3 Problem Kohle be­
troffen ist, und daß aber auch dadurch, daß 
unb in Österreich noch immer ein modernes 
Arbeitsmarktgesetz fehlt", große Schwierig­
keiten bereitet werden. 

Ich bewundere nunmehr den Mut des Abge­
ordneten Krempl und würde es begrüßen, 
wenn er mit gleichem Schwung von diesem 
Rednerpult aus die gleiche Meinung den 
Ministern auf der Regierungsbank sagen würde. 
Aber das ist eben der doppelte Zungenschlag 
der Abgeordneten der Regierungspartei, das 
ist die Janusköpfigkeit der Abgeordneten der 
Regierungspartei, mit der sie vor das Volk hin­
treten. Im Parlament spricht man anders, 

Ich beschließe diesen Reigen der steirischen 
Meinungen mit der Auffassung eines persön­
lichen Freundes des steirischen Landeshaupt­
mannes Krainer, eines getreuen ÖVP­
Weggefährten, der aus dem Lager der Volks­
partei stammt und der ein beachtliches wirt­
schaftliches Profil repräsentiert, nämlich mit 
dem Gewerken Hans Pengg, der Ihnen, Herr 
Minister, zu, den Wachstumsgesetzen folgendes 
sagt : "Ein großes, leider leeres Schlagwort. 
Was helfen die Wachstumsgesetze ohne 
Kapital 1 Wachsen, Herr Bundesminister, 
kostet Geld. Dieses Geld aber, dieses Kapital 
aber besitzt die österreichische Wirtschaft 
nicht. " Mit dieser Meinung des Gewerken 
Pengg, der dem ÖVP-Lager zuzuzählen ist, 
wird die Situation charakterisiert, die nun­
mehr auf dem Kapitalmarkt nach ErlasBung 
der Wachstumsgesetze gegeben ist. Kapital 
muß auch aus eigener Leistung heraus gebildet 
werden können, "Rationalisierungsinvestiti­
onen" - ich sagte es bereits einmal im 
Parlament - "müssen kurzfristig verdient 
werden können", meint der Generaldirektor 
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von , Semperit Dr. Rueger. Aber die Voraus­
setzungen für das Kurzfristig-Verdienen dieser 
Rationalisierungsin vestitionen fehlt. 

Meine Damen und Herren der Mehrheits­
partei ! Wir Freiheitlichen räumen der Ein­
parteienregierun� der Ö VP sehr wohl ein, 
daß sie seit dem 6. März 1966 Detaillösungen 
versucht und in einigen Bereichen der Wirt­
schaft auch herbeigeführt hat. Es gibt da 
und dort auf dem Kohlenbergbauselrlor Detail­
lösungen. Ob sie zielführend sind, wagen wir 
Freiheitlichen zu bezweifeln. Österreich 
- Herr Krempl deutete eS j a  an - befindet 
sich seit Jahren in einer Energiekrise. Diese 
Energiekrise setzt voraus, daß man mit 
Hilfe eines Energieplanes Wege aus der Krise 
aufzeigt. Aber hier gibt es überall nur Detail­
wege, Detailansätze : auf dem Gebiet des 
Kohlenbergbaues, auf dem Gebiet des Erdöl­
sektors, auf dem Gebiet der Erdgasfrage und 
nicht zuletzt auf dem Gebiet der Elektrizitäts­
wirtschaft. 

Wie Ihre Arbeit, meine Damen und Herren 
der Bundesregierung, in diesem Zusammen­
hang hinsichtlich des Wachstums- und 
Strukturkonzeptes einzuschätzen ist, das hat 
Ihnen ein Wirtschaftsjurist in der "Presse" 
in allerjüngster Zeit mit einem treffenden 
Satz vor Augen geführt. HerT Karl Graber 
schreibt nämlich, daß von der Bundesregierung 
Wirtschaftspolitik nach dem Grundsatz be­
trieben wird : Wasch mir den Pelz, aber mach 
mich nicht naß ! (Zwischenruf bei der F pO.) 

- Von Koren wissen wir noch nicht, was 
wir von ihm zu halten haben. Er beschäftigt 
sich zurzeit mit dem Antichambrieren und hat 
von der Regierungsbank her noch nicht gezeigt, 
was er zu leisten in der Lage ist oder was er 
nicht zu leisten in der Lage sein wird. Gewäh­
ren wir also der Wunderwaffe des Kabinetts 
Klaus H, dem Universitätsprofessor Dr. Koren, 
noch etwas Schonzeit, gewähren wir ihm 
noch eine Bewährungsfrist, damit er zeigen 
kann, was in ihm steckt. Bis zur Stunde 
aber ist er auch bei diesem Spiel, das Herr 
Graber als das des Pelzwaschens bezeichnet, 
bei dem sich die Ö VP nicht naß zu machen 
beabsichtigt. 

Was macht also diese Regierung � Sie 
wurschtelt auf dem Gebiet des Kohlenberg­
baues weiter, sie wurschtelt auf dem Gebiet 
der Erdölwirtschaft weiter, sie bat in der 
Erdgasfrage bis zur Stunde kein klares Kon­
zept. Sie weiß nicht, ob sie die Orientierung 
auf das algerische Erdgasprojekt beibehalten 
oder ob sie sich auf die transsibirische Erdgas­
leitung umorientieren soll. Das sind alles 
offene Fragen, während aber andererseits die 
österreichische Industrie vor die Lebensfrage 
gestellt ist, entweder billige Energiequellen 

erschlossen zu bekommen oder weiterhin in 
den Produktionsbedingungen weitestgehend 
behindert zu sein. 

Wir Freiheitlichen sind uns sehr wohl im 
klaren darüber, daß die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang vor eine ' überaus 
schwierige Aufgabe gestellt ist. 

Vor mehr als Jahresfrist habe ich der Mehr­
heitspartei und der Bundesregierung namens 
der freiheitlichen Abgeordneten den Vorschlag 
unterbreitet, gemischte Kommissionen, ge­
mischte Ausschüsse einzusetzen. Nach dem 
Muster des Deutschen Bundestages soll hier 
einer Forderung entsprochen werden, die die 
"Aktion 20" der Österreichischen Volkspartei 
aufgestellt, aber bis zur Stunde nicht ver­
wirklicht hat, nämlich die Forderung nach 
der Allianz der Wissenschaft und der Politik. 
Von dieser Zusammenarbeit ist bis zur Stunde 
in Österreich wenig zu merken, aber diese 
Allianz zwischen Wissenschaft und Politik 
soll auch Eingang in den Nationalrat erhalten 
und einen entsprechenden Niederschlag in der 
Ausschußarbeit finden. 

Ich darf auch die Bundesregierung daran 
erinnern, daß gerade in den jüngsten Tagen 
ein besonderer Alarmruf erhoben wurde, als 
ein Vertreter des Stahlsektors sozusagen die 
Alarmglocke für Eisen und Stahl geläutet hat. 
Es ist der Montanist Professor Trenkler 
aus Leoben, der sagte, daß über kurz oder 
lang zehntausende Arbeitsplätze in Österreich 
gefährdet sein werden, wenn nicht entsprechend 
zielführende Maßnahmen eingeleitet werden. 
Er verwies auf den ungünstigen Standort 
unserer Eisen- und Stahlindustrie, er verwies 
auf die immer unmoderner werdenden Pro­
duktionsstätten im Bereich unserer Eisen­
und Stahlindustrie, und er verwies darauf, 
daß wir kein Konzept auf der Produktions­
u.nd auf der Organisationsseite hinsichtlich 
des Stahl- und Eisensektors in Österreich 
hätten. 

So ließe sich diese Alarmsituation für die 
einzelnen Bereiche der verstaatlichten Unter­
nehmungen eindrucksvoll aufzeigen, man kann 
sagen, zum Leidwesen der betroffenen Arbeit­
nehmer und darüber hinaus zum Leidwesen 
der gesamten österreichischen Bevölkerung. 

Wenn wir zu dieser Regierungsvorlage ja 
oder nein sagen sollen, dann müssen wir 
unter anderem die Konzepte kennen, mit 
denen nunmehr die Simmering-Graz-Pauket 
AG. saniert werden soll. Welche großen 
Umschichtungen sind im Gange, in welcher 
Form soll die Konzentration der Produktion 
erfolgen, wie sieht es mit der Auflassung der 
Lokomotivfabrik aus beziehungsweise welche 
Produktionsformen sollen dort nunmehr Platz 
greifen ? Soll jetzt eine Konkurrenz zwischen 
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der Simmering-Graz-Pauker und den Jenbacher 
Werken auf dem Gebiet des Waggonbaues in 
die Wege geleitet werden ? Wird nicht der 
Interessenbereich des einen Betriebes den 
Interessenbereich des anderen Betriebes über­
schneiden ? Ich weiß, daß sich hier Interessen 
der verstaatlichten Unternehmungen u.nd der 
Privatwirtschaft womöglich überschneiden, 
aber man muß über diese Dinge reden, will 
man positive Entscheidungen herbeiführen. 
Soll nunmehr wirklich ein eigenes Güterwagen­
progra!flIn in Tirol entwickelt werden ? Ist 
ein solches volkswirtschaftlich zweckmäßig, 
ja oder nein � 

Dann ist darauf verwiesen worden, daß 
sich der Aufsichtsrat der Simmering-Graz­
Pauker mit der Frage beschäftigt, Auslands­
kapital für dieses Unternehmen aufzutreiben 
und flüssigzumachen. Inwieweit ist es dem 
Aufsichtsrat gelungen, diese Frage in die Tat 
umzusetzen � Die Pressemeldung, die sich 
mit dieser Frage beschäftigt, ist ein Jahr alt. 
Ist das Au.slandskapital gesichert oder nicht ? 
Das sind Fragen, die uns alle berühren, wenn 
wir über diese Regierungsvorlage befinden 
sollen. 

Letzten Endes darf ich darauf verweisen, 
daß gerade die Simmering-Graz-Pauker AG. 
seit dem Jahre 1961 sage und schreibe 
800 Millionen Schilling an Steuergeldern zur 
Deckung ihrer Defizite verschlungen hat. Die 
Bundesregierung wäre doch in einer so ent­
scheidenden Stunde auch verpflichtet, dem 
Nationalrat über dieses Vergeuden von Steuer­
geidern entsprechend Aufklärung zu geben. 
Wer sind die Verantwortlichen für dieses 
Defizit ? Inwieweit wurden führende Funk­
tionäre dieses verstaatlichten Unternehmens 
zur Verantwortung gezogen ? Es geht doch 
unter gar keinen Umständen, daß man 
Hunderte Millionen von Steuergeldern in ein 
derartiges verstaatlichtes Unternehmen hinein­
pumpt, ohne dem Gesetzgeber und der Volks­
vertretung zu sagen, wo die Ursachen und 
die Gründe für dieses Versagen liegen und in 
welcher Form die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft gezogen worden sind oder zur 
Rechenschaft gezogen werden. 

Weil alle diese Fragen offen sind, weil 
alle diese Fragen von der Bundesregierung 
in den Ausschußberatungen unbeantwortet 
geblieben sind, darum sind wir Freiheitlichen 
nicht imstande, dieser Regierungsvorlage die 
Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der F PO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Steinhuber. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Steinhuber (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Zur Regierungsvorlage 460 der Bei-

lagen über das Erlöschen von Forderungen 
gegenüber der Simmering-Graz-Pauker AG. 
möchte ich etwas sagen, was vor allem für 
uns Grazer und auch für die zwei Floridsdorfer 
Betriebe von großer Bedeutung ist. In den 
Erläuternden Bemerkungen heißt es wörtlich : 

"Weitere Maßnahmen zur betrieblichen Sa­
nierung sind im Gange. Es ist hiebei für die 
Zukunft insbesondere an eine qualitative Ver. 
besserung in der personellen Besetzung gewisser 
Führungspositionen gedacht, an eine Hin. 
lenkung mancher Sparten auf einen indu­
striellen Produktionsablauf, an eine Konzen­
tration und Rationalisierung des Produktions­
ablaufes im Werk Simmering sowie des inner­
betrieblichen Transportwesens . . .  " 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Dieser Absatz - und das ist eine sehr große 
Gefahr - kann wohl so ausgelegt werden, 
daß es sich um eine Konzentration der Aufträge 
und um Rationalisierungsmaßnahmen im 
Werk Simmering selbst handelt. Damit kann 
aber auch eine Konzentration der Aufträge 
auf Wiener Boden gemeint sein, was 
allein schon einen schweren Schlag für die 
Floridsdorfer Arbeiter und Angestellten dar­
stellen würde. Es kann aber damit - und 
das ist die große Gefahr, die wir Grazer be­
fürchten - auch zum Ausdruck kommen, daß 
eine generelle Konzentration der Aufträge im 
Werk Simmering durchgeführt wird, daß also 
auch Aufträge vom Grazer Werk abgezogen 
und ins Werk Simmering verlagert werden, 
wobei ich feststellen möchte, daß das Werk 
Graz auf Grund der jetzt noch guten Beschäfti. 
gung eine internationale Pro-Kopf-Leistung 
erreicht hat und dadurch im In- und Ausland 
konkurrenzfähig ist. 

In dieser Regierungsvorlage steht nichts 
vom Grazer Werk, daß Investitionen notwendig 
sind und daß hier eine Konzentration von Auf. 
trägen durchgeführt werden soll. Über diese 
Regierungsvorlage habe ich mit Herrn General. 
direktor Zach gesprochen. Er versicherte mir 
allerdings, daß es sich nur um eine Konzentra­
tion der Produktion im Werk Simmering 
handelt. Es ist dabei nicht daran gedacht, 
Aufträge von Graz nach Wien zu verlagern. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ein gebranntes Kind fürchtet das 
Feuer. Das Grazer Werk wurde schon einmal 
stillgelegt, und zwar von 1934 bis 1938. 
Damals wuchs im Grazer Werksgelände das 
Gras meterhoch, die Maschinen , verrosteten, 
und die Produktion wurde nach Wien ver· 
lagert. Deshalb möchte ich das, was Herr 
Generaldirektor Zach gesagt hat, eindeutig 
festhalten, nämlich daß es sich nicht um eine 
Verlagerung von Aufträgen von Graz nach 
Wien handelt. 
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Aber eine Aussprache zwischen General­
direktor und Betriebsratsobmann ist nicht 
bindend. Deshalb habe ich im Finanz- und 
Budgetausschuß einen Entschließungsantrag 
eingebracht, der allerditJgs ohne Diskussion 
von der Regierungspartei abgelehnt wurde. 
Dieser Entschließungsantrag fordert den zu­
ständigen Minister nur auf, einen Bericht über 
die künftige Situation, über die Auftragslage, 
über die Auftragsaussichten und überhaupt 
über die Produktionsabgrenzung vorzulegen. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß das österreichische Volk, 
das bereits, wie Kollege Peter gesagt hat, 
800 Millionen Schilling an Steuergeldern in 
diesen Betrieb hineingepumpt hat, aber nicht, 
weil die Arbeiter und Angestellten das ver­
schuldet hätten und nicht - ich möchte das 
richtigstelIen - seit 1961,  sondern in einem 
Zeitraum von zehn Jahren, ein Recht darauf 
hat, zu erfahren, wie es weitergehen soll. 

Die Annahme dieses Entschließungsantrages 
wäre vor allem - wie ich schon ausgeführt 
habe - im Interesse der im Werk Graz 
beschäftigten Arbeiter und Angestellten ge­
legen und sollte eine Absicherung gegen eine 
spä.tere Produktionsverlagerung nach Sim­
mering darstellen. Wenn ich sage : gegen 
eine spätere Produktionsverlagerung, so meine 
ich damit, daß im Vorstand eine Änderung 
eintreten könnte. So kann es möglich sein, 
daß die neuen Herren wieder ganz andere 
Vorstellungen von Rationalisierungsmaßnah­
men haben. Es könnte - auch davon wird 
schon gesprochen · - der Fall sein, daß eine 
Zusammenlegung der Produktion aller Werke 
einschließlich der Zentralverwaltung im Werk 
Simmering stattfindet. 

Diese Regierungsvorlage gibt die Möglich­
keit, daß alles geschieht, sie gibt dem Vorstand 
diese Möglichkeit und öffnet ihm damit Tür 
und Tor. Ich darf in diesem Zusammenhang 
darauf verweisen, daß das für Graz ein beson­
ders schwerer Schlag wäre, denn Graz ist eine 
der steuerärmsten Landeshauptstädte, und 
regionalpolitisch gesehen würde das für Graz 
und für die dort Beschäftigten ein wirklich 
schwerer Schlag sein. 

Was in den Erläuternden Bemerkungen 
steht, ist für uns Belegschaftsvertreter und für 
die bei der SGP Beschäftigten von besonderer 
Bedeutung. Hier heißt es auf Seite 6 wörtlich : 
"Es ist hiebei für die Zukunft insbesondere an 
eine qualitative Ver besserung in der personellen 
Besetzung gewisser Führungspositionen ge­
dacht . . . . " 

Was heißt das ? Das heißt mit anderen 
Worten, daß die bisherige Führung die heutige 
Situation geschaffen hat, daß nicht allein die 
Fusionierung der Lokomotivfabrik, der An-

schluß des Rax-Werkes schuld an dieser 
Situation haben, sondern die Regierungsvorlage 
zeigt deutlich auf, daß die Führungspositionen 
daran schuld waren und daher an einen Aus­
tausch gedacht wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Das möchte ich ganz besonders der rechten 
Seite dieses Hauses sagen : Wir Belegschafts­
vertreter haben schon viel früher erkannt, 
daß diese Betriebsführung unfähig ist, ein 
solches Unternehmen zu leiten. Am 1 1 . August 
1960 hat die sozialistische Fraktion des Zentral­
betriebsrates auf Grund des § 14 des Betriebs­
rätegesetzes den Antrag auf Abberufung des 
Vorstandes gestellt, weil wir zur Überzeugung 
gekommen sind, daß die Betriebsführung den 
gesamtösterreichischen Interessen widerspricht. 
Die christliche Fraktion hat damals dagegen 
gestimmt. Ich bin in der Lage, einen einwand­
freien Zeugen dafür aufz urufen, nämlich das 
ÖAAB-Mitteilungsblatt für die verstaatlichte 
Industrie, den "Industriereporter". Er schreibt 
hier wörtlich unter der Rubrik "Hier spricht 
die SGP" : 

"Sozialisten fordern Abberufung von Vor­
stands direktoren. In der Zentralbetriebsrats­
sitzung am 1 1. August 1960 legte die sozialisti­
sche Fraktion ein Schreiben an Vizekanzler 
Pittermann vor, in welchem sie die Abbe­
rufung von Vorstandsdirektoren und Haupt­
abteilungsleitern der SGP forderte. Die Ver­
treter der christlichen Gewerkschafter stimm­
ten gegen diese Forderung." 

Es heißt dann weiter : "Das Präsidium des 
Zentralausschusses des ÖAAB hat in Vor­
sprachen bei Bundeskanzler Raab, Minister 
Bock und leitenden Funktionären der ÖVP 
auf die Undurchführbarkeit der verlangten 
Abberufung hingewiesen und eine Bestätigung 
des SGP-Vorstandes durch Kanzler Raab 
erreicht. " 

Meine Damen und Herren ! Hätte man 
damals den Wünschen der sozialistischen Zen­
tralbetriebsräte Rechnung getragen, dann hätte 
sich der Staat viele Millionen Schilling er­
sparen können. (Zustimmung bei der SP().) 
Deshalb möchte ich hier sagen : Die Beleg­
schaft trifft keine Schuld daran, daß heute 
dieses Gesetz im Hohen Haus beschlossen 
werden muß. Es war einzig und allein die 
Betriebsführung, und es waren auch die wirt­
schaftlichen Umstände, die dazu beigetragen 
haben. 

Aber man hat in Kreisen der ÖVP nicht 
immer so gedacht. Ich darf in diesem Zu­
sammenhang darauf verweisen, daß der Herr 
Abgeordnete Fritz im Sommer 1964 in Graz­
Andritz vor Wirtschaftstreibenden zu den 
Subventionsforderungen der Simmering-Graz ... 
Pauker Aktiengesellschaft festgestellt hat, daß 
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diese Subventionsforderungen weitgehend aus 
den Sozialleistungen an die Belegschaft resul­
tieren und daß sich das österreichische Volk 
diese "Hochstapelei" nicht weiterhin leisten 
kann. - Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! Hätte man damals mit uns diesen 
Weg beschritten, dann wären - ich sage hier 
die Zahl seit 1960 - dem österreichischen Staat 
und dem Steuerzahler 400 Millionen Schilling 
Schulden erspart geblieben. 

Nun möchte ich abschließend noch eindeutig 
feststellen, daß die Arbeiter- und Angestellten­
schaft trotz der schlechten Situation den 
größten Anteil daran hat, daß es jetzt wieder 
aufwärts geht in der SGP, daß der Umsatz 
bei einer um 18 Prozent reduzierten Belegschaft 
um nahezu 30 Prozent erhöht werden konnte 
und daß die Leistungen weiter steigen werden 
- ein Zeichen dafür, wie tüchtig unsere 
Belegschaft trotz der bisherigen schlechten 
Führung gearbeitet hat. Der Eigentümerin, 
der Republik Österreich, wären diese vielen 
Millionen Schilling Schulden erspart geblieben, 
hätten Sie damals mit uns gestimmt - das 
soll noch einmal festgehalten wer�en. 

Wir Sozialisten werden dieser Regiel'ungs­
vorlage die Zustimmung geben, weil sie doch 
ein Positivum ist und . mit dazu beiträgt, 
daß die Arbeitsplätze in der SGP zumindest 
für die nächste Zeit gesichert bleiben. (Beifall 
bei der SP().) 

Präsident Wanner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Geißler. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Geißler (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine Dame:o. und Herren ! Die Re­
organisation der verstaatlichten Industrie, 
über deren Stellung und Bedeutung für die 
österreichische Volkswirtschaft wir uns alle 
im klaren sind, gehört zu den wichtigsten 
Problemen, die in der laufenden Legislatur­
periode von Regierung und Parlament soweit 
al8 möglich einer sachgerechten Lösung zuzu­
führen sind. 

Einige ent&cheidende legislative Maßnahmen 
wurden in den vergangenen zwölf Monaten 
bereits getroffen. Durch das ÖIG-Gesetz, 
von ÖVP und SPÖ gemeinsam beschlossen, 
ist im Herbst 1966 für die 21 verstaatlichten 
Betriebe jene Holdinggesellschaft geschaffen 
worden, die in der Lage sein wird, die für die 
Reorgani'3ation notwendigen Entscheidungen 
zu treffen und dies bezügliche Bebchlüsse zu 
fassen. 

Im März und April 1967 hat die ÖI G ihre 
Organe bestellt und die Arbeit aufgenommen. 
Sie wird - dazu ist sie auf Grund deß Gesetzes 
verpflichtet - dem Hohen Hause halbjährlich 
über die Lage der verstaatlichten Industrie 
zu berichten haben. 

Weiter hat am 1 .  März 1967 das Parlament 
ein Gesetz beschlossen, das für ein bedeutendes 
Unternehmen der Elektroindustrie, für die 
verstaatlichte Elin-AG., die Bundeshaftung 
für von dieser Gesellschaft aufzunehmende 
Anleihen, Kredite und Darlehen vorsieht. 
Bedauerlicherweise hat die große Oppositions­
partei diesen notwendigen Maßnahmen ihre 
Zustimmung versagt. 

Am 10. März 1967 verabschiedete der 
Nationalrat ein Gesetz, das es ermöglicht, 
Bergarbeitern, die durch Stillegung von ver­
staatlichten oder privaten Kohlengruben ihre 
Arbeitsplätze verlieren, eine Sonderunter­
stützung zu gewähren. 

Der nunmehr heute zur Beratung 
stehende Gesetzentwurf sieht eine für die 
Simmering-Graz-Pauker AG . sehr weitreichende 
finanzielle und bilanzmäßige Rekonstruktion 
vor. 

Hohes Haus ! Die Finanzierungsfrage ist 
bekanntlich mit der harte Kern der Reorgani­
sation in der verstaatlichten Industrie. Wie 
ich bereits in meinen Ausführungen im 
Hohen Hause anläßlich der Budgetberatungen 
im Herbst darlegen konnte, können drei 
Gruppen von verstaatlichten Unternehmungen 
unterschieden werden. 

Die erste Gruppe umfaßt jene Betriebe, die 
kapitalmarktfähig sind, die sich also ihre 
Kapitalmittel auf dem Kapitalmarkt selbst 
beschaffen können. Dazu zählen etwa gut 
fundierte Großbetriebe der Eisen- und Stahl­
industrie, der chemischen Industrie oder der 
Mineralölindustrie. Bekanntlich wird in Kürze 
ein Betrieb dieser Gruppe eine größere Anleihe 
auflegen. In die zweite Gruppe sind jene ver­
staatlichten Unternehmungen einzureihen, die 
gute Absatzchancen auf inländischen und 
ausländischen Märkten haben, die aber infolge 
ihrer Unterkapitalisierung ertragsmäßig nicht 
günstig liegen und teilweise mit Verlust 
arbeiten. Zur dritten Gruppe gehören Unter­
nehmungen, die auf Grund ihrer Struktur 
immer defizitär gebaren werden und deren 
Defizit aUl3 bestimmten gesamtwirtschaft­
lichen überlegungen heraus vom Bunde zu 
übernehmen wäre. Einige hoffnungslos defi­
zitäre kleine Betriebe dieser Gruppe müssen 
unter Bedachtnahme auf soziale Belange 
liquidiert werden. 

Die Simmering-Graz-Pauker AG. gehört 
zusammen mit Unternehmungen der Elektro­
industrie zur zweiten Gruppe. Durch die 
Übernahme von zwei ehemaligen USIA-Be­
trieben, dem Rax-Werk und der Wiener 
Lokomotivfabrik-Aktiengesellschaft, nach dem 
Staatsvertrag hat sich die finanzielle Lage 
der an Kapitalnot ohnehin leidenden Sim­
mering-Graz-Pauker AG. nach 1955 sehr ver­
schlechtert. 
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Verschiedene Sanierungsmaßnahmen wurden 

versucht, die aber zu keinem echten Erfolg 
führten. Erst nach einem Wechsel in der 
Leitung des Unternehmens und nach Still­
legung des Rax-Werkes konnten zielführende 
Ra'Monalisierungen in den Simmering-Graz­
Pauker-Betrieben eingeleitet und durchgeführt 
werden . Erfreulicherweise sind daraufhin die 
Verluste in den Jahren 1965 und 1966 zurück­
gegangen. Durch Umsatz steigerungen - mein 
Herr Vorredner hat �chon darauf hingewie­
sen - wurden bei reduzierter Belegschaft 
beachtliche Produktivitätssteigerungen erzielt. 
Diese Anstrengungen und Initiativen der 
Belegschaft und der Führung des Unterneh­
mens sollen von die�er Stelle aus beoonders 
hervorgehoben und gewürdigt werden. 

Weitere innerbetriebliche Maßnahmen, wie 
Typenbereinigungen, Programmbereinigungen 
und günstige Lieferverträge besonders für 

übersehen, Sie zu melden ! - Abg. Wodica: 
Herr Oberst, 'Zum Telephon ! lek war recht­
zeitig da ! - Abg. Dr. Gorback: Soll er kalt 
reden !) Ich habe niemanden mehr zum 
Wort gemeldet. - Aber bitte, wenn sich der 
Herr Abgeordnete zum Wort gemeldet hat, 
steht dem nichts entgegen. Ich erteile ihm 
da8 Wort. 

Abgeordneter Wodica (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Die heutige Regierungs­
vorlage ver anlaßt mich doch, einige Betrach­
tungen anzustellen. Ich wollte, mein ver­
ehrter Herr Vorredner hätte mit seinem 
Optimismus recht. Ich wünschte es ihm und 
allen Arbeitern der SGP, daß mit dieser 
Maßnahme in Zukunft , ihre Arbeitsplätze 
gesichert wären. Ich teile vorläufig aus 
gegebener Veranlassung diesen Optimismus 
auf keinen ]'all. 

das Güterwaggonbauvorhaben der Bundes- In den Erläuterungen sind für mich sehr 
bahnen, werden voraussichtlich in den kom- bedenkliche Hinweise enthalten. Wenn ich 
menden Jahren bewirken, daß die Bilanz dieses auch sagen muß, daß es sich hier um eine 
Unternehmens wieder aktiv wird, allerdings rein finanzielle Angelegenheit handelt, sind 
unter einer Voraussetzung : die Forderungen dabei doch manche Dinge überhaupt nicht 
des Bundes in der Höhe von zirka 365 Millionen berücksichtigt. Wenn Sie auf der anderen 
Schilling müssen gelöscht werden. Die enorme Seite bedenken, daß bei der wirklich sehr 
Höhe dieser Forderungen ergibt sich unter erheblichen Gesamtsumme, die heute als 
anderem auch deshalb, weil in den vergangenen Schuld der SGP gestrichen wird, der Anteil 
Jahren von der damaligen Sektion IV viele für das mittlerweile gestorbene Rax-Werk 
längst fällige Sanierungsmaßnahmen nicht zirka 20 Millionen beträgt, dann, meine sehr 
durchgeführt wurden. Verehrten, werden Sie erkennen, daß wir Wie-

Wenn die von der Bundesregierung jetzt ner Neustädter es nie verstanden haben, daß 
vorgeschlagene bilanzmäßige Sanierung der I die . Schließung de� R�x-Werke� eine so un­
Simmering-Graz-Pauker AG. erfolgt, wird die bedmgte NotwendIgkeIt war, WIe es aus den 
Führung und Belegschaft konsequent die ein- Erläuterungen hervorgeht. Der geringste An­
geleiteten Konzentrations- und Rationalisie- teil , nicht einmal lO Prozent des heute ins­
rungsmaßnahmen fortsetzen müssen, um in gesamt zur Abschreibung gelangenden Be­
Zukunft echte Gewinne zu erzielen. Nur trages, fällt als Belastung auf das ehemalige 
durch Gewinne werden weitere Investitionen Rax-Werk. Man verschweigt dabei aber, 
auch in diesem Betriebe möglich sein. Nur daß bei übernahme des Rax-Werkes von der 
durch echte Gewinne werden notwendige USIA dort noch 1200 Beschäftigte waren und 
Rücklagen gebildet werden können, und , was daß Aufträge für mehr als ein Jahr und große 
das entscheidendste ist, es werden dann die Materiallager im Rax-Werk vorhanden waren. 
Arbeitsplätze von mehr als 5000 Mitarbeitern Es wurde später sogar um viel Geld eine neue 
gesichert sein. mechanische Halle gebaut und neu eingerich-

So gesehen ist der vorliegende Geoetz- tet, und heute versucht man es in dem Be­

entwurf ein Beitrag zur Konsolidierung in der richt dennoch so hinzustellen, als ob die Still­

verstaatlichten Industrie. Meine Fraktion be- legung des Rax-Werkes eine unbedingte Vor­

grüßt diese Regierungsvorlage und wird ihr aussetzung für die Gesundung der SGP 

die Zustimmung geben. ( Beifall b6i der gewesen wäre. Ich möchte nur sagen : Die 

() Worte hör' ich, doch mir fehlt der Glaube. VP.) 
(Ruf bei der ÖVP: Das glaube ich !) Ich glaube 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich wieder, Sie würden mir das gerne unter­
niemand ' mehr gemeldet. Die Debatte ist 8chieben, was Sie jetzt gedacht haben, aber 
gel:;chlosben . das beweist, daß Sie mich nicht verstehen 

Wünscht der Herr Berichterstatter das wollen ; ich will nicht sagen, daß Sie mich nicht 
Schlu ßwort 1 - Dies ist nicht der Fall. Ich verstehen können. Sie lachen darüber, aber 
bitte jene Frauen und Herren (Abg. ich sage Ihnen - der das gesagt hat, der wird 
Wodica: Ich habe mich doch nock zum Wort es schon wissen -, bei der letzten Sitzung war 
gemeldet ! - Abg. H art l: Ihr Ordner kaJ es der Abgeordnete Guggenberger, der in 
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einem Zwischenruf gefragt hat : Wem geht es Fehllei&tungen, Fehlinvestitionen und Fehl­
in Österreich schlechter ? Wenn man mit so produktionen Verantwortlichen auch wirklich 
einer Frage und mit einer Handbewegung zur Verantwortung zu ziehen. Ich sage Ihnen 
darüber hinweggeht, dann muß ich Ihnen in nur, daß ich per&önlich zwar diesem Gesetz 
Erinnerung rufen - das geht hier aus dem meine Zustimmung gebe, aber ich sage auch, 
Bericht hervor -, daß sich in diesem Zeitraum es wäre nicht notwendig, diese Abstreichungen 
die Beschäftigtenzahl bei der Simmering- in der vollen Höhe durchzuführen - ich 
Graz-Pauker um 1213 verringert hat ; darunter werde Ihnen das gleich an einem Beispiel 
sind auch die zuletzt beschäftigt gewesenen demonstrieren -, wenn man bereit wäre, sich 
etwa 600 Rax-Werk-Arbeiter. Wenn Sie es die Dinge doch ein wenig genauer anzusehen. 
nicht glauben, dann fragen Sie die ehemaligen Es tut mir leid, daß der Herr Finanzminister 
Rax-Werk-Arbeiter, ob es !hnen schlechter nicht hier ist. Er hat immer Sorgen, daß er 
geht. Ich will Ihnen damit nur den Hinweis zuwenig Geld hat. Ich möchte Ihnen nur 
geben, daß es tatsächlich hunderte Öster- sagen : Die 22 Millionen, die heute als Anteil 
reicher gibt, denen es schlechter geht. des Rax-Werkes zur Streichung kommen, 

Warum sage ich das, meine sehr Ver- müßten nicht verloren werden. Der Herr 
ehrten ? Es fällt mir sehr schwer, über das Finanzminister oder die SGP könnten sich 
Grab des Rax-Werkes hinaus hier noch Worte dieses Geld sogar in bar sehr rasch holen. 
zu verlieren. Ich bekam zufällig eine Broschüre Warum hat man nach über einem Jahr 
der Österreichischen Volkspartei von der Stillstand noch nichts von seiten der SG P 
letzten Wahl in die Hand. Man könnte schon unternommen, daß das Rax-Werk, für das 
über den "roten" Schilling, der angeblich ein die Stadt Wiener Neustadt ein Kaufangebot 
so schlechter Schilling ist, reden. Antworten vorgelegt hat, verkauft wird 1 Man redet sich 
Sie mir : Wann hat es einen "roten" Schilling darauf aus, daß der Kaufvertrag, der mit der 
in Österreich je gegeben ? Ich möchte auch Kugellagerfabrik Pölzl abgeschlossen wurde, 
nicht sagen, daß wir jetzt einen "schwarzen" gültig ist. Die Kugellagerfabrik erklärt, der 
Schilling haben, aber daß er schlechter ist Kaufvertrag sei ungültig. Tatsache ist, daß 
als der Schilling vordem, das steht eindeutig fest. das Rax-Werk heute dem Verderb preis­
(Zustimmung bei d�r SPÖ.) In dieser Broschüre gegeben ist und daß man dort nicht bereit 
steht unter anderem groß : Vollbeschäftigung, ist, zu erklären : Wenn es der Pölzl nicht 
Pem;ionsdynamik, Wohlstand - das ver- kauft und wenn die Stadtgemeinde Wiener 
danken wir der Wirtschaftspolitik der Öster- Neustadt denselben Betrag erlegen will, dann 
reichischen Volkspartei ! (Zwischenrufe bei der geben wir es der Stadtgemeinde. Man hätte (j V P.) Ja, meine sehr verehrten Herren von dann für dringend notwendige Investitionen 
der Volkspartei, wenn das Ihre Wirtschafts- immerhin 30 Millionen Schilling. Ist vielleicht 
politik ist, dann werden wir in dem näch8ten mit der Streichung dieser 22 Millionen beab­
Bericht des Herrn Bundeskanzlers - mich sichtigt, daß man sich dann um das Rax-Werk, 
wundert, daß unter dem vielen Negativen, weil es ja die Bilanz der SGP überhaupt 
das er in seinem Bericht dem Hohen Haus hier nicht belastet, auch keine Sorgen mehr zu 
vorgelegt hat, nicht auch der Erfolg dieser machen braucht und man überhaupt nicht 
Wirtschaftspolitik zum Ausdruck gekommen mehr daran zu denken braucht, das Rax-Werk 
ist - lesen, daß es in der verstaatlichten zu verkaufen � Kann sich das der Finanz­
Industrie bei der SGP um 1200 Beschäftigte minister, kann sich das die SGP, kann sich 
weniger gibt. das die österreichische Wirtschaft leisten ? 

Mein Klubkollege Steinhuber hat schon Können wir im Nationalrat zusehen, wie 
darauf hingewiesen, daß auch er von Sorgen Eigentum der Republik Öf:lterreich sinnlos und 
erfüllt ist. Ein weiteres Ziel der sogenannten nutzlos der Verrottung anheimfällt ? 
Wirtschaftspolitik der Österreichischen V olks- · 

Meine sehr Verehrten ! Ver8tehen Sie also, partei ist es anscheinend, eine weitere Konzen-
tration, vielleicht sogar der gesamten Produk- wie schwer es Uni:; fällt, gerade der Strei­

tion der SGP, in dem Wiener Betrieb zu chung dieser 22 Millionen die Zustimmung zu 

erreichen. Hei ßt da<:>, daß dann die anderen geben ? Hier scheint es uns, daß sehr leicht­

Arbeiter der SGP denselben Weg gehen sollen fertig mit dem Vermögen der Republik 

wie die Rax- Werk-Arbeiter ? Hier sind Sie Österreich umgegangen wird. 

uns noch eine Antwort schuldig geblieben. Ich muß noch eine Betrachtung an das 
Wenn die anderen Betriebszweige den Weg des äußerst traurige Kapitel Rax-Werk anknüpfen , 
Rax- Werkes nicht gehen sollen, müssen Sie nämlich ob noch jemand Verständnis dafür 
Ihre Wirtschaftspolitik wohl ein wenig ändern. hat, daß man heute versucht, den letzten 
Es wäre sehr angezeigt, wenn man endlich Betriebsratsobmann, der sich bis zum letzten 
einmal den Mut fassen würde und versuchen für die Erhaltung der Arbeitsplätze &einer 
wollte, den für die in diesen Anlagen erfolgten Arbeitskollegen eingesetzt hat, als letztes 
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Opfer der Rax-Werk-Arbeiter dadurch zu 
bestrafen, daß man ihm bis zum heutigen 
Tag die ihm gesetzlich zustehende Abfertigung 
vorenthält. Das Arbeitsgerichtsverfahren darf 
deshalb nicht weitergeführt werden, weil man 
eine Strafanzeige gegen den Betriebsrats­
obmann erstattet hat, da er angeblich auf 
Grund von Lohnverhandlungen für seine 
Arbeiter einen nach Meinung der SGP-Leitung 
ungerechtfertigten Lohn erzielt hätte. Das 
ist wohl das Ende der Tragödie des Rax­
Werkes, und wenn man glaubt, sich dadurch 
"berühmt" machen zu können, so ist das den 
Herrschaften vorbehalten, die das normaler­
weise gar nicht übers Herz bringen ; Herzen 
scheinen dort nicht vorhanden zu sein ! 

Aber wir sehen hier, daß im Wege über die 
Verstaatlichte versucht und erreicht wurde, 
einen Betrieb stillzulegen, was über 600 Arbei­
ter um eine Hoffnung ärmer gemacht hat. 
Nur 10 Prozent von diesen ehemaligen Rax­
Werk-Arbeitern haben in der Stadt wieder 
Arbeit gefunden ; den anderen wird viel Freizeit 
weggenommen. Auch die Stadt Wiener Neustadt, 
die, wie bekannt, die am meisten zerbombte 
Stadt Österreichs war, wurde wirtschaftlich 
aufs schwerste geschädigt. 

Trotzdem · werden wir diesem Gesetz die 
Zustimmung geben, knüpfen allerdings daran 
die Hoffnung, daß es den übrigen Arbeitern 
der Simmering-Graz-Pauker erspart bleibe, 
das Schicksal der Rax-Werk-Arbeiter zu teilen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Gerichten, die nicht oder nicht ausschließlich 
für Strafsachen zuständig sind, in Hinkunft 
der Journaldienst an Samstagen entfallen. 

Der Justizausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 24. Mai 1967 
in Anwesenheit des Herrn Bundesministers 
für Justiz Dr. Klecatsky in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Wortmeldung des Ab­
geordneten Dr. Kleiner wurde der Gesetz­
entwurf mit einer Abänderung mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Justizausschuß stellt somit den Ant rag, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (457 der 
Beilagen) mit der erwähnten Abänderung 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Wir gelangen zur 
Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Ge8etz­
entwurf in zweiter und dritter Lesung ein­
stimmig zum Beschluß erhoben. 

11. Punkt: Bericht des Justizausschusses be­
treffend den Bericht des Bundesministers für 
Justiz über die bedingte Entlassung von Straf­
gefangenen aus der Strafhaft für das Jahr 1966 

(488 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
1 1 .  Punkt der Tagesordnung : Bericht über 

Präsident Wallner : Zum Wort ist niemand die bedingte Entlassung von Strafgefangenen 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. aus der Strafhaft für das Jahr 1966. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß- Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
wort 1 - Es ist dies nicht der Fall. Dipl. -Ing. Dr. Leitner. Ich bitte ihn, zum 

Wir gelangen nun zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird die Regierungs­
vorlage in z weiter  und dritter Lesung mit 
M ekrkeit zum Be 8 c h l u ß erhoben. 

10. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (457 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über das Ruhen des gerichtlichen 
Dienstes an Samstagen, Sonntagen und gesetz-

lichen Feiertagen (487 der Benagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
10. Punkt der Tagesordnung : Ruhen des 
gerichtlichen Dienstes an Samstagen, Sonn­
tagen und gesetzlichen Feiertagen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kummer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Kummer : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Auf Grund des 
vorliegenden Gesetzentwurfes soll bei jenen 

Gegenstand z u  berichten. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Leitner : Sehr 
geehrter Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ich 
berichte über den Bericht des Bundesministers 
für Justiz über die bedingte Entlassung von 
Strafgefangenen aus der Straf haft für das 
Jahr 1966. 

Das Bundesministerium für Justiz wurde 
mit Entschließung des Nationalrates vom 
13. Juli 1960 ersucht, alljährlich dem National­
rat Erfahrungsberichte nebst statistischem Mate­
rial darüber zugänglich zu machen, wie die 
Gerichte die Bestimmungen, betreffend die 
bedingte Entlassung von Strafgefangenen, 
handhaben. Das Bundesministerium für Justiz 
legte am 12. April 1967 das statistische 
Material für das Jahr 1966 vor. 

Durch dieses Zahlenmaterial . werden die 
in den Vorjahren gewonnenen Erfahrungen, 
wonach die Zahl der von den Gerichten be­
willigten bedingten Entlassungen nach dem 
Inkrafttreten des Strafrechtsänderungsgesetzes 
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1960 gegenüber dem errechneten Durchschnitt 
der Jahre 1955 und 1956 um nahe�u die 
Hälfte gesunken ist, neuerlich erhärtet. 

Im Jahre 1966 haben die Gerichte nur in 
1 1  Fällen von der gesetzlich vorgesehenen 
Möglichkeit, einen �u lebenslanger Freiheits­
strafe verurteilten Strafgefangenen zu ent­
lassen, Gebrauch gemacht. In 18 Fällen 
wurde eine bedingte Entlassung von zu lebens­
langer Freiheitsstrafe verurteilten Strafgefan­
genen abgelehnt . 

Die Zahl der wegen Sittlichkeitsverbrechen 
verurteilten Strafgefangenen, die im Jahre 1966 
bedingt entlassen wurden, erreichte mit 58 die 
bisher niedrigste Quote. 

Dem vorliegenden Bericht ist weiters zu 
entnehmen, daß in Angelegenheiten der be­
dingten Entlassung lediglich 1 ,3 Prozent der 
Entscheidungen erster Instan� im Rechts­
mittelwege abgeändert wurden, was zweifellos 
für die Rechtssicherheit auf diesem Gebiete 
spricht. 

Der Justizausschuß hat diesen Bericht des 
Bundesministers für Justiz, dem umfangreiches 
statistisches Material angeschlossen ist, in 

, seiner Sitzung am 24. Mai 1967 beraten. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Stella 
Klein-Löw, Dr. Kranzlmayr und Dr. Broda 
sowie Herr Bundesminister für Justiz Doktor 
Klecatsky. 

Der Ausschuß faßte einstimmig den Be­
schluß, dem Hohen Hause die Kenntnisnahme 
des vorliegenden Berichtes zu empfehlen. 

Ich stelle somit namens des Justizausschusses 
den Antrag, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundesministers für Justiz über die be­
dingte Entlassung von Strafgefangenen aus 
der Straf haft für das Jahr 1966 zur Kenntnis 
nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte gemeinsam 
abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, General­
und Spe�ialdebatte unter einem abzuführen. -
Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich verstehe zwar 
Ihre enttäuschten Rufe bei meiner Wortmel­
dung nicht, aber ich kann Ihnen versichern : 
Wenn es eine bedingte Entlassung auch hier 
gä.be - ich würde Sie nicht bedingt entlassen 
wegen mangelnder demokratischer Reife, weil 
Sie offenbar nicht den Willen haben, den Stand­
punkt eines politisch anders Denkenden auch 
zu einer reinen Fachfrage anzuhören. 

Ic h darf Sie, meine Damen und Herren, 
daran erinnern, daß dieser Punkt, der jetzt 
zur Diskussion steht, jedes Jahr in einer, ich 
möchte sagen, Debatte mit beachtlichem 
Niveau in diesem Hause behandelt worden ist. 
Ich kann nur der Hoffnung Ausdruck geben, 
daß wir heuer von dieser bisherigen Übung nicht 
abgehen, denn dieser Punkt ist nicht weniger 
wichtig geworden. Ich glaube, wir erweisen 
der Justiz keinen guten Dien'3t, wenn wir, 
ohne uns mit dem Punkt näher zu beschäftigen, 
einfach darüber zur Tagesordnung übergehen. 
Hinter diesem Problem stehen ja sehr große, 
ich möchte fast sagen, heiße Eisen, die in 
diesem Hause behandelt worden sind . Darf 
ich Sie nur daran erinnern, welch eingehende, 
tiefe und auch sehr heiße Debatten über · 
die Frage pro oder kontra Todesstrafe hier 
in diesem Hause schon abgeführt worden 
sind. 

Meine Damen und Herren ! Wir waren uns 
eigentlich bisher immer darüber einig, daß 
zum Beispiel die bedingte Entlassung zu 
lebenslanger Haft Verurteilter letzten Endes 
ja sogar direkt mit der Todesstrafe zusammen­
hängt, denn nur dann werden die Gegner der 
Todesstrafe erfolgreich argumentieren können, 
wenn wir der Öffentlichkeit nachweisen können, 
daß mit der Abschaffung der Todesstrafe das 
schwere Verbrechen nicht bagatellisiert wor· 
den ist, sondern daß eben "lebenslang" tat. 
sächlich eine lebenslange Strafe bedeutet. 

Ich darf hier gleich um Entschuldigung 
bitten, wenn ich vielleicht die eine oder andere 
Frage, die im Ausschuß behandelt worden 
ist, hier noch einmal anschneide und dem 
Herrn Minister zur Diskussion stelle. Da wir 
Freiheitlichen im Ausschuß nicht vertreten 
sind, habe ich keine Möglichkeit, fest�ustellen, 
was nun tatsächlich davon geklärt werden 
konnte. Ich kann nicht annehmen, daß die 
Kollegen im Ausschuß das nicht näher inter­
essiert hätte oder nur so knapp, wie es die 
"Parlamentskorrespondenz" mit wenigen Zeilen 
abtut. Ich glaube, dazu ist das Problem viel 
zu wichtig, und ich hoffe, daß ich Ihr enttäusch­
tes Rufen bei meiner Wortmeldung dahin 
gehend verstehen kann, daß Sie damit Ihr 
Interesse für dieses zweifellos wichtige Pro­
blem bekundet haben. 

Ich habe vorhin gesagt, daß mit der Frage 
der bedingten Entlassung beispielsweise auch 
das Schicksal des österreichischen Mörders 
zusammenhä.ngt. Hier können wir schon mit 
Interesse feststellen, daß sich in den let�ten 
Jahren eine völlig neue Entwicklung einge­
stellt hat. 

Ich darf, Herr Minister, vielleicht etwas 
zu dem Bericht sagen. Er scheint mir etwas 
publikumswirksam gestaltet zu sein, er ist 
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so gestaltet, daß a11 das, was für die bedingte 
Entlassung spri('ht, dementsprechend hervor­
gestrichen ist. Ich möchte gleich sagen : 
Wir Freiheitlichen stehen auch auf dem Boden 
dieser Gesetzeslage, aber es stehen doch 
dahinter Ziffern, über die man nicht so zur 
Tagesordnung übergehen sollte, denn gewisse 
Erfolgsmeldungen erinnern mich an eine frühere 
Zeit, wo man auch immer gesagt hat, so und 
so viele Prozent Erfolg konnten erreicht wer­
den. 

Wir haben hier gleich zu Beginn einen sol­
chen Fall beim Widerruf, wo festgestellt 
wird, daß der Widerruf der bedingten Ent­
lassung 62,7 Prozent ausmachte. Das stimmt 
schon, wenn man die absoluten Zahlen des 
Widerrufs einander gegenüberstellt, aber es 
sind früher von 854 Fällen 142 widerrufen 
worden und jetzt von nur mehr 437 Fällen 53. 
Man kann also diese Zahlen nicht so mit den 
Methoden der Diktatoren mit absoluten Ziffern 
und Prozenten gegenüberstellen, sondern man 
muß schon die Gesamtentwicklung im Auge 
haben. 

Nun das Schicksal - und das war immer das 
wichtigste bei der Debatte � des zu lebens­
langer Haft Verurteilten. Wir sehen aus 
dem Bericht, daß einer, der rechtzeitig einen 
Mord in Österreich begeht, Chancen hat, 
in verhältnismäßig j ungen Jahren wieder 
auf freien Fuß zu kommen. Wir haben hier 
einen Fall, wo ein Mann mit 40 Jahren bereits 
wieder auf freiem Fuß ist, nach 17 Jahren 
und 8 Monaten Haft, ein anderer ist 41 Jahre 
alt - das sind a11es zu lebenslanger Haft Ver­
urteilte. 

Ich möchte hier gleich sagen : Wir haben 
keine Bedenken, daß ein zu lebenslanger 
Haft Verurteilter dann, wenn man nach 
menschlichem und ärztlichem Ermessen an­
nimmt, daß sein Leben zur Neige geht, noch 
in den Genuß der Enthaftung kommt. Bedenk­
licher erscheint es uns aber, wenp. sich der 
Mörder bereits vor Begehung des Mordes 
mit mathematischer Genauigkeit a�srechnen 
kann, wann er wieder enthaftet wird, wann 
das "Lebenslänglich" endet. Das kann man 
nämlich auf Grund der Statistik, die hier bei­
geschlossen ist, mit größter Wahrscheinlich­
keit berechnen. Die Wahrscheinlichkeitsziffer 
dürfte etwa bei 18, 18 % Jahren liegen. Und 
das ist zumindest ein Problem, über das 
hinweg meine Kollegen von der Regierungs­
partei wie auch von der anderen Oppositions­
partei nicht einfach zur Tagesordnung über­
gehen sollten. Denn eine Ziffer, die nicht 
drinnen steht, die sich aber aus den Debatten 
der vergangenen Jahre im Vergleich mit 
heuer ergibt, ist folgende : 1964 waren es 
4 Fälle von zu lebenslanger Haft Verurteilten, 

die in den Genuß der vorzeitigen Entlassung 
gekommen sind, bei 23 wurde nein gesagt, 
wurde abgelehnt. 1965 waren es schon 
fast doppelt so viele, waren es schon 7 Fälle, 
und 27 sind abgelehnt worden. 1966, im 
gegenwärtigen Bericht, sind es bereits 1 1  Fälle. 
Das heißt, innerhalb von drei Jahren hat 
sich diese Zahl verdreifacht und die Zahl der 
Ablehnungen WlU"de dementspre('hend gesenkt. 

Es ist also eine in dem Bericht nicht wört­
lich ausgedrückte, aber aus dem Bericht 
hervorgehende Tendenz zu erkennen : Der 
Mörder hat in Österreich größere Chancen 
als noch vor drei Jahren. Und darüber müssen 
wir diskutieren, denn wir haben ja in diesem 
Hohen Hause, ich glaube, es war im Jahre 1960, 
diese Gesetzesänderung eingehend diskutiert. 
In den ersten drei Jahren fehlten uns natürlich 
die entsprechenden Erfahrungswerte. Seit 
1964 haben wir aber Erfahrungen. 

Und nun, meine Damen und Herren, 
dürfen wir uns als Abgeordnete nicht von 
einem verleiten lassen. Wenn vor 8 oder 
14 Tagen ein gräßliches Blutverbrechen be­
gangen worden wäre, wenn irgendein Kind 
meuchelmörderisch von einem Sittlichkeits­
mörder bestialisch ums Leben gebracht wor­
den wäre, dann wäre jetzt eine Wortmeldung 
nach der anderen so wie in den vergangenen 
Jahren erfolgt, und alle hätten aufgeheult 
und hätten gesagt, gegen diese Situation, 
gegen diesen Zustand muß man zu Felde 
ziehen. Wir haben nun einmal den glück­
lichen Zustand, daß in den letzten Wochen 
kein - es gab z.war genug Verbrechen, aber 
kein besonders in den Tageszeitungen heraus­
gestelltes - Blutverbrechen begangen worden 
ist, und schon erlischt das Interesse. Das 
kann sich die Öffentlichkeit leisten, das kann 
eventuell noch die Presse machen, aber ich 
glaube, wir als Abgeordnete sollten uns doch 
- und das hat gar nichts mit Parteien zu 
tun - etwas näher die Ziffern und die dahinter­
stehenden Probleme ansehen. 

Ich darf hier nun vom freiheitlichen Stand­
punkt aus sagen : Wir werden den Bericht 
zur Kenntnis nehmen, wir haben volles Ver­
trauen zur Justiz, aber ich darf den Herrn 
Justizminister darauf aufmerksam machen, 
daß wir mit gewissen Bedenken eine Ent.­
wicklung beobachten, wonach die Zahl der 
zu lebenslanger Haft Verurteilten, die vor­
zeitig entlassen werden, sich innerhalb von 
drei Jahren verdreifacht und die Zahl der­
jenigen, bei denen die vorzeitige Entlassung 
abgelehnt worden ist, sich entsprechend ver­
mindert hat. Das heißt, die Chancen des 
bestialischen Mörders in Österreich, wieder 
früher auf freien Fuß zu kommen, sind ge­
waltig gestiegen, und gegen eine solche Ent-
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wicklung, Herr Minister - ohne jede Leiden-

I 
daß die Öffentlichkeit - im Bericht steht 

schaft -, gegen eine solche Entwicklung das alles nicht drinnen, es heißt dort nur, 
melden wir Freiheitlichen die ernstesten Be- daß man es sich ausrechnen kann - mit einer 
denken an, und wir würden es sehr begrüßen, 
wenn Sie in einer Erklärung vielleicht zu dieser 
Ziffer eine beru.higende Mitteilung geben 
könnten. Ich darf noch einmal erklären : 
Ich war nicht im Ausschuß, vielleicht ist das 
dort schon geschehen ; in der "ParIaments­
korrespondenz" ist allerdings kein Hinweis 
darauf, daß irgendeine Frage in dieser Rich­
tung gestellt worden wäre. Nach der " ParIa­
mentskorrespondenz " ist nur die Bewährungs­
hilfe zur Debatte gestanden, ebenfalls ein 
sehr wichtiges Problem. Daher wäre eine 
solche Mitteilung sehr begrüßenswert, Herr 
Minister. 

Ich darf noch einmal sagen : Ich habe mich 
zu Wort gemeldet, weil ich es nicht begrüßen 
würde, wenn so kurz nach Einführung eines 
Gesetzes, von dem wir uns an und für sich 
alle viel erwarten, wieder mit Leidenschaft 
die Diskussion "Todesstrafe - ja oder nein ? "  
entbrennen würde. Ic h bin hundertprozentig 
überzeugt : Wenn das Gott sei Dank nicht 
geschehene bestialische Verbrechen sich vor 
drei Wochen ereignet hätte und heute die 
Zeitungen noch voll davon wären, dann 
hätten wir heute hier bei diesem Tagesordnungs­
punkt wieder die Debatte "Todesstrafe - ja 
oder nein ? " 

Nun bin ich aber der Ansicht, man soll 
über solche Probleme, welche Chancen man 
dem Mörder gibt, offen hier in diesem Hause 
diskutieren und nicht die Chance des Mörders 
durch ein Hintertür! in der Praxis einfach 
vergrößern. 

Das wäre also rein zum statistischen 
Material zu sagen, das unserer Ansicht nach 
viel zu gefällig gestaltet worden ist ; es sind 
viel zuwenig die erschreckenden Ziffern, 
die dahinter�tehen, aufgezeigt worden. Die 
erschreckende Ziffer besteht darin, daß von 
27 zu lebenslanger Haft Verurteilten vor 
drei Jahren nur 4 wieder herausgekommen 
sind, während heuer von 29 schon wieder 
1 1  die Chance gehabt haben, vorzeitig ent­
lassen zu werden. 

Es haben sich also die Chancen des bestia­
lischen Verbrechers, entlassen zu werden, 
praktisch in diesen drei Jahren verdreifacht. 
Das ist eine Entwicklung, über die wir recht­
zeitig diskutieren sollen, damit wir nicht wieder 
vor einer Situation stehen, bei der wir dann 
mit Entsetzen feststellen müssen, daß wir 
hier im Abgeordnetenhaus nicht mehr mit 
dem, was die Wähler von uns erwarten, über­
einstimmen. 

Ich kann hier ja nur als Freiheitlicher 
sprechen, aber ich glaube feststellen zu können, 

solchen im Interesse des Schwerverbrechers 
gelegenen Entwicklun� keineswegs einver­
standen ist. Zweifellos ist eine Resozialisierung, 
die wir durchaus bejahen, beim Mörder mög­
lich, auch beim schweren Sittlichkeitsverbre­
cher. Mörder werden in den seltensten Fällen 
rückfällig, rückfällig wird der Dieb. Darüber 
gehen unsere Meinungen nicht auseinander, 
darüber brauchen wir uns nicht auseinander­
zu.setzen. Der Mörder wird nicht rückfällig, 
sondern es besteht nur die Tatsache, daß wir 
entscheiden müssen, ob derjenige, der in 
Österreich eben ein so schweres Blutverbre­
chen begeht, damit rechnen mu.ß, daß er wirk­
lich bis zu seinem Lebensende - ich darf 
noch einmal sagen, die letzten Monate soll er 
in Freiheit verbringen können, er soll in Frei­
heit sterben können - in Haft sitzen muß, 
oder ob er, so wie einer, der einen Banktresor 
aufbricht, sich an den fünf Fingern abzählen 
kann, nach wie vielen Jahren er herauskommt. 

Die gegenwärtige Entwicklung geht dahin, 
daß er sich erstens genau ausrechnen kann, 
wann "lebenslang" endet. Und das widerspricht 
ganz der Tendenz, die seinerzeit alle Abgeord­
neten dieses Hauses ziemlich klar ausgesprochen 
haben und die ich heute wiederhole : lebens­
lang muß lebenslang bleiben. Und nicht 
nur, daß er sich das ausrechnen kann, sondern 
daß überhaupt eine für ihn günstigere Ent­
wicklung eintritt. Das möchte ich hier zur 
Diskussion stellen. 

Ich darf vielleicht noch auf die Tabelle IU, 
die dem Bericht des Bundesministers ange­
schlossen ist, hinweisen, aus der ja deutlich 
hervorgeht, daß praktisch bei den Eigentums­
delikten, beim Diebstahl und Betrug, die 
meisten Widerrufe gelegen sind, wobei ich 
allerdings, Herr Minister, die prozentuale 
Berechnung nicht ganz verstehe. Es heißt 
hier : 380 Entlassungen. Sind das nun die 
380 Entlassungen des Vorjahres 1 Denn die 
Widerrufe beziehen sich doch unmöglich auf 
die Entlassungen des Vorjahres ; es ist kaum 
anzunehmen, daß einer im Vorjahr entlassen 
und unmittelbar darauf widerrufen worden 
ist. Es ist also anzunehmen, daß sich der 
Widerruf auch auf jene Entlassungen bezieht, 
die in den Jahren vorher schon erfolgt waren. 
Dann stimmt aber die Prozentrechnung nicht 
mehr, dann sind es nicht 13 Prozent von 
380, sondern es 'lind soundsoviel - ich kann 
die Zahl jetzt nicht nennen - Prozent von 
den insgesamt vorher Entlassenen. Man müßte 
also, um die Tabelle richtig zu gestalten, 
hineinschreiben : Wir haben im Vorjahr 380 
vorzeitig entlassen. Von diesen - und das 
werden sehr wenige sein - sind im ersten 
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Zeillinger 
Jahr wieder soundso viele rückfällig geworden. 
Nimmt man aber die Zahl der Rückfälligen 
und setzt man sie ins Verhältnis zu denen, 
die vorzeitig entlassen worden sind, dann 
muß man alle vorzeitig Entlassenen herneh­
men. Man kann nicht sagen : Im Vorjahr 
sind 380 entlassen worden, aber von den in 
den letzten fünf Jahren Entlassenen sind 
nur soundso viele rückfällig geworden, das 
sind soundso viel Prozent von 380. 

Vielleicht ist hierüber eine Aufklärung 
im Ausschuß erfolgt. Uns Freiheitlichen ist 
Jedoch diese Zahl nicht klargeworden. Ich 
wäre also dem Herrn Ju,stizminister dankbar, 
wenn er den meiner Ansicht nach für die 
Abgeordneten etwas zu rosig gefärbten Be­
richt - es ist nicht so rosig, wie es hier dar­
gestellt wird - etwas erläutern würde und 
wenn vor allem der Herr Justizminister seine 
Meinung über die Chancen des zu lebenslangem 
Kerker verurteilten Blutverbrechers in Öster­
reich äußern und sagen könnte, ob es richtig 
ist, daß seine Chancen im Verhältni� zu den 
Zahlen, die ich jetzt genannt habe, gestiegen 
sind. Dann, meine Damen und Herren von 
den anderen Parteien, würde ich Sie nämlich 
einladen, daß Sie nicht enttäuschte O l -Rufe 
machen, wenn sich jemand zu Wort meldet, 
sondern daß wir aus allen Fraktionen dem 
Justizminister unsere Meinung darüber dar­
legen und sagen, ob wir der Ansicht sind, 
daß in Zu,kunft der Mörder, der erwarten muß, 
zu lebenslanger Haft verurteilt zu werden, 
mit größerer Wahrscheinlichkeit, vorzeitig 
entlassen zu werden, an seinen Mord heran­
gehen kann oder nicht. 

Wir Freiheitlichen haben in der Vergangen­
heit die Forderung aufgestellt : Lebenslang 
muß lebenslang bleiben ! Und wir bleiben 
auf diesem Standpunkt stehen ! (Beifall bei 
der FP(j.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister für Justiz. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus I Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Ich bin durchaus in der Lage, 
die vom Herrn Abgeordneten Zeillinger ge­
wünschte beruhigende Erklärung abzugeben. 
Ich darf dem Hohen Haus sagen, daß § 1 2  
Abs. 3 des Gesetzes über die bedingte Ver­
urteilung in der Fassung des Gesetzes aus 
dem Jahre 1960 auch bei lebenslanger Frei­
heitsstrafe eine bedingte Entlassung vorsieht. 
Zur Illustration : 54 zu lebenslanger Strafe 
Verurteilte hatten im Jahre 1966 die zeitlichen 
Voraussetzungen für eine bedingte Entlassung 
erfüllt, und nur 1 1  wurden tatsächlich bedingt 
entlassen. 

. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Voraussetzung für eine bedingte Entlassung 
ist nach dem Gesetz, daß die volle Gewähr 
dafür geboten ist, daß der bedingt Entlassene 
sich in der Freiheit wohlverhalten wird. In 
allen Fällen, die einer solchen bedingten 
Entlassung zugeführt . wurden, wurde von 
den Gerichten und von den Staatsanwalt­
schaften und auch vom Bundesministerium 
für Justiz im einzelnen genau geprüft, ob die 
Voraussetzungen für die bedingte Entlassung 
gegeben waren. Ich glaube nicht, daß das 
Bundesministerium für Justiz dem Wunsch 
des Hohen Hauses Rechnung getragen hätte, 
wenn es entgegen den gesetzlichen Voraus­
setzungen nicht für eine bedingte Entlassung 
eingetreten wäre. 

Bei den 1 1  zu lebenslanger Freiheitsstrafe 
Verurteilten oder Begnadigten hatten die 
Gerichte in früheren Jahren - darauf geht 
die etwas höhere Zahl zurück - aus general­
präventiven Rücksichten die Entlassung zur 
Probe verweigert . Die Gerichte wollten erst 
Erfahrungen sammeln - und haben erst 
jetzt eine solche Maßnahme gewälu-t, nachdem 
die Betreffenden ein das gesetzliche Straf­
minimum von 15 Jahren weit übersteigendes 
Strafausmaß verbüßt hatten. Man hat - ich 
darf es nochmals sagen - in diesen J abten 
viele positive Erfahrungen gesammelt, die es 
ermöglicht haben, von dem Gesetz in einem 
größeren Ausmaß Gebrauch zu machen als 
bisher. Sie selbst, Herr Abgeordneter Zeillin­
ger, haben gesagt, daß auch Sie sich viel 
von diesem Gesetz erwarten. Ich darf Ihnen 
sagen : Das Bundesministerium für Justiz 
teilt Ihre Erwartungen. Die bisher behandelten 
Fälle haben im großen und ganzen bewiesen, 
daß das Gesetz ein Instrument der Resoziali­
sierung von straffällig gewordenen Menschen 
geworden ist. 

Vielleicht dient es auch noch dem Interesse, 
wenn ich sage, daß 7 der 1 1  zu lebens­
langer Freiheitsstrafe Verurteilten oder Be­
gnadigten bis Ende April 1966 bedingt ent­
lassen wurden, das heißt also noch unter 
meinem Herrn Amtsvorgänger, was aber nicht 
wieder bedeuten soll, daß ich mich von dieser 
Praxis distanzieren will, sondern ich bin 
auch in dieser Frage mit ihm durchaus einer 
Meinung. 

Der Bericht des Bundesministeriums für 
Justiz an den Nationalrat, über den Sie, 
sehr geehrter HeIT Abgeordneter Zeillinger, 
gesprochen haben, wurde von uns in der 
gleichen Weise wie in den vorausgegangenen 
Jahren verfaßt. Ich bin selbstverständlich 
gerne bereit, Ihre Wünsche hinsichtlich einer 
anderen Abfassung des Berichtes zu berück­
sichtigen. Wenn Sie die Freundlichkeit haben, 
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Bundesminister Dr. Klecatsky 
mir im Detail zu sagen, wie dieser Bericht 
bereichert werden könnte, wird das Bundes­
ministerium für Justiz diesen Wünschen Rech­
nung tragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich darf Ihnen nochmals versichern, daß das 
Bundesministeriu m für Justiz ständig darüber 
wacht, daß das Gesetz in seiner Vollziehung 
nicht etwas wird , was den Wünschen und 
Vorstellungen des Hohen Hauses widerspricht, 
jenen Wünschen und Vorstellungen, die das 
Hohe Haus bei Beschlußfassung über dieses 
Gesetz gehabt hat. Das Bundesministerium 
für Justiz, aber auch die Staatsanwälte und 
die Gerichte, wachen ständig darüber, daß 
das Gesetz ein Instrument der Rechtsordnung 
bleibt und nicht etwa zur Förderung des 
Verbrechens dient. (Bei/all bei der O v  P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort 1 - Es ist dies nicht der 
Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
Bei der A bstimmung wird der Bericht des 

Bundesministers e instimmig zur Kenntnis 
genommen. 

12. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen, betreffend Möglich­
keiten zur Verbesserung der Finanzstatistik 

(477 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
12. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Bundesministers für Finanz.en, betreffend Mög­
lichkeiten zur Verbesserung der Finanzstati­
stik. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Regensburger: Hohes Haus ! 
Der Bericht HI-58 der Beilagen fußt auf 
einer Entschließung des Nationalrates zur 
Beratungsgruppe XI des Bundesfinanzgesetz.es 
für 1967 vom 15. Dezember 1966. 

Die Entschließung hatte folgenden Wort­
laut : 

"Der Nationalrat ersucht den Bu.ndes­
minister für Finanzen, ehebaldigst einen Be­
richt über die Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Finanzstatistik vorzulegen." 

Das Bundesministerium für Finanzen sieht 
in diesem Bericht die Quintessenz und stellt 
eingangs eine allgemeine Feststellung auf. 
In dieser allgemeinen Feststellung wird formu­
liert, daß die Finanzstatistik im Rahmen der 
Wirtschaftsstatistik einen bedeutenden Platz 
einnimmt. Weiters ist festgehalten, daß 

seit Jahren Bemühungen im Gange sind, die 
österreichische Finanzstatistik den Erkennt­
nissen der modernen Wirtschaftsstatistik an­
zupassen. Von dieser Erkenntnis ausgehend, 
hat sich der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen unter dem Vorsitz des Herrn 
Bundesministers für Finanzen im Jänner 1964 
an das Bundesministerium für Finanzen mit 
einer Reihe von " Anliegen an die Finanz­
statistik" gewandt. Sofort nach dem Amts­
antritt des Herrn Bundesministers für Finanzen 
Dr. Schmitz hat er diese "Anliegen" der 
Behandlung durch eine eigene Arbeitsgruppe 
zugewiesen. 

Die "Beratungsrunde für Finanzstatistik" , 
welcher Fachleute aus dem Bundesministerium 
für Finanzen, dem Österreichischen Statisti­
schen Zentralamt , der Verbindungsstelle der 
österreichischen Bundesländer, der Arbeiter­
kammer, der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft, der Oesterreichischen National­
bank und dem Österreichischen Institut für 
Wirtschaftsforschung angehören, hat in den 
knapp zweieinhalb Jahren ihres Bestehens 
wertvolle Arbeit geleistet. 

Der Bericht nimmt nach einer allgemeinen 
Einleitung zu Fragen der Umsatzsteuerstati­
stik, der Einkommensteuerstatistik, der Kör­
perschaftsteuerstatistik, der Gewerbesteuer­
statistik, der Lohnsteuerstatistik, der Ver­
mögens- und Einheitswertstatistik sowie der 
Haushaltsstatistik eingehend Stellung. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß die Anliegen des Beirates für Wirtschafts­
und Sozialfragen bezüglich der Verbesserung 
der Finanzstatistik im wesentlichen erfüllt 
und darüber hinaus eine Reihe von Maß­
nahmen getroffen wurden, welche über die 
Anliegen des Beirates für Wirtschafts- und 
Sozialfragen hinausgehen. 

Der Finanz- und Budgetau.sschuß hat den 
Bericht am 22. Mai 1967 der Vorberatung 
unter'Wgen. Dieser Sitzung wohnte auch 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz bei. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Stari­
bacher, Peter, Jungwirth, Lanc, Ofenböck 
und Wielandner sowie Bundesminister Doktor 
Schmitz. 

Nach der ausführlichen Debatte wurde ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den Ant r a g, das Hohe Haus 
wolle den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen, betreffend Möglichkeiten zur Ver­
besserung der Finanzstatistik, zur Kenntnis 
nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, schlage ich vor, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 
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Präsident Wallner : Eine Wortmeldung liegt 
nicht vor. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bs timmung wird der Bericht 
des Bundesministers einstimmig zur Kennt­
nis  genommen. 

13. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen über Veräußerung 
von unbeweglichem Bundesvermögen im 4. Vier-

tel 1965 (478 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
13. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Bundesministeriums für Finanzen über Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundesvermögen 
im 4. Viertel 1965. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Fink. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. (Der Präsident  übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink : Hohes 
Haus ! Obwohl durch den Ablauf des Bundes­
verfassungsgesetzes vom 16. April 1963, BGBl. 
NI'. 75, eine rechtliche Verpflichtung des 
Bundesministeriums für Finanzen zur viertel­
jährlichen Berichterstattung- über die im Jahre 
1965 getroffenen Verfügungen über unbeweg­
liches Bundesvermögen nicht besteht, hat das 
erwähnte Ministerium einen Bericht über die 
im 4. Vierteljahr 1965 getroffenen Verfügungen 
über unbewegliches Bundesvermögen im Natio­
nalrat eingebracht. 

Dem Bericht ist zu entnehmen, daß in 
diesem Zeitraum Verkäufe mit einer Gesamt­
summe von 287.434,50 S, Täusche mit einer 
Gesamtsumme von 29.612,50 S, unentgeltliche 
Abtretungen in der Höhe von 20.303,37 S 
und schließlich eine Belastung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen mit einer Servitut 
im Schätzwert von 942,24 S erfolgten ; die 
Gesamtsumme der Verfügungen im 4. Viertel­
jahr 1965 erreicht somit 338.292,61 S . In 
einer Zusammenfassung weist der Bericht 
die im Jahre 1965 erfolgten Verfügungen mit 
insgesamt 6,876.462,72 S aus. 

Namens des Ausschusses stelle ich den 
Antrag,  der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundesministeriums für Finanzen über 
Veräußerung von unbeweglichem Bundesver­
mögen im 4. Viertel 1965 zur Kenntnis 
nehmen. 

Für den Fall, daß eine Aussprache statt­
findet, bitte ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzufülu"en. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A bsti mmung wird der Bericht des 
Bunde8ministeriums einstimmig zur Kennt­
nis genommen. 

14. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen über Jahreskredit­
überschreitungen im 1. Vierteljahr 1967 (479 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 14. Punkt 
der Tagesordnung : Bericht des Bundesmini­
steriums für Finanzen über Jahreskreditüber­
schreitungen im 1. Vierteljahr 1967 . 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dipl.­
Ing. Fink. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink : Hohes 
Haus ! In Befolgung einer Entschließung des 
Nationalrates hat das Bundesministerium für 
Finanzen einen Bericht über die im Rahmen 
der Ermächtigungen des Bundesfinanzgesetzes 
vorgenommenen Überschreitungen der Aus­
gabenansätze und die Art ihrer Bedeckung 
für das 1 .  Vierteljahr 1967 im Nationalrat 
eingebracht. Die in diesem Bericht ausge­
wiesenen Kreditüberschreitungen von 180 Mil­
lionen Schilling dienten zur Behebung von 
Hochwasserschäden ; ihre Bedeckung wird 
aus Erlösen von Kreditoperationen gefunden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung am 22. Mai 1967 
in Verhandlung gezogen. Dieser Sitzung wohnte 
auch Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz 
bei. Nach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Wielandner wurde mit Stimmenmehrheit be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit durch 
mich den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministeriums für Fi­
nanzen über Jahreskreditüberschreitungen im 
1. Vierteljahr 1967 zur Kenntnis nehmen. 

So eine Aussprache erfolgt, schlage ich 
ebenfalls vor, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b  s ti mmung wird der Bericht delJ 
Bundesministeriums mit Mehrheit zur Kennt­
ni 8 genommen. 

15. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Zweiten Bericht des 
Bundesministers für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 
des Bundesgesetzes vom 9. September 1966, 
BGBl. Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz) 

(480 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 15. Punkt 
der Tagesordnung : Zweiter Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 
des Bundesgesetzes vom 9. September 1966, 
BGBL Nr. 207. (Katastrophenfondsgesetz). 
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Präsident 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Steiner. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Steiner : Hohes Haus ! Der 
Bundesminister für Finanzen hat am 3. Mai 
1967 den Bericht über die Gebarung des 
Katastrophenfonds im ersten Kalenderviertel­
jahr 1967 eingebracht. An Beiträgen sind 
in diesem Zeitraum 99,993.423 S eingegangen. 
Auf Grund der bisher beim Bundesmini­
sterium für Finanzen eingelangten und er­
ledigten Anträge wurden für Zwecke des 
Schutzwasserbaues 42,582.000 S verausgabt, 
sodaß restlich noch 57,41 1 .423 S zur Verfügung 
stehen. 

Dieser Bestand gliedert sich in 24,998.356 S 
für Zwecke der Förderung der Behebung 
von Schäden im Vermögen physischer und 
juristischer Personen mit Au,snahme von Ge­
bietskörperschaften, 14,999.014 S zur Be­
hebung von Schäden im Vermögen des Bundes, 
4,999.671 S zur Behebung von Schäden im 
Vermögen der Länder, 4,999.671 S zur Be­
he bung von Schä.den im Vermögen der Ge­
meinden sowie 7,414.7 1 1  S für Maßnahmen 
des Schutzwasserbau,es zu,r Vorbeugung gegen 
künftige Hochwasserschäden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht am 22. Mai 1967 in Gegenwart des 
Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz 
der Vorberatung unterzogen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Namens des Au,sschusses stelle ich somit 
den Ant rag, der Nationalrat wolle den 
Zweiten Bericht des Bundesministers für 
Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes 
vom 9. September 1966, BGBl. Nr. 207 
(Katastrophenfondsgesetz), zur Kenntnis 
nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Bericht des 
Bundesministers einstimmig zur Kenntnis  
genommen. 

16. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (447 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat be­
treffend das Übereinkommen (Nr. 120) über 
den Gesundheitsschutz im Handel und in 
Büros sowie die Empfehlung (Nr. 120) be­
treffend den Gesundheitsschutz im Handel und 

in Büros (495 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 16. Punkt 
der Tagesordnung : Bericht an den N 8ttionalrat 
betreffend das Übereinkommen (Nr. 120) über 

den Gesundheitsschu,tz im Handel und in 
Büros sowie die Empfehlung (Nr. 120) be­
treffend den Gesundheitsschutz im Handel 
und in Büros. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Kummer. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kummer : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Das angeführte 
übereinkommen und die den gleichen Gegen­
stand betreffende Empfehlung wurden auf 
der 48. Tagung der Allgemeinen Konferenz 
der Internationalen Arbeitsorganisation, die 
am 17 . Juni 1964 in Genf zusammengetreten 
ist, angenommen. 

Das Übereinkommen gilt im wesentlichen 
für Handelsbetriebe sowie für Arbeitnehmer, 
die vornehmlich mit Büroarbeiten beschäftigt 
sind. Es enthält allgemeine Grundsätze über 
Dienstnehmerschutzvorschriften, wie zum Bei­
spiel Belüftung, Beleuchtung und Gestaltung 
von Arbeitsräumen und -plätzen und der­
gleichen. 

Die Empfehlung enthält darüber hinaus ins 
einzelne gehende Vorschläge sowohl über die 
allgemeinen Grundsätze als auch über andere 
Gegenstände, wie Arbeitsmethoden und Ar­
beitstempo, Speise- und Ruheräume und so 
weiter. Auch werden hievon unter anderem 
Unternehmungen des Post- und Fernmelde­
wesens, Presse- und Verlagsbetriebe, Hotels 
und Pensionen, Gastwirtschaften und ähnliches 
erfaßt. 

Im Hinblick auf die zum Teil einander 
widersprechende Haltung der in Betracht 
kommenden Interessenvertretungen hat die 
Bundesregierung, um der in der Verfassung 
der Internationalen Arbeitsorganisation ver­
ankerten Vorlagepflicht zu entsprechen, in 
der Sitzung des Ministerrates vom 14. März 1967 
beschlossen, dem Nationalrat vorerst den 
gegenständlichen Bericht zu erstatten. Gleich­
zeitig wurden die zuständigen Regierungs­
mitglieder eingeladen, unter Einbeziehung der 
Gebietskörperschaften, soweit deren Zuständig­
keitsbereich berührt wird, zu prüfen, ob und 
inwieweit eine Anpassung der österreichischen 
Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung von 
Neuregelungen zum Zwecke der Ratifikation 
des übereinkommens möglich ist. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Bericht der Bundesregierung in seiner 
Sitzung vom 29. Mai 1967 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, an der sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Skritek, Kulhanek, Altenburger, Dr. Hauser 
und Dr. Kleiner sowie die Frau Bundes­
minister für soziale Verwaltung Grete Rehor 
beteiligten, wurde mit Stimmenmehrheit be· 
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme der Regierungsvorlage zu empfehlen. 
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Dr. Kummer 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
somit der Ausschuß für soziale Verwaltung 
durch mich den A n t r a g, der Nationalrat 
wolle den gegenständlichen Bericht der Bundes­
regierung zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Ein Einwand wird 
nicht erhoben. Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Skritek. (Heitt-rkeit.) Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Skritek (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Da mir der Herr 
Präsident anscheinend gratis die Doktorwürde 
verliehen hat, muß ich berichtigen und fest­
stellen, daß sie mir nicht zukommt. Ich danke 
ihm aber recht herzlich. (Neuerliche Heiterkeit.) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Wir haben unS mit dem Bericht der Bundes­
regierung über das übereinkommen des Inter­
nationalen Arbeitsamtes (Nr. 120) sowie mit 
der Empfehlung (Nr. 120) betreffend den 
Gesundheitsschutz im Handel und in Büros 
zu beschäftigen. Dieser Bericht ähnelt den 
Berichten über . andere Übereinkommen, die 
wir vor kurzem in diesem Hohen Hause 
behandelt haben. Er enthält eine Darstellung, 
warum - damit werde ich mich noch näher 
beschäftigen - dieses übereinkommen nicht 
ratifiziert werden kann, und sagt, man werde 
halt weiter prüfen, ob man dieses überein­
kommen später ratifizieren könne. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Wenn wir uns die hier gegebenen Begründungen 
etwas näher ansehen, warum man dieses 
Übereinkommen nicht ratifizieren kann, dann 
stellen wir fest, daß es zum Teil die üblichen 
Begründungen sind, die vor allem von Dienst­
geberseite bei jedem internationalen über­
einkommen immer wieder vorgebracht werden. 
Es ist besonders auffallend, daß gesagt wird, 
Österreich hätte elastischere, also fast bessere 
Vor8chriften, als sie im übereinkommen ent­
halten sind. Es wird aber dann noch fest­
gehalten, daß die Dienstgeber festgestellt 
hätten, dieses übereinkommen bringe nicht 
mehr vertretbare Eingriffe in die Dispm,itions­
freiheit der Dienstgeber. 

Wer sich den Text dieses übereinkommens 
durchliest, muß sagen , daß das nicht der Fall 
sein kann. Im Bericht ist leider nicht dar­
gestellt worden, worin diese nicht mehr ver­
tretbaren Eingriffe in die Dispositionsfreiheit 
der Dienstgeber bestehen sollten. Das über­
einkommen enthält sehr einfache Forderungen, 

die fast alle, wie wir glauben und geglaubt 
haben, als wir es genau durchlasen, in Öster­
reich eigentlich im wesentlichen erfüllt sind. 

Ein Einwand wird noch vorgebracht, näm­
lich der, daß hier zum ersten Male eine andere 
Textformulierung bezüglich der Empfehlung 
enthalten ist, und zwar, daß gleichzeitig mit 
der Ratifizierung des übereinkommens auch 
Bestimmungen der Empfehlung durchgeführt 
werden, soweit dies im Hinblick auf die inner­
staatlichen Verhältnisse möglich und wün­
schenswert ist. 

Der Bericht der Bundesregierung behauptet, 
diese Bestimmung könne in ihrer Tragweite 
- so haben die Dien8tgeber das festgehal­
ten - nicht abgeschätzt werden, man könn e 
noch nicht sagen, was da8 alles für Verpflich­
tungen mit sich bringe, und deshalb könne man 
das übereinkommen nicht ratifizieren . 

Es wird dann weiter hin festgehalten, es 
müsse, wie üblich, vorerst überprüft werden, 
ob ö&terreichische Rechtsvorschriften aus­
reichen beziehungsweise geändert werden 
können. 

Meine Damen und Herren ! Wenn Sie sich 
das Datum : 17 .  Juni 1964, ansehen, an dem 
dieses übereinkommen in Genf beschlossen 
wurde, dann stellen Sie febt : Wir hatten fabt 
drei Jahre Zeit, zu prüfen, ob die öster­
reichischen Rechtsvorschriften ausreichen. Ich 
darf dazu sagen : Da so ein internationales 
übereinkommen zweimal in zwei Jahren in 
Genf zur Debatte steht und ein Jahr vorher 
der österreichischen Regierung ein Entwurf 
vorgelegt wird, sind es praktisch fast sechs 
Jahre, in denen man sich mit dem Inhalt die&es 
Übereinkommens beschäftigt. Ich glaube aber, 
die angeführten drei Jahre hätten doch zu­
mindebt aUBreichen müssen, zu prüfen, 
welche Rechtsvorschriften dieser Ratifizierung 
entgegenstehen. 

Der Bericht ist daher - das darf ich wohl 
sagen - sehr mangelhaft . Er enthält, wie ich 
festgestellt habe, nur ein paar Erklärungen der 
Dienstgeber, läßt aber an13on&ten offen, worin 
denn eigentlich die echten Hindernisse, die 
dieser Ratifizierung im Wege stehen, bestehen. 

Ich glaube auch, daß die Bundesregierung 
sicherlich die Möglichkeit gehabt hätte, inner­
halb dieser drei Jahre zu prüfen, welche Trag­
weite diese neue Bestimmung im Artikel 4-
des Übereinkommens hat, ob das tatsächlich 
eine Elolche Verpflichtung mit sich bringt, daß 
die ganze Empfehlung voll erfüllt werden muß .  
Das hätte doch sicherlich i n  diesen drei Jahren 
geklärt werden können. 

Ich möchte bezüglich der Zeit noch sagen : 
Da im Übereinkommen klar festgelegt ist, 
daß es erst ein Jahr nach der Ratifizierung 
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Skritek 
in Kraft tritt, hätte die Bundesregierung 
dann, wenn es kleine Differenzen gegenüber 
den Rechtsvorschriften in Österreich geben 
sollte, noch immer die Möglichkeit, die&e 
Differenzen bis zum tatsächlichen Inkrafttreten 
der Ratifikation zu beseitigen. 

Ich hatte geglaubt, daß sich die Bundes­
regierung diese seltene Gelegenheit, ein Über­
einkommen des Internationalen Arbeitsamtes, 
das leicht ratifizier bar ist, zu ratifizieren, 
nicht entgehen lassen würde und uns heute 
nicht in dem üblichen Genre einen Bericht 
darüber vorlegen würde, warum das nicht 
möglich ist, sondern uns tatsächlich berichten 
werde, daß sie eifrig war und eine Ratifizierung 
bereits in die Wege geleitet oder durchgeführt 
hat. Ich bedaure sehr, daß diese Hoffnung 
und diese Erwartung nicht in Erfüllung 
gegangen sind. 

Aus den jetzt von mir angeführten Gründen 
wird die Sozialistische Partei diesen Bericht nicht 
zur Kenntnis nehmen, das heißt den Antrag 
der Bundesregierung, dem vorgelegten Bericht 
zuzustimmen, nicht annehmen. (Abg. Hartl: 
Zwei Jahre hat der Prolcsch versäumt !) Ich darf 
dazu sagen, Kollege Hartl : Soweit mir bekannt 
ist, ist derzeit mehr als ein Jahr die Frau 
Sozialminister Rehor im Amt, sie hat zu 
berichten. Sie hätte, wenn Sie glauben, daß das 
ein Versäumnis des Ministers Proksch war, sich 
doch zumindest bemühen müssen, in dem Jahr 
die Ratifizierung zustande zu bringen. Wir 
wissen ja ganz genau, wer die Schuldigen sind. 
Sie brauchen sie ja nicht zu verteidigen, 
Kollege Hartl ! Diejenigen, die dagegen sind , 
sind ja andere in Ihrem Klub. Leider, hört 
man, bestimmt diese Gruppe, ob ratifiziert 
wird oder nicht. Das ist das Unangenehme. 
loh komme darauf noch zurück. Es sind ja 
noch ein paar Übereinkommen da, über die 
zu sprechen ist. 

Wir werden diesen Bericht diesmal nicht 
zur Kenntnis nehmen. Ich gebe zu, daß das 
eine Abkehr von der üblichen, bisher gehand­
habten Art war, solche Berichte zur Kenntnis 
zu nehmen. Wir wollen damit nur zum Aus­
druck bringen, daß uns die hier vorgebrachten 
Argumente, warum das übereinkommen nicht 
ratifiziert wird, nicht stichhältig und nicht 
ausreichend erscheinen. Ich möchte 
aber auch sagen, daß dieses Dagegenstimmen 
auch eine Art von Prote�t ist gegen die V or­
gangsweise der Bundesreg�erung in der Be­
handlung internationaler Ubereinkommen des 
Arbeitsamtes überhaupt. 

Daher möchte ich mir erlauben, doch noch 
auf einige Tatsachen, die sicher gravierend 
und schwerwiegend für Österreich sind, hinzu­
weisen. Österreich bemüht sich sicherlich 
sehr, überall als fortschrittlicher Sozialstaat 

aufzutreten. Wenn wir die Ratifizierung inter­
nationaler übereinkommen de"3 Arbeitsamtes 
betrachten, dann muß ich sagen, ergibt das 
ein für Österreich nicht sehr günstiges Bild. 

Seit dem Jahr 1952 wurden 15 Überein­
kommen über das Sozialrecht in Genf be­
schlossen. Davon hat Österreich nur zwei 
ratifiziert. Ich darf dazu sagen : Insgesamt 
gibt es 126 internationale übereinkommen. 
Davon hat Österreich nur 34 ratifiziert. Nun 
werden Sie vielleicht sagen : Darunter gibt es 
Übereinkummen, die für Österreich ohne 
Belang sind, oder, der neueste Einwand, ja 
da gibt es Länder in Mrika, in Asien.. die 
ratifizieren eben alles, und daher kann Öster­
reich hier nicht mitkommen, denn Österreich 
erfülle eben ein ratifiziertes Vbereinkommen. 

Aber wenn wir uns in Westeuropa umsehen, 
meine Damen und Herren, steht Österreich 
mit den Ratifizierungen auch nicht f;ehr gut 
da : in Belgien 66, in Frankreich 73, in Italien 
64, in Holland 60, in England 62 und, wie 
gesagt, in Österreich sind nur 34 unterzeichnet 
worden. Wir sehen also, daß auch das Argu­
ment, das wir sonst immer hören, hier nicht 
angewendet werden kann. 

Darf ich Ihnen ein paar dieser überein­
kommen, die nicht ratifiziert sind, noch einmal 
in Erinnerung rufen. Wir werden daraus 
sofort sehen, daß es sich um übereinkommen 
handelt, die bei einigem guten Willen ohne 
weiteres zu ratifizieren wären. 

Da ist ein Übereinkommen aus dem Jahre 
1952 über den Jahresurlaub. Es wurde bisher 
von 4.2 Staaten ratifiziert ; Österreich ist nicht 
darunter. Es gibt bezüglich des Urlaubs 
zwei kleine Fragen, die hier noch offen &ind, 
gar nicht die Dauer des Urlaubes betreffend. 
An zwei kleinen Nebenfragen aus dem Ur­
laubsrecht ist das bisher gleichfalls infolge des 
Vetos der Dienstgeber gescheitert. 

Es besteht ein übereinkommen Nr. 102 
aus 1952 über die Mindestnormen der sozialen 
Sicherheit. Das wurde von Österreich auch 
nicht ratifiziert. 

Ferner gibt es ein übereinkommen Nr. 103 
au� 1952 über den Mutterschutz. Auch das 
wurde nicht ratifiziert, obwohl es auch mit 
einigen nicht sehr wesentlichen Änderungen 
des ASVG. ratifizierbar wäre. 

Ein Übereinkommen aus dem Jahr 1957 
über die wöchentliche Ruhezeit in Handel 
und Büros wurde bisher auch nicht ratifiziert. 
Ich gebe zu, es wäre ein neues Arbeitszeit­
gesetz notwendig. Meine Damen und Herren ! 
Ich glaube, ein neues Arbeitszeitgesetz brauch­
ten wir in Österreich außerordentlich dringend. 
Und es wäre für Österreich in Genf sicherlich 
gut, wenn eines dieser großen übereinkommen 
auf sozialrechtlichem Gebiet ratifiziert werden 
könnte. 
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Skritek 
Darf ich zu dem letzten übereinkommen 

kommen, das ich heute noch erwähnen möchte. 
Es ist das übereinkommen Nr. l U ; es war 
heute in der Fragestunde schon einmal Gegen­
stand der Verhandlung. Es betrifft die Dis­
kriminierung in BeschäftIgung und Beruf. 
Hier handelt es sich um ein internationales 
Übereinkommen des Internationalen Arbeits­
amtes in Genf über die Ergänzung und Spezi­
fizierung der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte. Diese Konven­
tion hat Österreich ratifiziert, das internatio­
nale übereinkommen aus dem Jahre 1 958 
noch nicht. 

. 
Wenn wir sehen, was das übereinkommen be­

inhaltet : keine Diskriminierung oder Benach­
teiligung nach Rasse, . Religion, politischer 
Meinung, nationaler Abstammung, sozialer 
Herkunft in der Beschäftigung, dann müßte 
man doch annehmen, daß Österreich ohne 
weiteres imstande sein könnte, dieses überein­
kommen zu ratifizieren, und es wurde auch 
bisher nicht genau bekanntgegeben, was denn 
eigentlich der Grund dafür ist, warum dieses 
wichtige übereinkommen ·nicht ratifiziert 
wurde. 55 Staaten haben dieses überein­
kommen ratifiziert, nur Österreich hat sich 
bisher ausgeschlossen. Es wurde erst in der 
letzten Debatte darauf hingewiesen, daß vom 
Internationalen Arbeitsamt eigens ein Abge­
sandter nach Österreich gekommen ist, der 
sich bemüht hat, eine Ratifizierung zu er­
reichen, weil man ganz verwundert war, 
daß Österreich dieses Abkommen nicht rati­
fiziert. 

Dieses Abkommen wurde von Italien, von 
der Schweiz, von Schweden, von Dänemark, 
von Norwegen - um nur einige Staaten heraus­
zugreifen - ratifiziert. 

Meine Damen und Herren ! Die Nicht­
ratifizierung dieses Abkommens bringt Öster­
reich wirklich in einen schweren Verdacht, 
nämlich daß Österreich in der Frage der 
Beschäftigung am Arbeitsplatz entweder nicht 
bereit ist, die Menschenrechte zu beachten, 
oder irgendwie Vorbehalte machen möchte. 
Ich glaube, daß die Position Österreichs daher 
nicht sehr gut, sondern sehr, sehr schlecht ist, 
besonders durch die Nichtratifizierung dieses 
übereinkommens. 

Meine Damen und Herren ! Alle diese über­
einkommen werden, soweit mir bekannt ist, 
im weEsentlichen deshalb nicht ratifiziert, weil 
eine der Organisationen der Dienstgeber jeweils 
dagegen Einspruch erhebt. Sonst - das 
habe ich schon gesehen - lieben es unsere 
Dienstgeber auch Esehr, wenn sie in Genf sind, 
darauf hinzuweisen : Österreich ist ein Sozial­
staat. Sie stellen sich auch gern in die Sonne, 

wenn es sich darum handelt, sich als sozialer 
Staat beleuchten zu lassen. Zu Hause aber, 
meine Damen und Herren, gibt es wirklich 
nichts anderes als Schwierigkeiten. Wenn 
man nämlich die einzelnen Gründe betrachtet, 
warum es nicht ratifiziert werden kann, 
dann müßte man sagen : Bei einigem guten 
Willen der Dienstgeber wären sicher diese 
Schwierigkeiten längst zu überwinden ge­
wesen. 

Sie sind ja immer sehr galant zur Frau 
Sozialminister, aber ich glaube, in dem Fall 
ist die Galanterie allein nicht au�reichend. 
Sie müßten auch Ihre Haltung ändern, damit 
diese übereinkommen ratifiziert werden kön­
nen. Damit würden Sie ihr sicher mehr 
helfen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Österreich beteiligt sich an den Arbeiten des 
Internationalen Arbeitsamtes ; es entsendet 
jedes Jahr eine Delegation, die Dienstgeber, 
Dienr,;tnehmer umfaßt, auch Vertreter der 
Regierung, des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung, des Handelsministeriums. Aber 
man muß sich ja dann fragen : Wozu tun wh, 
das alles, wenn wir einzelne übereinkommen 
oder Empfehlungen nicht ratifizieren, sie nicht 
annehmen � Wir tun auch den Delegierten, 
die nach Genf fahren, nichts Gutes, wenn sie 
dort gefragt werden : Jetzt haben wir dieses 
Übereinkommen beschlossen ; wann wird Öbter­
reich denn dieses übereinkommen ratifizieren 1 
Ich glaube·, daß die Delegierten, die nach 
Genf kommen, in keiner sehr angenehmen 
Lage sind, besonders, glaube ich, in der Frage 
des übereinkommens Nr. l U .  

Meine Damen und Herren ! I m  Bericht der 
Bundesregierung war über diese Frage nichts 
enthalten, es war nichts Positives zu berichten. 
Es wurde auch keine Andeutung gemacht, 
wann mit der Ratifizierung dieser überein­
kommen gerechnet werden könne. 

Es wurde von Ihrer Seite in der Debatte 
einige Male gemeint, meine Damen und Herren : 
Man muß den Mut zur Unpopularität haben. 
Sie haben diesen Mut zur Unpopularität, 
meine Damen und Herren, bisher sehr einseitig 
gegen die Dienstnehmer, Pensionisten und 
kleinen Leute gezeigt ( Zustimmung bei der S pO), 
es wäre 8ehr angezeigt, wenn Sie diesen Mut 
der Regierungspartei auch gegen Ihre Dienst­
geberfraktion bezeugen würden, dann würden 
wir sicher das eine oder das andere Hindernis 
beseitigen können und Österreich würde beim 
Internationalen Arbeitsamt in Genf seine 
Stellung wesentlich verbessern. Also, meine 
Herren, nur mehr Mut in den eigenen Reihen 
zur Unpopularität, diesmal auf der anderen 
Seite ! (Beifall bei der SPO.) 
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Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Bundesminister für soziale Verwaltung. 
Ich erteile es ihr. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ich 
möchte zu dem Diskussionsbeitrag des Herrn 
Abgeordneten Skritek in ähnlicher Form hier 
im Hohen Hause antworten, wie ich dies bereits 
im Ausschuß getan habe. 

Es ist richtig : Österreich hat eine Anzahl 
von . Übereinkommen und Empfehlungen, die 
das Internationale Arbeitsamt vorgelegt hat, 
noch nicht ratifiziert. Aber ich darf zum Aus­
druck bringen, verehrte Damen und Herren, 
daß wir in den letzten Monaten versucht haben, 
eine ganze Anzahl von solchen Übereinkommen 
und Empfehlungen einer Erfüllung näherzu­
bringen. Es wurde .der erste Schritt getan ; 
oder anders ausgedrückt : Wir haben eine 
Anzahl von Übereinkommen dem Parlament 
zur Kenntnisnahme vorgelegt und sind daran, in 
diesen Materien auch in Verhandlungen zu 
einer Übereinstimmung zwischen den Dienst­
nehmern, den Dienstgebern und den zuständi­
gen Ministerien zu gelangen, um dann auch die 
Ratifizierung durchführen zu können. 

Da heuer die Vertreter der Dienstnehmer, 
der Dienstgeber und die Regierungsvertreter 
nach Genf kommen, kann darüber berichtet 
werden, daß dem Parlament eine Anzahl von 
Übereinkommen und Empfehlungen zur Kennt­
nisnahme vorgelegt wurden und Bemühun­
gen im Gange sind, zu Ratifizierungen zu 
kommen. 

Es ist gar nicht so einfach, Fragen, die 
durch Jahre keiner Erledigung zugeführt 
werden konnten, in kurzer Frist über die Hürde 
zu bringen. Lassen Sie mich das, verehrte 
Damen und Herren, hier im Hohen Hause 
deponieren. 

Wir haben heute ein bedeutsames Gesetz , 
nämlich "Unfall- und Krankenversicherung für 
den öffentlichen Dienst" beschließen können. 
Die Abgeordneten aller drei Parteien haben 
zum Au.sdruck gebracht, daß dieses Gesetz ein 
gutes ist, und ihr Einverständnis bekundet 
und die Zustimmung gegeben. Auch hier galt 
es, fast unüberbrückbare Meinungsverschie­
denheiten zu überwinden. 

Ich hoffe, daß es für den Bereich der noch 
nicht ratifizierten internationalen Überein­
kommen und Empfehlungen möglich sein wird, 
in absehbarer Zeit die bisher weit auseinander­
gehenden Meinungen in Übereinstimmung zu 
bringen. Von der Warte des Bundesministe­
riums für soziale Verwaltung aus werden wir in 
dieser Richtung bemüht sein. (Beifall bei der 
O v  P und bei Abgeordneten der SPO.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Wir ge­
langen somit zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Bericht der 
Bundesregier ung mit Mehrheit zur K e n n t n i 8 
genommen. 

17. Punkt : Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Landesverteidigung über die 
Hilfeleistungen des Bundesheeres bei Hoch­
wasserkatastrophen 1965 und 1966 (473 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 17. Punkt der 
Tagesordnung : Bericht des Bundesministers 
für Landesverteidigung über die Hilfeleistun: 
gen des Bundesheeres bei Hochwasserkata­
strophen 1965 und 1966. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mayr. 
Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Mayr : Hohes Haus ! Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Im Sinne des § 15  des Geschäfts­
ordnungsgesetzes des Nationalrates erstattet 
der Bundesminister für Landesverteidigung 
den gegenständlichen Bericht über den Um.: 
fang der Hilfeleistungen des Bundesheeres 
anläßlich der Hochwasserkatastrophen in den 
Jahren 1965 und 1966, die bei den Einsätzen 
aufgetretenen Mängel und getroffenen Maß­
nahmen zu.r Behebung dieser Mängel sowie 
die sich aus den Hilfeleistungen des Bundes­
heeres ergebenden budgetären Auswirkungen. 

Ich darf erwähnen, daß von den Soldaten 
insgesamt rund 4,1 Millionen

· 
Arbeitsstunden 

geleistet wurden, 383 Brücken mit einer Länge 
von 7166 m neu errichtet oder instand gesetzt 
wurden und 156 km Straßen neu gebaut 
beziehungsweise instandgesetzt wurden. Die 
Hubschrauber beförderten in 1420 Flugstunden 
6387 Personen und 432.700 kg Güter. 

Bedauerlicherweise hat es bei diesen Ein­
sätzen auch drei Todesfälle gegeben. 

Aus den gewonnenen Erfahrungen ergibt 
sich die Folgerung, daß nicht nur für rein 
militärische Zwecke, sondern auch für Hilfe­
leistungen in Katastrophenfällen - soll ein 
wirkungsvolles Eingreifen gewährleistet sein -
-litets genügend einsatzbereite Truppen zur 
Verfügung stehen müssen. Bei länger an­
dauernden Einsätzen ist es daher notwendig, 
vorü bergehend Versetzungen in die Reserve 
aufzuschieben beziehungsweise Reservisten mit 
Spezialausbildung zu einem außerordentlichen 
Präsenzdienst einzuberufen. Es ist auch unbe­
dingt erforderlich, die an sich geringen Vorräte 
an Verbrauchsmitteln entsprechend zu er­
höhen sowie den Bestand an Pioniergerät, 
Kraftfahrzeugen, Hubschraubern und so weiter 
zu erneuern beziehungsweise zu vermehren. 
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Mayr 
Der Landesverteidigungsausschuß hat den 

gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 18. Mai 1967 in Verhandlung gezogen 
und nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Horejs, 
Regensburger, Steininger, Melter und Eberhard 
sowie der Bundesminister für Landesverteidi­
gung Dr. Prader beteiligten, einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme dieses Berichtes zu empfehlen. Bei den 
Beratungen ergab sich die übereinstimmende 
Auffassung, daß die aufgezeigte notwendIge 
Ergänzung beziehungsweise Vermehrung von 
entsprechendem Gerät und Material die volle 
Unterstützung aller in Betracht kommenden 
Stellen verdient und mit Vorrang möglichst 
umgehend durchzuführen ist. 

über Antrag der Abgeordneten Horejs, 
Regensburger und Genossen wurde ferner ein 
Entschließungsantrag einstimmig angenom­
men, wonach den im Einsatz gestandenen 
Angehörigen des Bundesheeres für ihre auf­
opfernde Pflichterfüllung der Dank und die 
besondere Anerkennung ausgesprochen werden 
Boll. Der Entschließung wurde auch vom 
Abgeordneten Melter, der mit beratender 
Stimme an den Verhandlungen teilgenommen 
hat, namens seiner Fraktion vollinhaltlich bei­
gepflichtet. 

Die E n t s c hl i e ß u n g  lautet : 
Anläßlich der Verhandlungen über den 

Bericht des Bundesministers für Landes­
verteidigung betreffend die Hilfeleistungen 
des Bundesheeres bei den Hochwasser­
katastrophen in den J ahien 1965 und 1966 
i�t der hervorragende Einsatz der Angehöri­
gen des Bundesheeres besonders anerken­
nend gewürdigt worden. 

Der Nationalrat sieht sich daher veran­
laßt, die Bundesregierung zu ersuchen, dem 
in Betracht kommenden Personenkreis in 
geeigneter Form den Dank und die besondere 
Anerkemmng der Volksvertretung zum Aus­
druck zu bringen. 

(Bei/all bei der () V P und bei Abgeordneten der 
SPO.) 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für Landesverteidigung den 
Antrag, der Nationalrat wolle beschließen : 

1. Der Bericht des Bundesministers für Lan­
desverteidigung über die Hilfeleistungen des 
Bundesheeres bei Hochwasserkatastrophen 
1965 und 1966 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung wird angenommen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht des 
Bundesministers einstimmig zur Kenntnis  
genommen. 

Die Entschließung wird einstimmig an­
ge nommen. 

18. Punkt: Bericht des Bautenausschusses 
über den Bericht des Bundesministers für 
Bauten und Technik zur Entschließung des 
Nationalrates vom 20. Jänner 1967, betreffend 
die Einbeziehung des Radstädter Tauempasses 
in das Sofortprogramm 1967 für Lawinenver-

bauung (471 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 18. Punkt der 
Tagesordnung : Bericht des Bundesministers 
für Bauten und Technik zur Entschließung 
des Nationalrates vom 20. Jänner 1967, be­
treffend die Einbeziehung des Radstädter 
Tauernpasses in das Sofortprogramm 1967 für 
Lawinenverbauung. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Steiner. 
Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Steiner: Hohes Haus ! Auf 
Grund der Entschließung des Nationalrates 
vom 20. Jänner 1967 wurde die Bundes­
regierung ersucht, die Südiampe des Rad­
städter Tauernpasses in das Sofortprogramm 
1967 für Lawinenverbauung einzubeziehen. 

Als der hievon in der Hauptsache betroffene 
Ressortleiter erstattete hiezu der Bundesmini­
ster für Bauten und Technik den vorliegenden 
Bericht. Danach sollen die in diesem Gebiet 
bekannten 18 Lawinenstriche zum Teil durch 
offene Verbauung und in vier Fällen - darunter 
auch die Breitlahn - durch Errichtung von 
Lawinengalerien gesichert werden. Mit dem 
Baubeginn ist heuer beziehungsweise im näch­
sten Jahr zu rechnen. 

Der Bautenausschuß hat den vorliegenden 
Bericht in seiner Sitzung am 18.  Mai 1967 in 
Verhandlung gezogen. An der Debatte beteilig­
ten sich außer dem Berichterstatter die Abge­
ordneten Wielandner und Mosel' sowie der Herr 
Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina. Es wurde einstimmig beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Kenntnisnahme des 
Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stelle ich 
somit namens des Bautenausschusses den 
Antr ag, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundesministers für Bauten und Technik 
zur Entschließung des Nationalrates vom 
20. Jänner 1967, betreffend die Einbeziehung 
des Radstädter Tauernpasses in das Sofort­
programm 1967 für Lawinenverbauung, zur 
Kenntnis nehmen. 
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Steiner 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Abgeordnete Wielandner. 
( Unruhe bei der (j VP.) Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wielandner (SPÖ) : Nur keine 
Angst, es wird kurz und schmerzlos sein. 

Hohes Haus ! Ich möchte mich nicht mit 
den wirtschaftlichen Verhä.ltnissen - mit Stati­
stiken und so weiter - des Lungaues befassen, 
denn Sie alle sitzen schon auf Nadeln und 
wollen nach Hause fahren. Aber einiges muß 
ich trotzdem zu dieser Angelegenheit sagen. 

Die Struktur des Lungaues, insbesondere 
die besonderen Verhältnisse, machen die Ver­
bauung dieser Lawinengänge absolut dringend 
erforderlich. Sie alle wissen, daß der Lungau 
im Jahre 1960 als Entwicklungsgebiet aner­
kannt worden ist. Seither sind 13,7 Millionen 
Schilling dorthin geflossen. Und erst der neuen 
Regierung ist es im vergangenen Herbst vor­
behalten geblieben, im Rahmen der Wachs­
tumsgesetze dieses Gebiet aus den förderungs­
würdigen Gebieten auszuklammern, obwohl 
dort 1200 Arbeitskräfte für Industrieansied ­
lungen z.ur Verfügung stehen. 

Eine besondere Rolle spielt die Verkehrsver­
bindung, insbesondere die Katschbergstraße, 
die hier immer wieder zur Debatte steht. Im 
vergangenen Winter ist . sie an 50 Tagen an 
der Südrampe gesperrt gewesen, das entspricht 
nach den Mitteilungen der " Salzburger Wirt­
schaft" ungefähr einem Drittel der Gesamtzeit. 
Man kann sich vorstellen, was das für dieses 
Gebiet bedeutet. 

Diese Dinge waren vorauszusehen, und um 
hier rasch Abhilfe zu schaffen, habe ich 
am 20. Jänner namens meiner Fraktion einen 
Entschließungsantrag eingebracht, dem dann 
die Herren Abgeordneten Glaser und Steiner 
beigetreten sind. Der Herr Abgeordnete Glaser 
hat damals erklärt, daß dieser Antrag nicht 
notwendig wäre, da die A�gelegenheit längst 
durch den Herrn Landeshauptmann Doktor 
Lechner und den Herrn Abgeordneten Steiner 
mit dem Herrn Bautenminister erledigt worden 
wäre. Ich habe damals die "Salzburger 
Volkszeitung" zur Verfügung geha.bt, aller­
dings die von zwei Tagen vorher, in der diese 
Forderung noch erhoben wurde. 

'Aber siehe da, am 25. Jänner, also fünf 
Tage später, fordert die offizielle "Salzburger 
Landes-Zeitung", das Organ der Landes­
regierung; neuerlich die Verbauung dieser 

Lawinengänge, ohne ein Wort davon zu er­
wähnen, daß der Herr Landeshauptmann und 
der Herr Abgeordnete Steiner diese Dinge 
bereits längst erreicht hätten. Das hat mich 
seltsam angemutet. Es ist doch etwas eigen­
artig, wenn man hier Dinge behauptet, die 
dann wenige Tage später in der eigenen Zeitung 
beziehungsweise im Landesorgan widerlegt 
werden. (Abg. Glaser .. Schlechte Redaktion !) 
Das könnte sein. Aber es kommt ja noch 
schöner, Kollege Glaser ! 

Die ÖVP-Mandatare haben anscheinend 
kein Zutrauen zu diesen Zusagen des Herrn 
Bundesministers. Am 19.  April 1 967hatneuerlich 
eine Delegation von ÖVP-Mandataren vorge­
sprochen, und am 2 1 .  April sohreibt die "Salz­
burger Volkszeitung" : Weitere Mittel gegen 
Spengerreith- und Ahornlahn noch im heurigen 
Jahr. Also im Jahr 1967 werden hier noch zu­
sätzliche Mittel zur Verfügung gestellt, das 
möchte ich ganz besonders herausstreichen, 
denn wenige Zeit später hat es sich wieder 
anders herausgestellt. 

Kurze Zeit später habe ich, wie gesagt, den 
Bericht des Herrn Bundesministers für Bauten 
und Technik, Nr. 1II-52, erhalten, der zur 
Debatte steht, und obwohl er mit 16.  März 
datiert ist, ist er erst Mitte Mai bei den Abge­
ordneten angekommen. Im letzten Absatz 
auf Seite 3 dieses Berichtes wird nun festgestellt, 
daß der Baubeginn für die Verbauung der 
Spengerreithlahn und der Ahornlahn erst für 
1 968 vorgesehen ist. 

Aus diesem Grunde habe ich am 1 8. Mai 
1967 im Bautenausschuß die konkrete Frage 
an den Herrn Bundesminister für Bauten ge­
richtet, wann mit der Verbauung dieser beiden 
Lawinengänge wirklich zu rechnen sei bezie­
hungsweise ob man sie nicht vorziehen könne. 
Der Herr Bautenminister erklärte, daß dafür 
keine Mittel vorhanden wären. Auf meinen 
weiteren Vorschlag, er möge doch prüfen, ob 
nicht andere Mittel herangezogen werden könn­
ten, etwa durch Teilung der Beträge, hat er 
geantwortet, daß diese Frage geprüft werden 
würde. 

Was ist nun richtig : Die Erklärung des 
Herrn Bundesministers im Bautenausschuß 
oder die groß aufgemachte Mitteilung im Landes­
organ der Österreichischen Volkspartei vom 
2 1 .  April 1 967 � (Abg. Glaser :  Herr Kollege 
W ielandner ! Wenn man Ihnen zuhört, wie 
gescheit Sie sind, versteht man gar nicht, daß 
Sie beim Unterschreiben der Wahlvorschläge die 
falsche Liste erwischt haben !) Danke schön. Das 
war sehr fair, Herr Kollege Glaser ! (Abg. 
Dr. Pittermann : Habt ihr viellewht Wahlen in 
Salzburg in der nächsten Zeit ?) Ich habe auch 
einmal eine Zeitungsnotiz in der "Neuen Front" 
gelesen, aber ich würde mich hüten, diese hier 
zu gebrauchen. ' 
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Wielandner 
Die zweite Frage im Bautenausschuß, welche 

ich stellte, ging dahin, Aufklärung über die 
Maßnahmen zu erhalten, welche gemeinsam 
mit dem Bundesministerium für Landwirt­
schaft getätigt werden. Darüber wurde uns 
ein Bericht zugesagt, der allerdings noch nicht 
eingetroffen ist. 

In Aussendungen an Verkehrsvereine, Herr 
Kollege Glaser, in Zeitungsglossen und f,0 
weiter rühmt man die Erfolge der ÖVP­
Mandatare hier in Wien, die in Wirklichkeit 
- das möchte ich feststellen - der sozia­
listischen Initiative in diesem Haus zuzu­
schreiben sind. 

Die Berichte des Herrn Bundesministers 
an dieses Haus widersprechen den Zusagen des 
gleichen Ministers an bei ihm vorsprechende 
Delegationen. Was stimmt nun wirklich � 
Wann werden diese Lawinengänge verbaut : 
im heurigen Jahr oder im nächsten Jahr � 

Mir geht es nicht so wie Ihnen um politisches 
Kapital, Herr Kollege Glaser, sonst hätte ich 
auf die ÖVP-Aussendungen anders reagiert. 
Es geht darum, den Lungau endlich winter­
sicher mit dem übrigen Bundesland Salzburg 
verbunden zu wissen, denn trotz aller Ver­
sprechungen bezweifle ich, daß die Tauern­
schnellstraße, die alle Probleme lösen würde, 
so rasch gebaut wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Zeillinger. ( Unruhe bei der Ö V P.) 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Ich weiß 
nicht, meine Herren, warum Sie sich immer so 
aufregen. Sie können sich beim Kollegen 
Halder erkundigen. Der wirft uns ja vor, daß 
wir Freiheitlichen mangelnden Flei ß haben, 
und wir wollen uns diesen Vorwurf nicht wieder 
machen lassen. Bei Fairneß, da können wir 
auch sehr fair sein, aber wir werden jetzt in 
der gleichen Tonart, die Sie angebchlagen haben, 
die Verhandlungen weiterführen. 

Es ist ein Irrtum, wenn Sie glauben, meine 
Herren von der Regierungspartei, daß wir 
dann, wenn Sie reden, stundenlang zuhören 
müssen, während Sie, wenn einer von uns 
redet, gleich Zeichen dafür geben, daß Sie 
gelangweilt und empört darüber sind, daß es die 
Opposition überhaupt wagt, zu sprechen. 
So weit haben es die Herren Klaus und Withalm 
noch nicht gebracht, daß die Opposition nicht 
mehr sprechen kann ! Sie möchten es, das ist 
Ihr Wunsch, das sieht man ja : Sie exerzieren 
es uns ja jedesmal vor, wenn ich zum Redner­
pult gehe . .  Warum tun Sie das, meine Herren � 
Wenn ich an die heutige langweilige Vorle­
sung des Kollegen Halder , der nicht ein Wort 
frei gesprochen hat, denke, der geschäfts­
ordnungswidrig immer wieder vorgelesen hat, 

dann muß ich sagen, daß wir viel mehr Recht 
gehabt hätten, festzustellen, wie langweilig 
und wie empörend das ist. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß es langweilig ist, einem frei 
sprechenden Redner zuzuhören. Wir werden 
Sie jedesmal daran erinnern, denn das ist der 
Ton, den Sie jetzt hier im Parlament wünschen ; 
wir werden Sie jetzt jedesmal daran erinnern, 
wenn wieder so langweilige Vorlesungen von 
Ihrer Seite kommen. Dann können Sie Ihren 
Rednern auch beibringen, dag Parlaments­
geschehen etwas mehr zu beleben ! ( Abg. 
Dr. van Tongel:  Haben Sie das notwendig 
gehabt ?) 

Ich habe an und für &ich geglaubt, daß zuvor 
jene geseufzt haben, die eventuell noch ihren 
Zug erreichen wollen, aber dem ist anscheinend 
doch nicht so. Sie wissen, Herr Kollege : Alles 
kann man mir antun ; aber wenn man mich 
unterbricht, dann gehe ich darauf ein. Das ist 
ein Fehler von mir, ich wäre sonst vielleicht 
schon fertig. 

Meine Damen und Herren ! Der Punkt, der 
jetzt zur Diskussion steht, ist eigentlich 
viel zu ernst und viel zu wichtig, als daß wir 
ihn so mit Lachen und unter Zeitdruck, weil 
wir es eilig haben, zur Bahn zu kommen, 
erledigen. Ich würde auch lieber nach Hause 
fahren, ich sage es Ihnen ganz offen, aber ich 
halte es für notwendig, daß wir uns doch ein 
bißehen Gedanken machen über diese Ange­
legenheit. Denn was ist denn die Ursache 
dafür, daß wir heute diesen Bericht bekommen 
haben ? Eg mußten zahlreiche Menschen 
'1terben. Sie kennen alle das tragische Unglück, 
das letzten Endes dazu geführt hat, daß man 
nun darangegangen ist, die Breitlahn an der 
Tauernstraße zu verbauen. Nun wollen wir 
einmal überlegen : Wenn diese Lawine zufällig 
nich_t auf der Breitlahn, sondern auf der von 
meinem Vorredner genannten Ahornlahn, auf 
der Spengerreithlahn oder auf der Schaidberg­
lahn niedergegangen wäre, dann hätte man 
wahrscheinlich die Ahornlahn oder die Schaid. 
berglahn verbaut und es wäre die andere 
Stelle weiterhin gefährlich. Die Tauernstraße 
hat eine ganze Reihe von gefährlichen Stellen, 
wo wir mit sicheren Lawinenabgängen rechnen 
müssen . 1st es nicht tragisch, feststellen zu 
müssen, daß erst 30 junge Menschen sterben 
mußten, ehe man an die Lawinenverbauung 
herangeht ? 

Mit der Breitlahn ist sicher ein großer und 
sehr gefährlioher Lawinenabgang auf der Süd­
seite des Tauern abgesichert worden, aber die 
Tauernstraße ist �o lange nicht sicher - das 
zu sagen ist unbedingt notwendig -, bevor nicht 
auch die Ahornlahn, die Spengerreithlahn und 
die Schaidberglahn verbaut sind. Ich möchte 
das heute dem Herrn Minister deswegen sagen, 
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Zeillinger 
und ich mache Sie darauf aufmerksam, weil 
man dann, wenn eines Tages wieder ein Auto 
verschüttet wird und wieder unzählige Tote 
aus der Lawine herausgesucht werden müssen, 
doch auch die Verantwortlichen suchen muß. 
Die Verantwortlichen sagen : Das Ausland hat 
sich darüber aufgeregt, daß hier der Tod vieler 
Fremder betrauert werden mußte. Hier ver­
bauen wir jetzt. Aber die Ahornlahn, die 
Spengerreithlahn und die Schaidberglahn, das 
schieben wir hinaus. Wir haben derzeit wieder 
einmal kein Geld, um diese zweifellos dringen­
den Aufgaben zu lösen. 

Die Tauernstraße ist nun einmal, wie Sie ja 
wissen, die einzige Verbindung des Lungaues mit 
dem Salzburger Land. Wenn diese übrigen 
Lawinenabgänge nicht verbaut werden, dann 
haben wir trotz der Verbauung der Breitlahn 
die Straße nach Tamsweg und in den Lungau 
hinein im Winter immer wieder gesperrt, 
weil eben die anderen Lawinenabgänge die 
Sperren erzwingen. Die Zahl der Sperrtage 
wird sich zwar verringern, aber eine Freihal­
tung der Verbindung nach dem Lungau kann 
mit dieser einen Verbauung keineswegs gesichert 
werden. 

Eine damit in Zusammenhang stehende 
Lösung - und derentwegen habe ich mich in 
erster Linie gemeldet, weil ich den Herrn 
Minister darauf aufmerksam machen möchte -
ist die Tauernschnellstraße. Herr Bundes­
minister ! Für den Winter ist es trotz der 
Lawinenverbauung notwendig, so schnell wie 
möglich den Schnellverkehr von der Tauern­
straße - das ist also jene Straße, bei der jetzt 
die Verbauung durchgeführt wird - auf die 
Tauernschnellstraße umzuleiten. Man ist ja 
bekanntlich überhaupt, soweit ich es aus Fach­
gutachten weiß, in der Verkehrspraxis bemüht, 
den Schnellverkehr von den Paßstraßen, auch 
von jenen, die gut ausgebaut und verbaut sind, 
wegzubekommen. 

Darüber hinaus wird aber die' Tauernschnell­
straße schon in kurzer Zeit durch die erwartete 
Zunahme des Verkehrsaufkommens im Fern­
verkehr nach Kärnten und in die Steiermark 
eine unbedingte Notwendigkeit werden. Es 
ist also nicht nur im Interesse des Lungaues, 
sondern letzten Endes auch im Interesse 
Kärntens - und es stellt auch eine gute Ver­
bindung in die Steiermark dar -, daß die 
TauernschnelJstraße so rasch wie möglich 
fertig gestellt wird. Das ist ein Anliegen nicht 
nur der Salzburger , sondern ih gleicher Weise 
auch der Kärntner Abgeordneten. Es müßten 
Mittel und Wege - nämlich auch die notwen­
digen finanziellen Mittel - gefunden werden. 

Wenn wir uns alles ansehen, was bisher ge­
schehen ist, so glaube ich, daß das eines der 
Vorhaben ist, das viel dringlicher wäre als 

manches andere, denn es geht hier nicht nur um 
den wirtschaftlichen Verkehr, sondern letzten 
Endes auch um den Fremdenverkehr, der hier 
über diese Straße rollt und rollen soll. Ich darf 
es noch einmal sagen : Ein nochmaliges Lawi­
nenunglück wie das letzte, das wir betrauern 
mußten , wäre nicht nur tragisch wegen der 
Toten, sondern es würde auch eine schwere 
Schädigung des Fremdenverkehrs bedeuten. 
Die Schweizer und bayri8chen Zeitungen haben 
das natürlich alles entsprechend gegen unseren 
Fremdenverkehr ausgenützt. 

Ich darf Sie, Herr Bundesminister, noch ein­
mal darauf aufmerksam machen, daß unserer 
Meinung nach mit der Verbauung der Breit­
lahn nur ein Anfang gemacht ist, daß da-.nit 
gar nichts getan ist, wenn nicht auch die ande­
ren Lawinenabgänge abgesichert werden. Wir 
können nicht warten, bis wieder Tote auf der 
Straße liegen. Es ist leider eine Taktik, die 
von der Regierung immer wieder angewendet 
wird : Bevor es nicht eine gewisse Zahl von 
Toten gibt, wird an der Straße nichts gebaut. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch auf einen 
Umstand hinweisen : Ein merkwürdiger Zu­
stand in Österreich sind die Lawinenkommis­
sionen. Wir haben, wie Sie wissen, Lawinen­
kommis'3ionen, die aus der Bevölkerung zu­
sammengesetzt werden, und diese armen Teufel 
tragen nun die Verantwortung, eine Straße zu 
sperren oder ofIenzuhalten. Sperren sie die 
Straße, dann bekommen sie die bittersten Vor­
würfe von der Wirtschaft und aus Kreisen des 
Fremdenverkehrs. Sperren sie die Straße nicht, 
dann stehen sie mit einem Fuß praktisch be­
reits im Arrest. Sie wissen ja, daß auch beim 
letzten Unglück die Lawinenkommission die 
Straßensperre aufgehoben hat, obwohl vier 
Lawinen oben gehangen haben und man nicht 
gewußt hat, welche herunterkommt. Man hat 
diese Leute vor Gericht gestellt. Sie sind straf­
bar, wenn sie die Straße aufmachen. 

Das ist ein unhaltbarer Zustand. Der Bund 
kann doch nicht Straßen bauen und dann die 
Sicherung der Straße Privaten übertragen, die 
zwischen ihrem Pflichtbewußtsein und den 
wirtschaftlichen Interessen ihrer Umgebung 
hin- und hergerissen sind, die natürlich auf sie 
Einfluß nimmt und trotz der hängenden Lawi­
nen sagt : Macht doch die Straßen auf, damit 
die Fremden herein und die anderen Fremden 
wegfahren können ! 

Ich darf also die Regierung auf diesen 
kuriosen und untragbaren Zustand aufmerksam 
machen. Wir können nicht in Gebirgsgegenden 
die Straßen entgegen den internationalen 
Erfahrungen so schlecht bauen, daß sie gemein­
hin als gefährlich zu bezeichnen sind, und die 
Sicherheit des Verkehrs dann den Privaten 
überlassen. 
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Wir werden diesen Bericht zustimmend zur 

Kenntnis nehmen. Wir Freiheitlichen haben es 
aber für dringend notwendig gehalten, die 
Regierung auf die bisherigen Versäumnisse 
aufmerksam zu machen, deren Beseitigung 
nicht nur im Interesse des Lungaues, sondern 
auch der Salzburger, der Steirer, der Kärntner 
und der Wirtschaft in diesen Gebieten über­
haupt liegt. (Beifall bei der F pO.) 

Bei der Abs timmung wird der Bericht 
des Bundesministers e instimmig zur K e nnt­
nis  genommen. 

19. Punkt: Wahl eines Schriftführers 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
letzten Punkt : Neuwahl eines Schriftführers. 

Durch den Verzicht der Frau Abgeordneten 
Rosa Jochmann auf ihr Mandat ist auch die 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Abge- Stelle eines Schriftführers neu zu besetzen. 

ordnete Glaser. Ich erteile es ihm. (Abg. Es wurde mir vorgeschlagen, an Stelle von 
Hort" : Trara ! Trara ! Der Gla8er ist da !) Frau Rosa Jochmann Frau Abgeordnete Herta 

Winkler zum Schriftführer zu wählen. 
Abgeordneter Glaser (ÖVP) : Meine Damen 

und Herren ! An Ihnen wird es liegen, ob meine 
jetzigen Ausführungen die kürzesten während 
meiner bisherigen parlamentarü,chen Tätigkeit 
überhaupt werden. (Abg. [ng. Häus e r :  
Gar nicht reden ist am kÜ'I'zesten !) 

Zunächst darf ich sagen : Lawinenunglücke, 
meine Damen und Herren, hat es nicht nur bis­
her stet8gegeben, sondern wird es bedauerlicher­
weise auch in Zukunft wahrscheinlich immer 
geben, :nicht nur in Österreich, sondern auch in 
anderen Ländern. Es ist dem Herrn Abge­
ordneten ZeilIinger vorbehalten geblieben, 
Lawinenunglücke parteipolitisch auszuschroten. 
(Abg. Dr. van Tonge l :  Das iltt eine unerhörte 
Behauptung !) Ich überlasse es ferner der Be­
urteilung dieses Hohen Hauses, ob jemand aus 
einer Diskussion über den Bericht der Verbau­
ung der Radstädter Tauernstraße beziehungs­
weise der Katschberg-Bundesstraße partei­
politisches Kapital schlagen wollte. 

Die Wahl der Schriftführer ist gemäß § 67 
Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz mittels Stimm­
zettel vorzunehmen. Sie finden · die Stimm­
zettel in Ihrem Pult vorbereitet. Es sind dies 
leere weiße Karten mit dem Aufdruck 
"Nationalrat" " Ich bitte ausschließlich diese 
als Stimmzettel zu verwenden. Leere Stimm­
zettel sind ungültig. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Wahlvorschlag zustimmen, auf dem Stimm­
zettel entweder "Wahlvorschlag" oder den 
Namen des Vorgeschlagenen zu setzen. Die­
jenigen Abgeordneten, die diesem Wahlvor­
schlag nicht zu.stimmen, bitte ich den Namen 
des von ihnen Vorgeschlagenen auf dem 
Stimmzettel zu. vermerken. 

Ich bitte nunmehr, die Stimmzettel auszu­
füllen. Die Beamten des Hauses ersuche ich, 
die Stimmzettel einzusammeln. ( Beamte des 
Hauses sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die Stimmenabgabe ist geschlossen. Ich 
ersuche die Schriftführer, gemeinsam mit den 
Beamten des Hauses das Skrutinium vorzu­
nehmen. Ich unterbreche die Sitzung zu 
diesem Zwecke auf einige Minuten. 

Die Sitzung wird um 18 Uhr 5 Minuten 
unterbrochen und um 18 Uhr 10 Minuten 
wiederaufgenommen. 

Präsident :  Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf und gebe das Wahlresultat 
bekannt : 

Ich möchte lediglich feststellen : Mit der Ver­
bauung der Radstädter Tauernstraße und der 
Katschberg-Bundesstraße, mit der Lawinen­
sichermachung, vor allem mit der Winter­
sichermachung, wurde zu einem Zeitpunkt be­
gonnen, als der Herr Abgeordnete Wielandner 
noch gar nicht im Parlament war, und die 
Zurverfügungstellung von Sondermitteln für 
den Ausbau im Laufe dieses Sommers war 
bereits gesichert, noch ehe der Herr Abge­
ordnete Wielandner zum erstenmal zu diesem 
Th . d "  H h h Abgegebene Stimmen 137 ; hievon leer und ema In lesem ause gesproc en at. 

't "lt' 1 
. 

"lt' St ' 136 " .  soml ungu Ig ; somIt gu Ige Immen " 
Selbstverständlich wird die Österreichische Die absolute Mehrheit beträgt 69. Auf den 

Volkspartei diesen Bericht zustimmend zur I Wahlvorschlag entfielen 136 Stimmen. Damit 
Kenntnis nehmen . Und wer nicht glauben erscheint Frau Abgeordnete Herta Winkler 
sollte, daß die Ausführungen des Herrn Abge- zum Schriftführer gewählt. (Allgemeiner Bei­
ordneten Wielandner einen ganz bestimmten fall.) 
Zweck hatten, der möge morgen das sozialisti- Ich frage die Gewählte, ob sie die Wahl 
sche Blatt für das Bundesland Salzburg an- annimmt. 
sehen. (Heiterkeit und Beifall bei der Ö V  P.) 

Abgeordnete Herta Winkler : Ich nehme an. 
Präsident: . Zum Wort ist niemand mehr ge- Präsident :  Die Tagesordnung ist erschöpft. 

meldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Im Einvernehmen mit den Parteien weise 
Berichterstatter verzichtet. auf das Schlußwort. ich die in der heutigen Sitzung eingebrachten 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. I Anträge 
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Präsident 
51jA der Abgeordneten Dr. Hauser, 1 .  Bericht des Handelsausschusses über die 

Dr. Oskar Weihs, Dr. van Tongel und Genossen, Regierungsvorlage (451 der Beilagen) : Bundes­
betreffend ein Bundesgesetz betreffend die gesetz, mit dem der Patentanwaltsberuf ge­
Förderung der Finanzierung von Ausfuhr- regelt wird (Patentanwaltsgesetz) (49 1 der 
geschäften, und Beilagen) ; 

50jA der Abgeordneten Dr. Hauser, 2. Bericht des Ausschusses für wirtschaft-
Dr. Oskar W�ihs, Dr. van Tong

.�
l und <?enossen, liehe Integration über den Vierzehnten Bericht 

�etreffen�
. 

em Bundesgesetz ube�. dIe neuer· der Bundesregierung betreffend den Stand 
hche Abanderung des Ausfuhrforderungsge-. der wirtschaftlichen Integration Europas für 
setzes 1 964, die Zeit vom 2. Mai 1966 bis 3 1 .  Dezember 1966 
dem Finanz- und Budgetausschuß z u .  (483 der Beilagen) ; 

Antrag 53 jA der Abgeordneten Altenbt.rger, 
lng. Häuser, Melter und Genossen, betreffend 
die Abänderung des Bundesgesetzes vom 
10. März 1 967, BGBl . Nr. 1 1 7, über die Ge· 
währung einer Sonderunterstützung an im 
Kohlenbergbau beschäftigte Personen im Falle 
ihrer Arbeitslosigkeit, we i s e  ich dem Ausschuß 
für soziale Verwaltung z u. 

3. Bericht des Handelsausschusses über den 
vom Bundegminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie vorgelegten Bericht des Mühlen· 
fonds für die Zeit vom 1 .  1 .  bis 31.  1 2. 1966 
(492 der Beilagen) und 

4. Wahl der Vertreter Österreichs in die 
Beratende Versammlung des Europarates. 

Die n ä c hste Sitzung berufe ich für Diese Sitzung beginnt mit einer Fragestunde. 
Mittwoch, den 7. Juni, 1 1  Uhr, mit folgender 
Tagesordnung ein : Die Sitzung ist ge s c hl o s s e n. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 15 Minuten 

Verzeichnis der Mitglieder und Ersatzmit­
glieder des Ausschusses zur Beratung der 
Regierungsvorlagen : Wohnbauförderungsge­
setz 1968 (499 der Beilagen) und Mietrechts-

änderungsgesetz (500 der Beilagen) 

M i t g l i ed e r : Dr. Bassetti, Dr. Josef Gruber, 
Dr. Halder, Dr. Hauser, Kern, Di. Kummer, 
Leisser, Marwan-Sehlosser, Mayr, Nimmervoll, 
Prinke, Steiner, Tödling, Voll mann (ÖVP) ; 

Dr. van Tongel (FPÖ). 

Ersatzmitgli e d e r : Deutschmann, Fach­
leutner, Dr. Fiedler, Dipl.-Ing. Fink, Fritz, 
Glaser, Hartl, Kinzl, Marberger, Regens­
burger, Staudinger, Stohs, Titze, Dipl.-Ing. 
Tschida (ÖVP) ; 

Dr. Hertha Firnberg, Frühbauer, Haberl, 
Ing. Häuser, Hellwagner, Horejs, Dr. Stella 

Babanitz, Horr, Dr. Kleiner, Lukas, Moser, Klein.Löw, Konir, Pfeffer, Pölz, Robert Weisz, Franz Pichler, Skritek, Thalhammer, Dr. Tull, Herta Winkler (SPÖ) ; 
Weikhart, Wielandner, Gertrude Wondtack 
(SPÖ) ; Zeillinger (FPÖ). 
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